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19. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 12. September 1956 

Vizepräsident Bögler eröffnet um 9.36 Uhr die Sitzung. 

Vb:ep:räsldent Bögle:r: 

Meine Damen und Herren[ Die 19. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer der 
heutigen Sitzung sind die Herren Abgeordneten Rein
hard und Saxlcr. Die Rcdnerlistc führt der Herr Ab
geordnete Reinhard. Entschuldigt fehlen die Frau Ab
geordnete Hennans-Hillesheim und die Herren Abge
ordneten Dedenbach, Hitter, Schlick, Werle und Kali
nowski. 

Als Gasthörer darf ich begrüßen Schülerinnen der Städ
tischen Frauenarbeitsschule Mainz. 

(Beifall des Hauses.) 

Die Fraktion der SPD hat einen Urantrag eingebracht, 
der unter Nr. II/l 79 als Drucksache noch verteilt wer
den soll. Es handelt sich dabei um eine Änderung des 
Gemeindewahlgesetzes. Ich darf das Haus n~ch Ver
lesung des Antrages fragen, ob es damit einverstanden 
ist, daß dieser Urantrag noch auf die Tagesordnung 
gesetzt wird. - Herr Abgeordneter Saxler, wollen Sie 
bitte den Antrag verlesen. 

Abg. Saxler (Beisitzer): 

An den Herrn Präsidenten des Landtages im Hause. 

Uranh-ag der Fraktion der SPD 

Der Landtag wolle beschließen: 

Landesgesetz 

:r-ur ÄmlPrung des GemeindewahJgesetzes vom 27. 
September 19-18 in der Fassung vom 13. September 

1952 (GVBI S. 127) 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiennit verklindet wird: 

Artlkel I 
§ 5 Abs atz 3 des Gemeindewahlgesetzes vom 27. Sep
tember 1948 in der Fassung vom 13. September 1952 
(GVBI S. 127) erhält folgende Neufassung: 

„(3) .Angestellie und Beamte, die im Dienste einer 
Körperschaft stehen und in deren Vertretung 
gewählt werden, müssen sich vor Annahme der 
Wahl entscheiden, ob sie im Dienste der Körper
schait oder in deren Vertretung tätig sein wol
len. . . 
Sie können nicht gleichzeitig Bedienstete der 
Körperschaft und Mitglied deren Vertretung 
sein." „ 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom .... . 19 .. 
in Kraft. 

Mainz, den 

Vlzepräsident Bögler: 

1956 

Der Ministerpräsident 

Für die Fraktion: 
gez. Her tel 

Meine Damen und Herren! Ich darf nun darüber ab
stimmen lassen - - -

(Abg. Diel: Ich erhebe Widerspruch!) 

- Der Herr Abgeordnete Diel erhebt Widerspruch, daß 
dieser Tagesordnung·spunkt heute behandelt wird. 

(Zuruf bei der SPD: Kann das der Herr Abge~ 
ordnete Diel allein? - Abg. Dr. Boden: Mit 

unrerstützung!) 

- Die Fraktion der CDU unterstützt den Widerspruch. 
Damit ist eine Mehrheit gegen die Behandlung des 
Tagesordnungspunktes gegeben. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
auf die 

Zweite und Dritte Beratung eines Vlel"ten Landes
gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 

Besoldungsrechts 
- Drucksache II/170 und 

folgende Drucksachen H/177 und II/178 -

Berichterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses 
ist Herr Abgeordneter Dr. Habighorst. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Dr. Hablghorst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Haus
halts- und Finanzausschuß hat sich gestern mit der 
Drucksache II/170 und mit der Drucksache II.'177, dem 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD, eingehend be
schäftigt. 

Wie schon in der Generaldebatte sichtbar wurde. war 
• es der Wunsch aller hier im Hause vertretenen. Par

teien bzw. Fraktionen, möglichst ohne Änderung diese 
Regierungsvorlage durchzubringen, damit sie noch in 
dieser Landtagssitzung verabschiedet und mit dem 
1. Oktober wirksam werden kann. Der Antrag Nr. 177 
wurde auch aus diesem Grunde, und zwar vornehmlich 
aus diesem Grunde, im Ausschuß abgelehnt, weil, wenn 
man diesem Antrag stattgegeben hätte. auch andere 
Anträge und Vorschläge, die von den einzelnen Orga
nisationen gemacht worden sind, einer eingehenden 
Beratung hätte unterziehen müssen, es dann ab€r un
möglich gewesen wäre, das Gesetz heute in zweiter und 
dritter Lesung zu verabschieden. 

Der Ausschuß hat dann zwei Änderungen, die ich 
Ihnen vortragen möchte, einstimmig beschlossen, und 
zwar zunächst als erste Änderung - Sie Hegt Ihnen 
v<>r in der Drucksache II/178 - ,, die wie folgt lautet: 

Es wird eine neue Ziffer 10. eingefügt: 

10. In den Besoldungsgruppen A 8 c 3, A 8 c 4 und 
A 8 c 5 erhalten die Angaben über die Zuwei
sung zu den Tarifklassen des Wohnungsgeld
zuschusses die folgende Fassung: „Wohnungs
geldzuschuß: V." 

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß macht damit 
dem Hohen Hause einsbimmig den Vorschlag, d ie Klas
sen VI und VII zu streichen. 

Ich darf Ihnen kurz sagen, worum es dabei geht. In 
diesen Gruppen A 8 c 3, A 8 c 4 und A e c 5 befinden 
sich in der Hauptsache Polizeiwachtmeister, die nach 
dem geltenden Recht den Wohnungsgeldzuschuß nach 
der Tarifklasse VI erhalten. Da nun die meisten Poli
zeiwachtmeister in Gemeinschaftsunterkünften woh
nen, ist das, was das Wohnungsgeld angeht, ohne Be
deutung. Zur Zeit aber haben wir 250 Polizeiwachmei
ster dieser Besoldungsgruppe, die bereits im Einzel
dienst sind und nicht mehr in Gemeinschaftsunter
klinften wohnen.. Diese Beamten sind durchweg älter 
und verheiratet. 

Es erschien deshalb dem Ausschuß geboten, diese Poli
wachtmeister der Tarifklasse V zuzuteilen, um ihnen 
einen Wohnungsgeldzuschuß in gleicher Höhe zu ge
währen wie den übrigen Beamten der Besoldungs-
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gruppe A 6 bis A 1() b. Die gleiche Regelung besteht au.eh 
in Nordrlit'in-Westfalen und in Bremen, wo die Polizei
beamten der Tarifklasse V zugeteilt sind. 

Es i..st somit notwendig, daß in der Anlage 7 zu dem~
setz die Klassen VI/VII gestrichen werden und statt 
dessen eine Anmerkung eingefügt wird, die folgenden 
\>Vortlaut hat: 

B<'amt~ mit Wohnung:o;ge!dzui1cliuß nadi. Tarifklasse 
V erhalten, so!ern ihnen nur der WohnungsgeJdzu
sdiuß der nächstniedrigen ~rarifklasse zu~teht, in 
Orbklasse S, A, Bund C 57, 48, 40 und 31 DM. 

Da in der Spalte der Tarifklasse V jedodi. Wohnungs
g1'td7.U!"cirnß der ledigen Beamten unter 40 Jahren nicht 
eingearbeitet ist, muß dieser Wohnungsgeldzuschuß in 
ciiwr lw„on<leren Anmerkung angegel>f·n werden; 

Dieser Wohnungsgeldzuschuß der ledigen Beamten 
unt~r 40 Jahren ist nach den Bestimmungen des Be
soldungsgesetzes auch Verheirateten zu gewähren, 
wc~nn ihre Ehegatten im öffentlichen Dienst stehen, 
jedoch nur dann, wenn kein Anspruch auf Kinder
geld be~teht. 

Herr Präsident, ich darf Ihnen das hiermiL übenek:hen, 
es i~t noch nicht vervielfältigt worden. 

Es iRt dann weiter einstimmig beschlossen worden - 1 

'Nie Sie <1us der Drucksache II/187 ersehtu wollen-. eine 
neue Ziffer 11 eim:ufügen: • I 

In § 31 des Besoldungsgesetms wird im letzten Satz J 

das Wnrt ,.vierundzwanzigsten" durch das Wort 1 
.,fünfundzwanzigsten·' ersetzt. 

Meine Damen und Herren, auch hierüber bestand Ein
mütigkeit im Ausschuß. Es handelt sich darum, daß 
Kindergeldzuschlag auch ledigen, waisengcldberccl1.tig
t1·n Waisen bi:; 7.Um vollfmdeten 24. Lebensjahr zu ge
w:iht't<H, wenn Witweng•:.ld nicht zu zahlen ist: 

Wenn in Zukunft Rllgf'mein Kindergeldzuschlag bis 
zum voll('ndeten 25. Lebensjahr gewährt wird, falls 
das Kind in Berufsau~bildung steht, erscheint es ge
boten, für ledige, waisengeldberechtigte Waisen eine 
entsprl."chende I"kgdung zu treffen. 

Meine Damen und Herren, das sind die Änderungen, 
die gestern der Haushalt:;- und Finanzausschuß einstim
mig beschlossen hat. kh darf Sie bitten, der Vorlage 
II.170 Ihre Zustimmung zu geben, und zwar mit den vom 
Hau!>hiilti'- und Finanzausschuß vorgeschlagenen Ande-
rungcn . 

"\"izeprä:;:id('nt ßögler: 

kh. danke dem Herrn Berichter~t.atter. Wir treten in die 
Eim:elberatung ein. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, die 
<lazu~Phiirigl'rl Anlagen, Einleitung und Übcrschl'i!t. Ich 
darf zu der Drucksache II/178 zunächst zur Verdcut
lichun'{ eine redaktionelle Änderung vorschlagen. Da 
heißt es: „Der Landfag wolle beschließen: Es wird nach
:<tehen<le ... ". E~ m.uß heißen: „Ltl. § 1 wird nachste
hende ?:iffer l-0 usw." Und genauso muß es im zweiten . 
Ab~chnitt heißen: „In § 1 wird nachstehende Ziffer 1l 
c>ing~fügt"". 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Schmidt von der 
f<'r" lninn dPr SPD. 

Abg. Schmidt: 

H~rr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bedaure, 
i·twa8 tun 7.U müssen, was ich lieber unterlassen hätte. 
Der Herr Kollege Dr. Habighorst hat in seiner Bericht
erstattung immer von einstimmigen Bes1.!hlüssen ge
!'p1·ochen und insofern hat er das Richtige gesagt. Ich 
lege aber Wert darauf, feststellen zu dürfen, daß diese 

einst.immigen Beschlüsse gefaßt wurden, nadi.dem der 
Antrag der sozialdemokratischim Fraktion - der, wie 
ich gerne bestätige, mit allem Ernst von allen Mitglie
dern des Ausschusses behandelt wurde - keine Mehr
heit gefunden h.aHe. Ich glaube, es ist im lnteres::;e 
einer erschöpfenden Berichterstattung, dies festzustel
len. 

Vizepräsident Biigler: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Besprechung. 

Wer der Gesetzesvorlage in zweiter Lesung seine Zu
stimmung geben will, den bitte ich, elne H.::md zu er
hebt:n! - Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wf.r kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf die §§ 1, 2, 
3, 4 und 5, Anlagen, EinLeitung und Ubcrsehri!l: Wort
meldungen liegen nicht vor. Ich kann zur Abstimmung 
schreiten •. We.r. ~~r Ges_etzesvorla.ge in dritter Le~ung 
seine Zustimmung geben will, den bitte idi., sich vom 
Platz zu erhel.>tll ! - kh darf auch hier die einstimmige 
Annahme feststellen. 

(Beifall des Hauses.) 

Damit kein Formfehler vorliegt, darf ich feststellen, daß 
in die Abstimmungen einbezogen war die Abstimmung 
über- die Drucksache Il/178 mit den beiden ErgänzunJ!:en. 
Es erhebt skh kein Widerspruch. 

kh rufe auf Punkt 10 dN Tagesordnung: 

Eriiie Beratung eines Zweiten Landesgesetzes zur 
Änderung des Landesgesetzes iib"r die Aufnahm~ 
\·on Krediten und die 'Obernahme von Bürgs-cha.f-

. . '.tm'dlU"Cb das La.~d Rheinland-Pfalz 
„ „ :,.: ..... , :,:::.::„ ... ::::.~.t~aclie tt'169 -

De.i: .1\.twst~nrat schlägt \'or, die!lle Vorlage an den Haus
. h"1~::„J.l.tld lfin<1Xlz~i.iss~i.iß ZI.t ül;>crwcisen. Es erhebt sich 
kdn \\"'iderspruch; es ist so besdüossen. 

kh rufe auf Punkl 11 der Tagesordnung: 

Gr:oße ~ln~r:ace der Fr:;1kLion de.r SPD bekeffend 
Sonderdezernat zur Bekämpfung von Koi:rup

. tionsfäUen beim Besatzungsbau 
- Drucksache IIil48 -

Die Große Anfrage wird begründet durch Herrn Ab
geordneten Ma:rksc:beffel. Ich erteile ihm das Wort. 

.Abg. Markschelfel: 

Herr Prlisidentl Meine Damen und Herren! Es ist 
Ihnen allen bekannt, daß wir den Fragenkomplex der 
B~tzun~bauten, die Tätigkeit des Sonderdezernates 
zur Bckämp!ung von Korruptionsfällen und alle da
mit in Zusammenhang stehenden ·Fragen bereits vor 
drei Jahren hier in diesem Hohen Hause schon einmal 
erörtert haben. Es war am 10. Dezember 1953, als un
sere Fraktion sinngemäß die gleiche ;\_71frage stellte 
wie l;l~U.~. ;Q_er füm:~ Justizminister Becher erklärte 
uns aeiner:r,eit - meines Erachtens mit Recht -, er 
künne die von uns aufgeworfenen Fragen im dama
ligen z.eitpunkt nicht beantworten, weil er aus grund
sätzlichen Erwägungen nicht in schwebende Verfahren 
eingreifen wolle. Er sagte aber zu, dem Parlament 
b:rw. den Ausschüssen später Auskunft zu geben. Der 
Herr Flnanzmlnister sagte sfnngemäß das Gegenteil 
und erläute;rte uns damals - ich rule Ihnen das nur in 
Erinnerung, damit wir einen klaren Ausgangspunkt 
für die Behandlung unserer Großen Anfrage hauen -, 
welche Ursachen zu den nicht bestreitbaren Skandalen 
bei den Besatzungsbauten geführt hätten. Wenn er uns 
auch einen vollen Einblick damals nicht gewähren 



···········-·-·--- - ---

19. Sitzung, 12. Septemb.:r 1956 573 

(Marlcschef!ell 

konnte, so hat er uns doch zugesagt, daß er dem Par
lament zu einem späteren Zeitpunkt eine umfassende 
Auskunft geben werde. 

Meine Damen und Herren, es sind seither - wie ich 
sagte - drei Jahre vergangen. Das Sonderdezernat hat 
fleißig gearbeitet, aber die Zusagen, die WlS die Her
ren Minister damals hier in diesem Hause gegeben 
haben, sind bis zum heutigen Tag leider nicht einge
halten worden. Ich möchte daher jetzt schon die Hoff
nung aussprechen, daß wir nachher bei der Beant
wortung der Großen Anfrage durch die Regierung 
einen umfassenden Bericht über das Ergebnis der Un
t€'rsuchung erhalten. 

Nun, meine Damen und Herren, ich sagte schon, das 
Sonderdezernat hat in der ganzen Zeit - es ist jetzt 
beinahe vier Jahre her, seitdem es eingerichtet wurde, -
gearbeitet. Wir haben feststellen müssen - und ich 
glaube, darin deckt sich unsere Auffassung mit der 
Auffassung des Herrn Justizministers und des Herrn 
F'inanzministers -, daß dieses Sonderdezernat in zahl
reichen Fällen wegen einer völlig ungenügenden Ge
setzgebung in seiner Tätigkeit entscheidend gehemmt 
worden Ist. Der Bestechungsparagraph 333 des Straf
g<:sctzbuches war, wie sich in der Praxis der Arbeit 
des Sonderdezernates herausstellte, in zahlreichen 
Fällen überhaupt nicht anwendbar, weil die Personen, 
gegen die die Untersuchung geführt werden mußte, 
als amerikanische Dienststellenangehörige einfach der 
deutschen Untersuchungsmöglichkeit entzogen wurden. 
Und deswegen mußte das Sonderdezernat in der über
wiegend großen Anzahl der Fälle, die es untersuchte, 
lediglich nach dem § 12 des Gesetzes wegen unlauteren 
Wetlbewerbs arbeiten. Hierbei handelte es sich in den 
meisten Fällen wiederum um Antragsdelikte, das heißt, 
wo kein Kläger ist, ist kein Richter. Die Folge davon 
wiederum, bei den Fällen, die übrig blieben, war die, 
daß die Strafe verhältnismäßig gering blieb und daß 
dann durch die Amnestie, die im Laufe der Zelt er
folgte, eine große Anzahl von sehr weitgehenden Un
tersuchungen einfach überflüssig wurde. 

Meine Damen und Herren, hier richtet sich eine Bitte 
an die Landesregierung: Alle Stellen, die sich bemüht 
haben, etwas Licht in das scheußliche Dunkel dieser 
Besatzungsbauskandale hineinzubringen, haben fest
stellen müssen, daß ihnen das nicht möglich war, weil 
der Bund verabsäumt ha,t, ein Kartellgesetz rn verab
schieden, welches die Möglichkeit geboten hä tte, hier 
einzugreifen. Welche Auswirkungen es im einzelnen 
hat, daß das bis zum heutigen Tage nicht geschehen 
ist, werde ich nachher an Hand einiger Zahlen be
legen. Die Stellen hier in Rheinland-Pfalz haben fast 
ousschließlich - und das geht auch in be:z.ug auf einen 
anderen Komplex aus einer Rundfunkmeldung hervor, 
die ich gerade heute früh hörte - lediglich nach den 
Bestimmungen der Preisbindung.sverordn.ung aus dem 
Jahre 1941 arbeiten müssen, deren Anwendbarkeit in 
der ehemaligen französischen Besatzungszone außer
dem noch umstritten ist. Ich stelle ausdrücklich fest, 
wir sind nicht etwa der Meinung, daß die Beamten 
des Sonderdezernats- nicht fleißig und gewissenhaft ge
arbeitet haben. Wir sind aber der Meinung, daß sie in 
ihrer Tätigkcit durch eine mangelnde Gesetzgebung 
blockiert waren, und wir bedauern außerordentlich, 
daß die Landesregierung trotz ihrer vor drei Jahren 
gegebenen Zusage in der Zwischenzeit das Parlament 
und damit die Öffentlichkeit nicht von diesen unzu
länglichen Zuständen unterrichtet hat. Ich glaube, dann 
wären manche Dinge, die in der Öffentlichkeit in Zu
sammenhang damit erwähnt wurden, unausgesprochen 
geblieben. 

Und nun, meine Damen und Herren, einige Zahlen, 
die ihnen die Bedeutung des ganzen Komplexes be
z<;ugen. 

Ich hoffe, der Herr Justizminister wird meine Zahlen 
nachher noch ergänzen, und ich möchte mich im Au
genblick darauf beschränken, Zahlen :z.u nennen, die 
im Zusammenhang mit den Bauskandalen die Arbeit
nehmerseite am stärksten interessieren. Stellen Sie 
sich bitte folgendes vor - es wird die Kollegen aus der 
Pfalz und aus Kaiserslautern besonders interessieren-, 
daß allein der Kreisausschuß des DGB Kaiserslautern 
in der Vergangenheit bei Rechtsschutzvertretungen von 
Arbeitnehmern Forderungen einzuklagen versucht hat, 
die die Sunune von etwa 500 000 DM netto überschrei
ten. Die Summe rekruiiert sich nicht nur aus Konkur
sen - über die ich nachher noch einiges sagen will -, 
sondern auch aus Lohnrückständen von Firmen, die 
über Nacht verschwunden sind oder deren Herkunft 
nachweislich nicht mehr festgestellt werden konnte. 
Wer dabei auf der Strecke bleibt, zeigt Ihnen folgen
des Ergebnis eines Versuches, aus einem Konkurs noch 
etwas für die Arbeitnehmer herauszuholen. 

Bei einem Konkurs mit einer bevorrechtigten Arbeit
nehmerforderung von Lohngeldern in Höhe von 200 000 
DMark hat der Konkursverwalter den Arbeitnehmern 
beziehungsweise ihrem Vertreter eine Quote von 
3 v. H. vorgeschlagen. 

(Bewegung bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Hier haben Sie in Zahlen 
ausgedrückt einen kleinen Einblick, welchen Umfang 
diese Dinge auf der Arbeitnehmerseite genommen 
haben. Es ist auch interessant zu wissen - und das 
müssen wir wissen als Abgeordnete -, daß allein bei 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Kaiserslautern 
im Augenbiick noch rückständige Sozialbeiträge in 
Höhe von 700 000 DM anstehen. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Die Vereinigten Innungskrankenkassen, bei denen ich 
mich informiert habe und die nicht ganz konkrete 
Zahlen angeben konnten, sprechen von einem ·Betrag 
von 130 000 bis 150 000 DM im Raume Kalserslautern. 

Vor drei Jahren habe ich den Herrn Finanzminister 
darauf hingewiesen, daß nach meinen Erhebungen und 
Informationen, die ich einholen konnte, der Steueraus- ' 
fall, den das Land Rheinland-Pfalz im Zusammenhang 
mit den Besatzungsbauskanda len erleiden mußte, in 
etwa die Höhe von 7 Millionen DM ausmacllt. Der Herr 
Finanzminister hat damals die ruchtigkeit dieser Zah
len n icht angezweifelt; er hat uns damals gesagt, er 
wolle sie überprüfen und •1.ms später Auskunft geben. 
Meine Damen und Herren! Ich stelle auch in dieser 
Frage !est, daß uns der Herr Finanzminister diese Aus
kunft bis zum heutigen Tage nicllt gegeben hat. 

Nun' sollen Sie auch einen Blick werfen au! das Volu
men der arbeitsgerichtlichen Tätigkeit; das ist ja eine 
reine Landesangelegenheit, die sich im Verlaufe der 
Bekämpfung der Besatzungsbauskandale ergeben hat. 
Ich basiere jetzt auf Zahlen, die offiziell sind, und 
zwar im Raume Kaiserslautern angegeben werden. 
Beim Arbeitsgericht Kaiserslautern standen im Jahre 
1954/55 rund 3000 Klagen an, die nur aus dem Bau
und Baunebengewerbe kamen. Hierbei ist eine zusätz
liche Bemerkung gestattet, die wir als Abgeordnete 
einmal untersuchen sollten. Es kam bei den zahlrei
chen Arbeitsgerichtsprozessen zu sehr unangenehmen 
Auseinandersetzungen wegen der Gerichtskosten. Die 
Arbeitnehmer oder deren Vertretungen - Herr Sozial
minister, bitte beachten Sie das jetzt, vielleicht gibt 
Ihnen der Hinweis, den ich jetzt mache, einige Geleg~n-
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(Mal'kschcffel) 

heiten. ·um die Dinge näher zu untersuchen - hatten 
zw;!L" ihre Forderungen erfolgreich vor den zustän
digen Arbeitsgerichten durchgesetzt und trot.z
d\'m wurden i;ie für die Gerichtskosten, d!ie sehr 
umfangreich sind, haftbar gemacht, weil die Gerichts
ka~.-;e die;;e Kosten v-0n den unterlegenen Gegnern 
nicht eintreiben konnte. Dieses Vorgehen - ich gebe 
es w - enbpricht durchaus den gesetzlichen Bestim
mungen. ;iber wegen des außerordentlichen Notstan
dt's und wegen der nachgewiesenen mangeln-den ge
,;etzlic·hen Grundlagen, die die Ursache dieses Notstan
df•• Find. h::it si<'h der DGB Rheinland-Pfalz nun be
muh1, ))eim Land die Niederschlagung der Gerichts
kri:-tPn zu erreichen. Dieses Ansinnen wurde aius grund
!'i~itzl idwn J<!rv;Ägnngen - das verstehe ich auch - ab
llt·JP.hnl. unort eil wurde dem DGB nahegeiegt, iür die 
lwtrof!enen A1·beitnehmer - es sind rund 2000 bis 2500 
F<1llP - Einzelge~nche um NiederschlRgung einzurei
chen! Wenn das geschähe. dann müßte in jedem einizel
rn'n F;ill der Behürdenapparat eingesetzt werden, um 
111 priifen, ob die Niederschlagung im einzelnen FaU 
bcr('chtigt iF-t oder nicht. 

MPine- Damen und Herri>n! Ich WPiß. ·das i:;.t eine sehr 
krimpli7.ierte Angelegenheit, aber Herr Minister Dr. 
Zimm~'l". il"h meine. das Land sollte sich stark dafür 
m,;dil'.'n, ,J;.iU die völli,o;: Unschuld i•g um ihren Arbeits
lohn gebrachten Arbeitnehmer nicht noch zusätzlich 
d<11 i1r lwst r.;i ft werden durch Bezahlung der Gerichts
lw~1„n. d;iH ~it> den Versuch mechen, von den Arbeits
gc•rich1im ihr necht zu verlangen. 

(Beifall ·bei d·er SPD.) 

Wir l'nlltPn un~ als Li1ndtag unmritteibar eini>chalten, 
auch wenn die Bilanz. <iie der Herr .Justizminister und 
{ \•'r Herr Finanzminister uns heute evtl. in Beant
\ \·"rt11ng un~<"t'f'l' Großen Anfra,g;en geben, uns manche 
Au !'svlilüi;.sP bietet. 

idi kimnl.P <lie!'e Zahlenheispiele erweitern. Ich habe 
mieh nur au( Kaiserslm1tern beschränkt •und möchte 
h.imut'iigoen. <laB die VeI'hältnisse in Bad Kreuznach, 
Idar-Oher•dein, Birkenfeld und Baumholder ähnlich 
Jiegim, woh(~i m1ti.irlieh die Z11hlenhöhe, die ic'h gemannt 
hab.,.. in rlie~en Orten im Vergleich ;r.ur Höhe der 
Rin·~bjckt(' an!(e1»etzt werden müsseu; aber es dürfte 
ckm Ministe1·ium ein leichtes sein, diese Dinge im 
einzelnen zu überprüfen. 

Und nun, meine Damen und Herren, möchte ich Ihnen 
ei1wn P.inblirk gPlwn in das, wa:;: offhiell vom Lan<l als 
E rgebnis der UntersuclJ.ungen bei Bauskandalen· !be
kanntgeworden ist. Die meisten \'On Ihnen werden die
:-:c-s F:n~ebnis ni<'ht kennen. Es ist mir zugängig gemacht 
\\·nrd.-n. we-il ich mich speziell dafür interessiert habe. 
D~r Heehmmii:l'lhof von Rheinland-Pfalz hat am 26. 
Aµril diese;.; Jahres einen abschließenden internen Be
l'kbt geliefert, in dem meines EnH.:htens sehr korrekt 
gewiss1>nhA f1, und nü<:'htem eine .g'.J"Qße An:>:ahl von K:or
ruptionsfällcn untersucht wurde und wobei man zu 
fnlgen<ien Ergehni i;.sen gelangt ist. Ich verzichte selbst
Vt'r~tiin<llkh f!arauf, hier den ganzen Bericht zur 
K'2nntnis zu bringen, a ber ich möchte jetzt schon 
meinr:> verehrten Kolleginnen un,d Kollegen hitten, daß 
::;ie ~iC"h, wie Sie nachher seh€-n werden, wegen der Be
deutung dieser Frage alle diesen Bericht einmal be
:snrgen. E~ wer<len Ihnen die A<Ugen auf.gehen über das, 
was ~iC'h in den letzten drei Jahren nach amtlichen 
Feststellung~n auf dem Sektor „Besatzungsba.uten" in 
diesem Lande abgespielt hat. 

Nach einer allgemeinen Einführung, in der über Kal
kulation8methoden, nauvergabevorschriften usw. aus
fühdich berichtet wird, kommt der Prüfer, d. h. der 

Rechnungshof von Rheinland-Pfalz, im Kern zu fol
gendem Ergebnis; 

Die Prüfungen h·aben ergehen, daß die Auftrag
nehmer den durch die Bauvergabeordnung vorge
schriebenen Aufzeichnungs- und Buchführungs
pßichten ln zahlreichen Fäillen überhaupt nicht oder 
nur in unvollkommener Weise genügt haben. Ein 
Baustellenkonto wurde von kleineren und mittleren 
Finnen nur in den seltensten Fällen geführt, ob
wohl diese .gemäß der Bauvergabeordnung für Bau
aufträge von mehr als t<l 000 DM bindend VQrge
schr.leben fst. Diese Firmen erklärten, daß ihnen 
die Bel':t!mmungen des Baupreisrechts nicht bekannt 
seien. Das Fehlen dieser Unterlagen hat die Preis
prüfungen sehr erschwert, 

1 sagt der Prillungsbericht sthon im Vorbehalt zu sei-
l! "'.~.~~i:i::~:i:::~· :i::~s::li~~ :a=~~t:::s Sonder-

bauverwaltungsamt K~iserslautern von Zeit zu Zeit 
.„-wil!I einen.Generalunternehmer zur Angebotsabgabe 

1 :an~efordert. Wlihrenct ::;lcll die Firmtm als General
unternehmer im allgemeinen für ihre Kalkulation 
lrnuimännü;ch gut gc::;chulter KrJfte bedienten, fehl
ten dem Sonderbauverwaltungsamt Kaiser::;lautern 
gleichwertige Angestellte. 

Nun kommt die Auswirkung dieser Feststellung. 

Es zeigte sich, daß diese über keine Unterlagen für 
eine selbständige Kalkulation und für die Teil
nahme an elner Verdingung verfügten. Die Preise 
mußten erst von anderen Unternehmern auf die 
Gefahr angefordert werden, daß an der Verdingung 
beteiligte Bieter Kenntnis von den Angebotspreisen 
der Sonderbauverwaltungsämter erhielten. 

1 „„„ •. „„„. „„ ''"(H5ft;· hört! bC! der SPD.) 
·I •1111111111mm11111~1~1111111~~1~11h111111111111111111U111111111111111111h~11u~11111111hPl•h1" • '" · '. • , , ~ , 

Meine Damen und He·rren ! kh frage hier einmal a1e 
La:rtd~~~~r~rt:lri:g-; ':!l~tt' Wa'tJn t!lt Ihnen das bekannt ge
wesen, dt1ß hler der Rechnun?,~hor fest~teltt, daß we
gen der unzulänglichen Bes~t:>:ung der Sonderbauver
waltungs.11mter die Kouuptionen üherhaupt ersi mög
lich wurden? E s w:fre Pflicht der Regierung gewesen, 
dem Landtag das offen mitzuteilen und den Landtag 
zu veranlassen, die entsprechenden Voraussetzungen 
für eine Änderung dieses Zustandes zu schaffen. Dann 
heißt ·es we!~r; 

Die Sonderb<iuverwaltungsämter hätten in kürzester 
Frlst 

1 ', ,;·,:· · ' 1",;,1.1 •' . ; ' ' ..... 

~ .®s., .iia,gt, d~r Rechnungshof von Rhemland-Pfalz! -

'elnen"g~ol3en' Mitarbeiteri;tab zur 01·dnungsgemäßen 
Erlcdlgung ihrer Aufgaben einstellen müssen. Dies 
geschah nicht mit der notwendigen Schnelligkeit. 
Daher waren die einzelnen Stellen am Anfang :1aim 
Teil unzureichend, z.um Teil mit Kräften besetzt, 
denen die ftsdilichen Voraussetzungen fehlten~ Au
ßerdem hatten die Sonderbauverwaltung:>limter un
ter häufigem Personalwechsel zu leiden. Hierauf ist 
es auch zur·ückzuführen, daß die Aufträge zum Teil 
zu überset;z;ten Preisen erteilt worden sind. So lagen 
in einem Fall die Preise für Arbeiten um 10 bis 15 
v. H. über den Preisen, welche die beauftragte 
Firma für dte gleichen Arbeiten mit ihren Nach
unternehmern vereinbart hatte. 

Welche Folgen sich daraus für das mittlere Handwerk 
und die mittleren Betriebe ergeben, darüber nachher 
einige Worte! 

{Abg. Clau.s: Herr Kollege! In den meisten Fällen 
hatten die Sonderbauämter nichts zu sagen!} 
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- Ich komme noch darauf zu sprechen. Aber die Lan
desregierung hat das gewußt! Und die Landesreg.lerung 
hat uns trotz ihrer Zusage vor drei Jahren nicht kon
kret über diesen Zustand unterrichtet! Das ist das Ent
scheidendel 

(Abg, Claus: Weil die Landesregierung gegen das 
Besatzungsstatut damals noch nicht ankommen 

konnte!) 
Der Rechnungshof stellt ferner fest: 

Ei; wurden In bedenklichem Ausmaß Aufträge frei
händig vergeben, was mit den von der Besatzungs
macht verlangten kurzen Terminen begründet wur
de. Häufig haben die Voraussetzungen für diese 
von der Besatzungsmacht angewandte Vergabe
methode nicht vorgelegen. Für den Auftraggeber 
entstanden in diesen Fällen durch die freihändige 
Vergabe bedeutende Preisnachteile. So hat sich ins
besondere die Kurzfristigkeit der Termine kosten
erhöhend ausgewirkt. Die Termine waren so knapp 
bemessen, daß weder eine ordnungsgemäße Planung 
noch eine rationelle Durchführung der Baumaßnah
men möglich war. 

Zum Kapitel „Preisabsprachen" - Verstoß gegen die 
deutschen Bestimmungen - stellt der Rechnungshof 
folgendes fest: 

Wegen der Häufun.g der Ausschreibungen und 
der kurzfristigen Termine erfolgte im allgemeinen 
keine Überprüfung der Angebote auf Preiswürdig
keit. Nach meistens nur rechnerischer überprüfung 
erhielt grundsätzlich der billigste Bieter den Zu
schlag. Dies hat insofern zu Preisverstößen und 
Überteuerung geführt, als offensichtlich Preisab
sprachen und Ringbildung der Unternehmer, die zur 
Aufhebung der Submission hätten führen müssen, 
meist nicht erkannt wurden. Bei einer Reihe von 
geprüften Objekten wurden Preisabsprachen ver
mutet, die jedoch durch die Prüfung oft nicht mehr 
nachgewiesen werden konnten. 

Zum Schluß das rein zahlenmäßige Ergebnis der Prü
fung: 

Bei den dem Rechnungshof vorliegenden 85 Preis
prüfungsberichten wurde in 29 Fällen eine Preis
überschreitung festgestellt. Die Preisprüfung führte 
also in 34 v . H. der geprüften Fälle zu einem finan
ziellen Erfolg. Das z!ffernmäßige Ergebnis der Preis
prüfungen ist in der beiliegenden Anlage zusam
mengestellt. Hiernach ergibt sich bei der überprüf
ten Angebotssumme von rund 75 Millionen DM eine 
Preisüberschreitung von 6 Millionen DM. 

Meine Damen und Herren! Das sind die offiziellen An
gaben. Trotz der unzulänglichen Gesetze, die für die 
Verfolgung und Prüfung notwendigerweise anders hät
ten gestaltet werden müssen, ergibt sich dieses zahlen
mäßige Ergebnis. 

(Abg. Claus: Denken Sie an die Generalspitzbuben!) 
• Moment! Jetzt komme ich darauf zu sprechen. 
Nun, meine Damen und Herren, kommt das, was uns 
am meisten interessiert. Ich sagte damals schon: Wir 
haben keine Ursache, die Bauwirtschaft oder das Bau
handwerk global für diese eingerissenen Zustände 
verantwortlich zu machen. Das ist völlig klar. Die 
Praxis hat ergeben, daß die kleinen und mittleren Be
triebe, die als Subunternehmer an den Besatzungs
bauten beteiligt waren, in einer Weise betrogen wor
den sind, wie wir es wahrscheinlich an keinem an
deren Beispiel mehr in der deutschen Nachkriegs
geschichte zeigen können. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD.) 

Dafür Zahlen! Stellen Sie sich bitte folgendes vor: Im 
gesamten Bundesgebiet waren von 1950 bis 1955 etwa 
40 000 Firmen des Bauge\verbes und Nebenbaugewer
bes an Besatzungsbauten beteiligt. Davon haben zehn 
Prozent bis Ende 1955 Konkurs angemeldet; weitere 
zehn Prozent befinden sich in solchen Zahiungsschwie
rigkeiten, daß sie heute - das kann Ihnen jeder Bank
direktor bestätigen - nur mit sehr gewagten Kredit
manipulationen äie Existenz ihrer Firma aufrechter
halten können. Und bei diesen zehn Prozent, meine 
Damen und Herren, die In Konkurs gegangen sind, und 
bei den weiteren zehn Prozent, die in Zahlungsschwie
rigkeiten gekommen sind, ergibt sich, daß zwei Drittel 
dieser Firmen aus dem sogenannten Bauneben
gewerbe - kleine und mittlere Unternehmungen mit 
50 und 60 Arbeitern - sind, zum Teil Handwerks
betriebe, zum Teil kleine Fuhrunternehmerr. 

Nun ist in der fetzten Zeit in der Öffentlichkeit sehr 
viel darüber geredet worden, wie man diesen Un
rechtszustand beseitigen könne ; denn, meine Damen 
und Herren, die Existenz der Bauhyänen im Besat
zungsbausektor war doch nur möglich, weil die deut
schen Stellen sich nicht bemüht haben, rechtzeitig sau
bere gesetzliche Grundlagen für die Durchführung der 
Bauten zu schaffen. 
- Herr Präsident, sehen Sie mich nicht so skeptisch 
an, ich werde Ihnen einige Hinweise dafür geben. 

(Abg. Boden: Trotzdem ist die Ursache falsch 
gezeichnet!) 

Ich kenne die objektiven Schwierigkeiten, die ja auch 
auf der Seite der Landesregierung bestanden haben. 
Ich sagte Ihnen schon: Die Regierung - auch die Lan
desregierung - hat sich bemüht, eine Änderung dieses 
Zustandes herbeizuführen; aber ich glaube, meine 
Damen und Herren, die Landesregierung wäre schnel
lH zum Ziele gekommen und sie hätte wirkungsvoller 
bei Bund und bei den Alliierten ihr Anliegen vertre
ten können, wenn sie gemäß der Zusage, die sie uns 
vor drei Jahren gegeben hat, rechtzeitig die Öffent
lichkeit im In- und Ausland informiert hätte. Das hat 
.!.ie nicht getan. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun hat sich also das Bundesfinanzministerium und 
- wie ich weiß - auch unser Herr Landesfinanzminister 
um eine Regelung bemüht. In den vergangenen drei 
Jahren konnten die Firmen, die aus nachweislich, man 
kann beinahe sagen: betrügerischen Gründen in Kon
kurs geraten sind, bis Anfang August dieses Jahres 
ihre Forderungen bei keinem deutschen Gericht gel
tend machen. Sie wurden nach dem ehemaligen Be
satzungsstatut, aber auch nach dem für diese Frage 
entscheidenden Paragraphen des Deutschlandvertrages 
und des Truppenstationierungsvertrages trotz der so
genannten Souveränität der Bundesrepublik an die 
gleichen amerikanischen Stellen mit ihren Ansprüchen 
verwiesen, die ihnen in der Vergangenheit die Zah
lungen verweigert hatten. Meine Damen und Herren! 
Das Ergebnis der langen Verhandlungen zwischen 
Bundesfinanzministerium und Bundesregierung einer
seits und dem amerikanischen Botschafter andererseits 
ist nun folgendes - und da bitte ich den Landtag und 
auch die Landesregierung, sehr genau darauf zu ach
ten, welche Situation sich jetzt nach den neueren Ver
einbarungen ergibt -: Das Bundesfinanzministerium 
hat Anfang August den Herren Finanzministern der 
Länder mitgeteilt, daß in Zukunft die als berechtigt 
nachgewiesenen Forderungen des Bauhandwerks vor 
deutschen Stellen bearbeitet werden sollen, aber nicht 
etwa vor ordentlichen Gerichten, sondern vor Verwal
tungsgerichten. Ich bin kein Jurist, aber Ich habe mir 
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von Juristen sagen lassen, daß das eine unmögliche 
Sache sei, wenn ein zivilrechtlicher Anspruch, der 
nachgewiesen werden kann, nicht vor einem ordent
lichen Gericht, sondern vor einem Verwaltun:gsgericht 
verhandelt wird. Das heißt also: Der Herr Bundes
finanzminister hat es sich furchtbar ein.fach gemacht: 
Er hat gesagt: Wir laden den ganzen Kram ab auf die 
mittleren Wl.d unteren Instanzen. 

Und jetz.t ist also folgende merkwürdige Situation ein
getreten. Forderungen bis zur Höhe von 25 000 DM 
krinnen vor den Bezil'ksverwaltungsgerichten anhängig 
gemacht werden, Forderungen bis zur Höhe von 50 000 
D-Mark in der Instanz darüber. Sobald die Forderung 
über 50 000 DM geht, muß der Herr Bundesfinanz
minister darüber unterridltet werden. Meine Damen 
und Herrcnt Was ist das für eine komisdle Recllts~ 
Situation, wo man den Weg zur Findung des Recht~ 
an auszahlbare Summen bindet!? 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich glaube, so etwas hat es in der deutschen Recht
~prC<!hung noch nicht gegeben. Weiter: Der Herr Bun~ 
desfinanzminister teilt den Ländern mit, daß sie nur · 
Forderungen in Höhe bis zu 6 Millionen DM bearbei
ten dürfen, das heißt, was darübergeht, muß neu be
arbeitet werden, weil in der Vereinbarung zwischen 
Amerikanern und der deutschen Bundesregierung eine 
vorläufige Summe von nur 6 Millionen DM zur Be
friedigung der Ansprüche eingesetzt wurde. 

Nach Unterlagen, die jedem von Ihnen zugänglich sind, 
l>dauicn sich - schlicht gerechnet - die Forderungen, 
die sicl1 aus Besatzungsbautenskandalen ergeben, die 
Forderungen, die besonders das kleine Handwerk, der 
mittlere Bel.rieb stellt, im gesamten Bundesgebiet auf 
etwa 100 Millionen DM. Auf Rheinland-Pfalz dürften 
davon etwa 60 Millionen DM entfallen. Zehn Prozent 
davon sind, wie man sagt, gesichert. Und hier hat der 
Rechtsweg eine Grenze bekommen. Und dann, meine 
Damen und Herren, ist noch folgendes bei dieser Ver
einbarung zwischen Bundesfinanzministerium und 
amerikan·ischer Botschaft festzuhalten: Ausgenommen 
für die Verhandlungen vor deutschen Verwaltungs
~erichtcn sind diejenigen Forderungen, die durch eine 
frühere Verzichterklärung des Fordernden als erledigt 
7.U gelten haben. Meine Damen und Herren! Wer mal 
die Nase in diesen ganzen Komplex von Kaiserslautern 
hineingesteckt hat, der weiß, wieviele kleinere Unter
nehmer vor zwei oder drei Jahren, bloß damit sie die 
zugesagten Gelder zur Auszahlung der Löhne erhiel
ten, zu dem amerikanischen Offizier gegangen sind und 
ge~agt haben: Na Gott, ich will jetzt kein Theater mehr 
machen; ich unterschreibe, daß ich mich mit 15 000 DM 
cinvet'standen erkläre. - Und ich möchte hier deutlich 
wm Ausdruck bringen, daß diese Verzichterklärungen 
in dieser Zeit, als man vom „Wilden Westen" sprach, 
nach den Sitten des Wilden Westens abgegeben wur
den, nilmlich unter einer unmittelbaren Erpressung. 
.rl.U.t kommt die deutsche Bundesregierung - Herr Fi
nanzminister, Sie sind fedel'führend an dem Vergleich 
beteiligt gewesen - und sagt: Im Einvernehmen mit 
den Amerikanern stellen wir fest, daß alle früher ab
~cgcbcnen Verzichterklärungen rechtsgültig sind. -
Auch hier möchte ich die Juristen des Hauses bitten, 
uns einmal zu sagen, ob derartige Verzichterklärungen 
übct·haupt jemals Rechtsgültigkeit haben können. 

Es ist übrigens in diesem Zusammenhang interessant, 
daß in dem Brief des amerikanischen Botschafters an 
den Herrn Bundesfinanzminister unter anderem auch 
darauf hingewiesen wird, daß Requisitionen von Lie
genschaften der Länder, Requisitionen der Deut.sehen 
Bundespost und Bundesbahn vor diesen nunmehr ein-

. -·---·----
gerichteten Vergleichsstellen - so möchte ich sie mal 
nennen - trotz der sogenannten Souveränität der Bun
desrepublik und trotz des Deutschlandvertrages nicht 
verhandelt werden können. Das liegt zwar auI einem 
anderen Gebiet, aber es ist ganz interessant., das in 
diesem Zusammenhang einmal zu erfahren. 

Nun, meine Damen und Herren, ich möchte zum 
Schluß kommen. Einige von Ihnen werden sagen: Es 
handelt sich bei diesem ganzen Komplex um eine Bun
desangelegenheit. - Das ist im Grunde genommen 
richtig, Aber wir wissen ~och alle, daß im Raume 
Rheinland-Pfalz etwa 60 bis 70 Prozent des gesamten 
Besatzungsbauvolumens durchgeführt """Urden, d. h. 
mit anderen Worten, daß etwa 70 Prozent der Schwie
rigkeiten in sozialer Hinsicht auf der Seite der Arbei
ter, in wirtschafUicher Hinsicht aul der Seite der klei
neren Unternehmer hier im Lande Rheinland-Pfalz 
ausgestanden werden müssen. 

Und da haben wir zum Schluß einige Fragen an die 
Landesregierung z.u stellen, Fragen, die sich einfach als 
Konsequenz unserer Feststellungen ergeben - ich bin 
überzeugt, daß der Herr Justizminister keine andere 
Feststellungen treffen wird -: 
l. Ob die LandeSl'egierung bet·eit ist, bei der Bundes

regierung vorstellig zu werden, damit i;o schnell 
wie möglich der Kartellgesetzentwurf dem Bundes
tag und dem Bundesrat zugeleitet wird; denn das 
Fehlen des Kartellgesetzes ist der Ausgangspunkt 
aller Schwierigkeiten, die die deutschen Behörden 
bei ihren Bemühungen hatten, Klarheit in den Be
satzungsbaut.enskandalkomplex hineinzubringen. 

2. Ob die Landesregierung gewillt ist, auf Landesebene 
zu prüfen, ob nicht für die Ubergangszeit eine 
Rechtsverordnung mit Gesetzeskraft für Rheinland
Pfalz verabschiedet werden kann, die unter Berück
sichtigung des großen Besatzungsbautenanfalls in 
Rheinland-Pfalz Voraussetzungen für eine geord
nete und den deutschen Verhältnissen angemessene 
Bautätigkeit garantiert. 

3. Ob die Landesregierung bereit ist, die Firmen, die 
sich nachweislich an Preisabsprachen beteiligt haben, 
von öffentlichen Aufträgen auszuschließen. - Ich 
stelle diese Frage bewußt, weil mir bekannt gewor
den ist, daß Firmen, die nachweislich einen Teil 
Schuld an der Entwicklung dieser Zustände, wie wir 
sie alle kennen, haben, jetzt wieder zur Durchfüh
rung von öffentlichen Bauten herangezogen werden. 

Dann, im Hinblick auf die unmittelbar, nicht durch 
eigenes Verschulden im Lande Rheinland-Pfalz geschä
digten Betriebe, fragen wir die Landesregierung, 

ob sie bereit ist, unter Zugrundelegung genauer 
Feststellungen diesen Firmen zu helfen, ihre durch 
die Besatzungsbauskandale verursachten Schwie
rigkeiten zu beheben; 

fe:1ner: 
ob die Landesregierung gewillt ist, die geschädigten 
Ortskrankenkassen und Innungskrankenkassen 
durch besondere Vereinbarungen für die infolge der 
Rechtsunsicherheit entstandenen Schäden auszuglei
chen oder ihnen dabei behilflich zu sein. -

Diese Möglichkeit muß es für Wl.S auf Landesebene 
geben, meine Damen wid Herren! 

Ferner: 
ob die Landesregierung gewillt ist, unter Berück
sichtigung eines Notstandes diejenigen Arbeitneh
mer zu schützen und ihnen zu ihrem Recht zu ver
helfen, die nachweislich um den Ertrag ihrer Ar
beitsleistung gebracht werden. -
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(Marksche!tel) 
Hierbei erinnere ich an das vorhin Gesagte: Die Lan
desregierung soll untersuchen - nach unserer Auffas
sung -, ob es nicht möglich wäre, die bei obsiegendem 
l.'rleil dem Geschädigten jetzt noch auferlegten Ge
richtskosten auf irgendeine Welse global zu erledigen. 
Ich glaube, Herr Sozialminister, hier haben Sie eine 
Aufgabe, für deren Erfüllung Ihnen besonders die Ge
werkschaften sehr dankbar sein würden. Ich möchte 
betonen, daß die Zahlen, die ich vorhin genannt habe, 
sich nur auf die Zahlen beziehen, die sich aus der 
Tätigkeit der Rechtsvel"tretung durch Gewerkschaften 
ergeben. Daneben gibt es noch eine ganze Anzahl von 
Forderungen, die privat, individuell von Arbeitneh
mern gestellt wurden und die nicht in die von mir ge
nan.nten Zahlen einzubez.lehen sind. 
Meine Damen und Herren! Die Rechtskontlikte, die 
sich infolge mangelhafter Gesetzesgrundlage bei der 
Vergabe· ·von Besatzungsbauten gezeigt haben, müs
sen - und das ist auch eine Aufgabe des Landtages, 
bei der er der Bundesregierung in der Herstellung 
normaler Rechtsverhältnisse indirekt behilflich sein 
knnn - von der juristischen Seite her, mit Initiative 
der Landesregierung und des Landtages überprüft und 
in Angriff genommen werden. 
Schließlich müssen, das glaube ich auch sagen zu dür
fen in diesem Hause, obwohl wir ein Landesparlament. 
sind, im Zusammenhang mit diesen Problemen die in
tcrstaatlichen Fragen, die sich aus den mangelnden For
mulierungen des Deutschlandvertrages und Truppen
stationierungsvertrages bei Abschluß dieser Verträge 
ergeben haben, einer neuen Prüfung unterzogen wer
den. Ich g•aube, meine Damen und Herren, das ist eine 
der wichtigsten Aufgaben, die vor uns liegt. Dtmn wenn 
diese einzelnen Klauseln des Deutschlandvertrages, die 
sich auf diesen Komplex beziehen, nicht einer neuen 
Ordnung unterzogen werden, dann werden trotz Son
derdezernat, trotz Prüfungen der Landesprüfungsstel
len diese Verhältnisse im Besatzungsbautensektor und 
später vielleicht noch im deutschen Verteidigungs~au
tensektor ihre Fortsetzung finden. 
Ich glaube, daß wir in der Begründung unserer Großen 
Anfrage gezeigt haben, daß Landesregierung und Land
tag eine große Aufgabe vor sich haben, deren Lösung im 
Interesse aller Beteiligten dringend notwendig wäre. 
Wir sollen uns auch bei dem Versuch, diese Lösung her
beizuführen, nicht scheuen, die Öffentlichkeit und da
mit auch die ausländische Öffentlichkeit auf die in dem 
Bauskandalsektor eingerissenen Zustände in der Ver
gangenheit aufmerksam zu machen. Wir vergeben uns 
dabei gar nichts. Wir können den Menschen, die bei die
ser Entwicklung unter die Räder geraten sind, den klei
nen Handwerkern und Gewerbetreibenden, nur helfen, 
und wir haben vielleicht die Chance dabei, auch die 
wirklichen Bauhyänen endlich einmal festzustellen, über 
die man ja leider bis zum heutigen Tage in der deut
schen Öffentlichkeit noch nicht offen gesprochen hat. 
Hier ist eine echte politische, soziale und wirtschaftliche 
Aufgabe. Wir fordern den Landtag und die Landes
regierung auf, sich der Lösung dieser Aufgabe anzu
nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Die Große Anfrage wird durch Herrn Justizminister 
Becher beantwortet. Ich erteile ihm das Wort. 

Justizminister Becher: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
vorausschicken, daß die Begründung, die der Herr Kol
lege Markscheffel uns zu der Großen Anfrage vorgetra
gen hat, soweit ich das beurteilen kann, ganz erheblich 
den Rahmen der Großen Anfrage, wie sie gestellt ist, 

übersteigt. Es ist ganz klar, daß der Herr Kollege Mark
schef!el hier Sachen behauptet hat, die eigentlich mit 
dem Inhalt der Großen Anfrage, so wie sie vorliegt, 
nicht vereinbar sind. Ich glaube, Sie werden deshalb 
von mir nicht erwarten können, daß ich zu allen Einzel
heiten, die hier vorgetragen worden sind, sachlich Stel
lung nehmen kann, weil eine ganze Menge von Behaup
tungen einer gewissenhaften Nachprüfung bedürfen. 
Wenn ich zum Beispiel feststellen muß, daß von Arbeits
gerichten gesprochen wurde, dann muß ich dazu folgen
des sagen. Es sind soundso viel Arbeitsgerichtsverfahren 
durchgeführt worden, die Kläger haben ihren Anspruch 
feststellen lassen. Dadurch sind Kosten entstanden. Es 
handelt sich um eine Zahl von WOO bis 3000. Eine solche 
Behauptung müßte man, wenn man sie sachlich betrach
ten wollte, im Rahmen der allgemeinen Arbeitsgerichts
verfahrep einmal überprüfen. 

(Abg. Marksche!fel : Bitte!) 
Man müßte auch einmal wissen, wieviel an Kosten von 
Gläubigern insgesamt im Laufe eines Zeitraumes von 
einigen Jahren aufgewendet werden, bei denen die 
Gläubiger trotz nachdrücklichster Zwangsvolls treckung 
nachher ausfallen; wieviel Millionenbeträge also einzelne 
Staatsbürger trotz aller Versuche, zum Recht zu kom
men, aufwenden müssen, um nachher festzustellen, ich 
habe hier noch gutes Geld zum schlechten dazugelegt. 
So kann man nach meiner Ansicht die Dinge aber nicht 
verallgemeinern. Ich glaube, es wäre auch falsch, wollte 
man es tun. Sie werden deshalb verstehen, daU ich mich 
an die Große Anfrage halten muß und daß ich die Fra
gen, wie sie gestellt worden sind, beantworten werde, 
nämlich 
1. ob es in gewissen Fällen zu abschließenden Fes tstel

lungen gekommen ist; 
2. ob Aussicht besteht, den geschädigten Arbeitern und 

Handwerkern ihre Verluste wenigstens teilweise zu 
ersetzen; 

3. ob sie trotz der unzulänglichen Ergebnisse der Arbeit 
des Sonderdezernats dasselbe noch weiter bestehen 
lassen will. 

Es Ist klar, daß die zweite Frage eigentlich i~ die Zu
ständigkeit des Finanzministeriums fällt. Ich WL•rdc aber 
auch diese Fragemitbeantworten. 

Wenn man den ganzen Fragenkomplex beurteilen will, 
muß man davo·n .ausgehen, daß Anlaß zu der Errichtung 
des Sonderdezernates eine Anzeige der amerikanischen 
Armee von Ende März 1952 war. Diese Anzeige richtet 
sich gegen deutsche Baufirmen. Es wurde der Vorwurf 
erhoben, daß sich diese 'Baufirmen betrügerischer Ma
chenschaften in Verbindung mit verbotener Ringbildung 
und Preisabsprachen anläßlich von Bauvorhaben in 
Kaiserslautern schuldig gemacht hätten und da!l damit 
auch Straftatbestände entstanden seien. Gleich7.eitig er
folgte auch eine Meldung der Preisüberwachungsstelle 
in Neustadt. Diese Dinge gaben Veranlassung, nunmehr 
ein Sonderdezernat einzurichten. Es waren sehr lang
wierige Verhandlungen notwendig, um überhaupt ein
mal die deutsche Zuständigkeit für die Durchführung 
solcher Verfahren festzustellen. Es ist auch klar, daß 
ein solcher immerhin sehr bedeutsamer Fragenkomplex 
besonderer Fachkräfte bedurfte. So wurde ::ilso dann 
das Sonderdezernat geschaffen. Zwei im Wirtscliafts
strafrecht erfahrene Staatsanwälte wurden besonders 
hinz.ugezogen, ebenso Hilfskräfte der Kriminalpolizei
stellen und später noch Fachkräfte des Bundeskrimi
nalamtes. 
Die Aufgabe des Sonderdezernats bestand ausschließ
lich darin, strafbare Handlungen, das heißt, Preis
überschreitungen, Betrug, Bestechung und Vergehen 
gegen das Gesetz über den unlauteren Wettbewerb, fest-
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(JU!'t!:t.mtniSlCI' liechei-) 

:t.usll'llcn. In Betracht kamen als Beschuldigte jene 
Generalunternehmer, die bei den amerikanischen Ver
gnbt->lwhiil'rlPn ln Erscheinung getreten waren. Im Laufe 
der Zeit wurde dem Sonderdezernat mit Rücksicht auf 
die besonderen Erfahrungen auch die Bearbeitung von 
sol<fo!t1 Verfahren übertragen, die im Rahmen der 
amet'ikanischcn Bautätigkeit bedeutsame Konkursvcr
lWhPn c>iniger Bauunternt>hmcr bt!trafen. Dagegen war 
das 8rmdNdP?.1~rnat nkht zuständig für die Aufklärung 
und .-;trafr..chtliche Verfolgung derjenigen strafbaren 
Handlungen. welche die Generalunternehmer gegenüber 
ihn·n Sub1.mt.ernehmern und gegt.>nübcr Ihren Lleter
firm"n sich zuschulden kommen ließen. 
Bevor ich genaues Zahlenmaterial über die Arbeit des 
Sond~r<lezernats bekanntgebe, möchte ich auf die all
gemeinen Schwierigkeiten bei der Bearbeitung der 
Verfahren hinweben. Allgemein ist bei der Ermitl
lung1<ti1ti.e:keit des Sonderdezernats zu hedenken, daß 
die Aufkliirung des Sachverhalts schon im Hinblick auf 
die Lüngc der inzwiscllen zurückliegenden Zeit - es 
handelt !;ich meiRt um Rauten, die zum Teil bereits in 
d<:>n .Jahren 1951 und 1952 errichtet. wurden - erhebliche 
S1·hwi<:>riRkcilen bereitete. Die betroffenen Bauunter
m•hmPr haben ihren Sitz in allen Teilen des Bundes
gl~biel.~. ViPI~ hRben inzwischen den Firmensitz ge
\Vcch~~lt oder existieren überhaupt nicht mehr. Ähn
lich ist es bei all den zu vernehmenden Personen, die 
aud1 hiiu f'ig ihren Arbeitsplatz ~ewechselt haben. 
Sdll·ift.liches Beweism~teria! kl'lnnte, w~nn üb~rhaupt, 
nur mit grö!Hen Schwierigkeiten besd1C1Cft. werden. 
Hinzu kommt. daß sowohl Besclluldigte wie auch Zeu
iwn ;;ich an Einzelheiten nur schwer erinnern konnten 
rxier auch wollten. Tm ührigen ließ die anf!inglicli gute 
ZusammenadJeil zwi:<dwn cien amerikanischen Behör
den und dem Sonderdezernat zeitweise r.tt wünschen 
iihri.!!'. Nach<iem auch Unregelmäßigkeiten bei den Be
„,d 1.ung,..<i i~!t~lsleilt>n aufgedeckt wuräen. machten vor 
:1ll<:>m unter~eordnete amerikanische Organe bei der 
Eifüichtnahme in die amerikanischen Unterlagen er
hl'IJ!iche Schwierigkeiten, die immer wieder und durch 
langwierige mühselige Vorsprachen beim amerikani
schen Hauptquartier beseitigt werden k onnten. Hier
w darf allerdings betont werden; daß sich die dienst-
1 ich<'n Bcziehun~en zwischen dem Sonderdezernat und 
dem amerikanischen Hauptquartier inzwischen gebes
:.erl haben und die Sachbearbeiter des Sonderdezerna
te;. heule u!t zu Beratungen im amerikanischen Haupt
quartier :tL1~ezogen werden. Dazu kommen - was <ler 
Herr Koll~c Markscheffel mit Recht dargestellt hat -
n atürlich auch rPchtlkhe Schwierigkeiten. Es ist ganz 
klar, daU da!; Sonderdezernat für die der Vergangen
heit angehörenden Straftaten nur die Gesetze anwen
den konnte, die damals bestanden. 
Nun zu <ien 7.ahlen. Von den seit der Errichtung des 
Sonderdezemate;; im Jahre 1952 bis heute anhängig ge
v:ordenen insgesamt 744 Ermittlungsverfahren ist in 9 
Fä llen Anklage erhoben worden. 311 Verfahren sind 
endgültig eingestellt und 92 Verfahren vorläufig ein
gc,;tellt WQrden. 148 Verfahren mußten aus Zuständig
keib~ü·ünden an andere Behörden abgegeben werden. 
N«ch r!em Stande vom 1. August 1956 sind also insge
;;Hmt 184 Ermiltlungsverfahren noch nicht abgeschlos
sen. Davon hiingen allein 110 Vedahren mit den Ver
ieh!ungen t>ines d~11tS1:hen Angcstel11en bei einer ame
rikanischen Vergabebehörde zusammen. Die Ermitt
lungen !Ünd soweit gediehen, daß mit dem Abschluß 
die;;er Verfahren in etwa 3 Monaten gerechnet werden 
kann. 

Zu dE'n hei Gericht anhiingi~ gewordenen Verfahren 
ist zu bemerken: [n einem Falle wurde gegen einen 
Baukaufmann wegen Bestechung eines Beamten der 

Sonderbauv~altung in Kaiserslautern mit 100000 
D-Mark in Tateinheit mit, Wirtschaftsvergehen An
klage erhoben. Nachdem die Strafkammer beim Land
gcrieht in Kaiserslautern die Eröffnung des Verfahrens 
abgelehnt hatte, wurde auf die Beschwerde der Staats
anwaltschalt durch das Oberlandesgericht Neustadt die 
Eröffnung des Hauptverfahrens angeordnet, der Ange
klagte jedoch in der Haupt•·erhandhmg m<m~els Be
weises freigesprochen. Eine Anfechtung dieses Urteils 
versprach keinen Erfolg. Ich habe diesen Fall hier 

.ange:i:l:!~,' 1~1 ·der· betref!ende Kau!mann inzwischen 
wegen dieses Verfahrens das Land beim Landgericht 
in Kaiserslauteni auf Schadensersatz verklagt hat. 
Auch dl.e Presse h<.it sich mit diesem Fall befaßt. Falls 
es gewüniicht wu:d, kann ich zu diesem Fall noch Ein-

„„~~~~11„qg:~M'1iljl.tiE1ben. we1m. das im fü1hmen der 
Beantwortung zweckmäßig erscl1einL 
Es handelt sich aber - das möchte ich klar sagen -
um den einzigen Fall, in dem ein Freispruch erfolgt 
isl Die übrigen Anklagen haben verschiedentlich zu 
Geldstrafen bis zu 5000 DM geführt. Ein Teil dieser 
Verfahren ist. noch anhängig, weil Rechtsmittel einge
Ie.e:t wm'den. Gegenüber zahlreichen Angeklagten ist 
das VM'fali.fen '"fo'in" Gericht ~uf Grunrt des Straffrei
heitsgesetzes vom Jahre 1954 eingestellt worden, da 
mit einer Strafe von mehr als drei Monat{'n Gefäng
nis oder mit einer entsprechenden Geldstrafo nicht :r.u 
rechnen war. 'Falls auch dazu nähere Angaben ge~ 

·wünscht. werden, bin ich gerne duzu bereit. 
Bei den vorhin erwähnten 400 Einstellungen von sel
ten der St.aatsamvaltschaft handelt es sich um Fiill~, 
in denen sich dle Unschuld der Beschuldigten he!'auii
stellte oder der Nachweis einer strafbaren Handlung 
nlcht erbracht ·werden konnte, fern Pr um die auf Grund 
des Straffreiheitsgesetzes von 1954 eingestellten Ver~ 
fahren. · 

Also das 'silia"'1ron 'aen 744 El'mittlungsverfahren insge~ 
s~mt 4-0<> Einstellungen, bei denen diese Gründe zutref
fen. Für diese Einstellungen waren insbesondere ja auch 
die Erfahrungen anzuwenden, die wir bei den durch
geführten Verfahren gemacht haben; das gllt insbeson
dere auch für die Frage, ob eine höhere - über der 
Aronf;l:SUegrenze liegende - Strafe zu erwarten gewesen 
wäre. Und auch in Zukunft wird es so sein, daß di~ 
"t erfahren, die bibher - -

(Abg. Schmidt: Mit wieviel BestrafW1·gcn wäre 
zu reclmen gewesen bei den eingestellten Ver-

.' •1! „ "„ " ! : ~ ::: ·:· '. · · ·:· .„ fahren?) 
- das kann ich nicht mit unbedingter S icherheit sag('n, 
aber es wäre i.mmerh.ln der größere Teil van den 400 
in Frage gekommen. Das Sonderdezernat. wird auch ln 
Zukunft nur dann Anklage erheben, wenn mi.t hinrel
cheµde~ S'<;ll.~~!111.it .~i.IW Verurteilung zu erwarten steht. 
Bei den an andere Behörden abgegebenen <:a. 150 Ver
fahren wurden die Ermittlungen zum großen TeiJ vom 
Sonderdezernat "durchgeführt. Dies gilt unter anderem 
für die Überprüfung der gesamten Bauvorhab('tt in 
preisrechtlicher Hinsicht, die überwiegend .in Zusam
menarbeit mit dier Preisüberwachungsstelle in Neu
stadt erfolgt.e. Floweit dabei festg~stellt wu.Pde, daß 
keine Wlrtschafll>st.rnftat., sondern nur eine Ordnungs
widrigkeit vorlag, wurden die Verfahren nach Ab
schluß der Ermitt.lungen -durch da<; Son.cterdezernat an 
die zuständigen Preisüberwachungsstellen zur Erledl-
ttm1( ßöergeo'e'n~ · · " „ • · · 

Nach unseren Informationen hat die P.reisüberwa
chungsstelle in Neustadt - das ist vielleicht wcscntlich
dabei etwa 13 Millionen DM als Preisüberhöhungen 
festgestellt und entsprechende Kürzung bei den Bau
rechnungen vorgenommen. Schon aus dieser Zahl er-
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gibt sich, daß doch die gesamte und sehr umfangreiche 
Tätigkeit des Sonderdezernats - wenn man dabei die 
Anzahl von etwa 750 Verfahren berücksichtigt - nicht 
n.utzlos war, denn immerhin ist ein BetJ:lag von 13 Mil
lionen DM, die als Preisüberhöhungen festgestellt wur
den, dem Staat e!'halten geblieben, und das ist doch 
ein beachtliches Ergebnis. 

Die amerikanischen Behörden haben auf Grund der 
Prüfungsberichte des Sonderdezernates einen ~samt
br:trag von etwa einer halben Million DM als festge
stellte Überforderung zurückbehalten, um welchen Be
trag also der Etat und damit der deutsche Steuerzahler 
auch entlastet worden ist. 

über seinen eigentlichen Aufgabenbereich hinausge
hend hat sich das Sonderdezernat in einigen Fällen auch 
da!ür einsetzen können, daß der deutschen Bauindustrie 
und damit den von ihr abhängigen Firmen die Geld
mittel von dem amerikanischen Auftraggeber zur Ver
fügung gestellt wurden, au! die sie einen Anspruch 
halten. Als Beispiel sei hier ein Fall erwähnt, in wel
chem durch die Undurchsichtigkeit der amerikanischen 
Vergabemethoden einer Finna die Zahlung eines Be
trages von 785 000 DM vorenthalten werden sollte. Mit
veranlaßt durch die Intervention des Sonderdezernates 
zahlte dann nachher die amerikanische Dienststelle 
schließlich einen so hohen Betrag, daß ein drohender 
Konkurs vermieden werden konnte. 

Wenn ich nun diesen ttberblick gegeben habe, so er
gibt sich daraus folgendes: Das Sonderdezernat hat 
etwa drei Viertel der überprüften Fälle abgeschlos
sen. Es hat rer?ller mit dem von ihm getroffenen Fest
stellungen allein der Preisüberwachungsstelle Neustadt 
die Möglichkeit gegeben etwa 13 Millionen DM als fest
gestellte Preisüberforderungen einz.usparen. Hinzu 
kommt, daß die Ennittlungstätigkeit des Sonderdezer
nates und die damit in Zusammenhang stehende sorg
fältige überprüfung der Bauvorhaben in preisrecht
licher Hinsicht zahlreiche Unternehmen von der Bege
hung weiterer strafbarer Handlungen abgehalten ha
ben. Sc:hon das bloße Vorhandensein dieses Dezernates 
hat daher weitere Straftaten und damit den Eintritt 
größerer Schäden verhindert. 

Schließlich ist noch folgendes zu berücksichtigen: Die 
Staatsanwaltschaft ist kraft Gesetzes verpflichtet, gegen 
alle strafbaren Handlungen einzuschreiten, sofern zu
reichende tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen. Eine 
sachgemäße Aufklärung der vom Sonderdezernat be
arbeiteten Verfahren in einem ordentlichen Dezernat 
wäre aber bei der allgemein bekannten Überlastung der 
Staatsanwaltsehaft schon aus Zeitgründen völlig un
möglich gewesen. Deshalb war der Einsatz hesonders 
geschulter und mit der Materie vertrauter Fachkräfte 
unerläßlich, zumal sich gezeigt halte, daß sich derartige 
Ermittlungen außerordentlich schwierig gestalten und 
auch erhebliche Zeit in Anspruch nehmen. Daß mittler
weile das Straffreiheitsgesetz in Kraft getreten ist und 
damit die strafrechtliche Verfolgbarkeit einer erheb
lichen Anzahl von Verfahren ausgeschlossen worden 
ist, geht nicht zu Lasten des Sonderdezernats, wie das 
ja selbstverständlich ist. 

(Abg. Markschef!el: Hat auch niemand behauptet!) 
- Nein, ich möchte das nur hier zum Ausdruck bringen. 
Diese Verfahren sind aber immerhin eingehend aufge
klärt worden, und auch diese Tätigkeit ist - wie er
wähnt - nüWich gewesen, weil ja schon allein die 
Einrichtung des Sonderdezernates geeignet war, eine 
Wiederholung solcher Verstöße, wie sie festgestellt wor
den sind, zu verhindern. D,pr Erfolg der Tätigkeit des 
Sonderdezernates kann dah~r nicht allein nach der Zahl 
der zur Anklage gebrachten Verfahren beurteilt werden. 

Allerdings möchte ich hier mit allem Freimut sagen, daß 
ja das Ergebnis an sich - nämlich, daß bei 744 Verfahren 
nur in 9 Fällen bisher Anklage erhoben worden ist -
etwas merkwürdig aussieht; dafür sind jedoch die 
Gründe maßgebend, die ich dargelegt habe. Man wird 
also keinesfalls von einer erfolglosen Arbeit des Son
derdezernates sprechen können. 

Die arbeitstechnischen Gründe, die fur die Errichtung 
des Sonderdezernates bestimmend waren, lassen auch 
seine Beibehaltung - ich komme jetzt zu dieser Frage -
angezeigt erscheinen. Daß es bei den noch anhängigen 
Verfahren möglicherweise zu weiteren Einstellungen 
kommen kann, möchte ich nicht ausschließen. !dl beab
sichtige deshalb, das Sonderdezernat zum mindesten 
bis zur restlosen Erledigung der noch anhängigen Ver
fahren beizubehalten, wobei aber schon in Aussicht ge
nommen ist, daß die dort beschäftigten Kräfte verrin
gert werden; entsprechende Maßnahmen sind schon mit 
Wirkung vom 1. Oktober angeordnet worden. 

Das waren an sich die Fragen eins und drei, die ich so
eben behandelt habe. Wie Sie aus der Begründung des 
Herrn Kollegen Markschcffel entnommen haben, ist 
ihm die Beantwortung der Frage zwei am wichtigsten. 
Soweit sich die Große Anfrage auf die bei den Arbei
tern, Handwerkern und kleineren Unternehmc::rn ent
standenen Ausfälle bezieht, kann ich sie ja vom Stand
punkt der Justiz her nicht beantworten. 

(Abg. Markscheffel: Richtig!) 

Es handelt sich hierbei um zivilrechtliche Forderungen, 
die nicht im Wege eines Strafverfahrens beigetrieben 
werden können und für deren Verfolgung weder das 
Sonderdezernat noch die Staatsanwaltschaft zuständig 
ist. Das Sonderdezernat hat sich aber - wie erwähnt -
bei Forderungen gegen amerikanische Vergabcbchürden, 
soweit dies angängig war, mehrfach über seinen eigent
lichen Aufgabenbereich hinaus eingesetzt und dabei 
auch in einigen Fällen Erfolge erzielt. 

Im übrigen ist vom Standpunkt des Finanz- und Wie
derau!bauminist.eriums - dessen Standpunkt ich im 
Auftrag der Landesregierung mit darlegen darf - noch 
folgendes zu bemerken: Die ehemalige amerikanische 
Besatzungsmacht hat seit Beginn ihrer Bautätigkeit im 
Lande Rheinland-Pfalz im Jahre 1949 bis zum Februar 
1954 alle Baumaßnahmen selbständig geplant und aum 
vergeben, ohne Einschaltung deutscher Dienststellen. 

(Abg. Claus: Seht· richtig!1 

Das ist nach meiner Ansicht ein ganz entseheidender 
Punkt bei der Beurteilung des gesamten Fragenkom
plexes. Erst durch das sogenannte übereinkommen zur 
Durchführung der Baumaßnahmen der amerikanischen 
stationierten Streitkräfte durch die deutsche Bauver
waltung vom Februar 1954 ist eine sinnvolle Einschal
tung deutscher Baudienststellen eingeleitet worden. 
Und ich möchte hier feststellen, daß seit der Ein
schaltung deutscher Baustellen die Dinge durchaus in 
Ordnung gehen und solche Mißstände, wie sie vorge
kommen sind, ausgeschlossen werden. Bei den hier in 
Frage kommenden Baumaßnahmen handelt es sich also 
um unmittelbare amerikanische Aufträge an die deut
sche Bauwirtschaft, und zwar in dem sogenannten Ge
neralunternehmersystem. Die geschädigten kleinen Un
ternehmer und Handwerksbetriebe waren niemals - das 
möchte ich ausdrücklich hier feststellen - Vertragsgeg
ner amerikanischer Dienststellen, sondern sie waren 
Vertragsgegner der deutschen Generalunternehmer. Sie 
ei·hielten ihre Aufträge von diesen Unternehmern, und 
wenn eine solche Generalunternehmerfirma die Arbei
ten einstellte und ihre Zahlungen einstellte, wurden die 
kleinen Bauunternehmer und Handwerksbetriebe ge-
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tJustizminlster B eche!") 

schädigt und, soweit diese Firmen dann in Konkurs ge
ri eten , darüber hinaus auch die beschäftigten Arbeiter. 

!Abg. Claus: Das waren vielfach Ausländer!) 
- Selb~lverst~ndlich -. Und es ist eine sehr bedauerliche 
Feststellung, daß in diesen Fällen die fälligen Löhne 
v.nd die Beiträge zu den Sozia lversicherungen nicht ge
zahlt wurden, und es gerieten dann selbstverständlich 
sehr viele Firmen in Konkurs. Die zivilrechtliche Gel
t1:ndm::i<•h11ng solcher Verluste scheiterte dann an der 
Zahlungsunfähigkeit der betreuenden Generalunter
nehmt>r. Die Di~nststellen des Landes und des Bundes 
waren an diesen amerikanischen Bauaufträgen - das 
muß hier festgestellt werden - nicht beteiligt, in keiner 
1''01·m. und es besteht deshalb auch keine MQglichkeit, 
au:- Hii1.1sh;:iltsmitteln des Landes oder aus Haushalts
m itt<•ln des Bundes hie1· helfend einzugreifen, um Ver
lu~te auszug·leichen oder auch nur teihveise zu erset:z.en. 
kh bin mir klar darüber, daß dieses Ergebnis an sich 
bedauerlich ist, aber wir müssen doch davon ausgehen, 
(i;if\ ciie:c;e Vergabe von Großaufträgen na<:h den eige-
1w11 Methoden der Amerikaner, die mit unseren Metho
den in keiner Weise vergleichbar sind, zu den MiB
sUinden geführt hat, zu dieser Einschaltung von Groß
unternehmern. die die Arbeiten dann an die kleineren 
Firrn~n weiteNJaben und sich selbst vielleicht erheb
Ji<'he Heträge aus den Zahlungen der amerikanisdlen 
/'Hellen sichP.rten, ohne sich an ihre Verptlichtungen ge
genüber ihren eigenen Vertrags'bcteiligten, die die Ar
beit„n in Wirklichkeit ausführten. zu erinnern und ih
nen die Gelder zu zahlen, die ihnen zustanden. Das ist, 
m~ine Damen und Herren, ein sehr unerfreuliches Ka
pi t.el. und das ergibt sich auch aus der Anfrage. 

Ich bin mir darüber klar, daß eine ganze Reihe von 
Geskhbpunkten, die zur Begründung der Großen An
fr.r1!{e heute vorgetragen worden sind, noch weiterer 
Aufkliirung bedürfen, und ich glaube, daß <iie Landes
re~ierung sich ernsUiaft bemühen muß, diese Fragen 
aufmkU=iren und auch dort, w-0 es nötig ist, zu helfen, 
auf Wegen. die irgendwie möglich gemacht werden 
.~ollten. 

< Ahg. Markscheffel: Unter Berücksichtigung eines 
Notstandes. habe idl ausdrücklich gesagt!) 

kh fühJ P mkh allerdings dabei nicht verpflichtet, hier 
nun einzelne Fälle aufzugreifen. Ich glaube, d3ß dem 
Sinn und dem Zweck der Großen Anfrage damit ge
dient ist, wenn all die von Ihnen im einzelnen ange
.~chnittenen Fragen gründlich und sorgfältig geprütt 
w1•r<ien. Soweit, das Ju.c;tizministerium daran beteillgt 
is\. k:inn ich Ihnen ohne weiteres jetzt schon die eine 
cntspr~hende Zusage machen, und soweit der Finanz
minist~r davon betroffen wird, wird er sicherlich die
~t·lbe Auffassung,_ vertt"eten. 

(Beifall bei der CDU.) 

' ' izepräsldent Bögler: 

SC'if Pn-~ der Fraktion der Sozialdemokratischen Partei 
ist Aussprache beantragt. Ich sehe aber eben, daß der 
Herr Finan?:mdnister zu der Großen Anfrage noch spre
ctim will. kh erteile ihm dAs Wort. 

finanzmlni~t<'r D1'. Nowack: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Einleitend muß ich sagen, daß sich die Bean
standungen, die hier vorgetragen worden sind, läng
sten:s bis aut den Zeitraum des Jahres 1953 beziehen 
k önnen. Zum zweiten: In diesem Zeitraum bis zum 
Beginn des Jahres 1954 - und das ist wohl auch die 

Auswlr.kung unserer damaligen Landtagsdebatte ge
wesen, daß die Amerikaner hellhörig gewordoen sind 
und gemerkt · halx>n, daß sich die Öffentlichkeit diese 
Dinge nicht mehr länger gefallen läßt - erfolgte die 
Ve1'gabe aller Aufträge seitens der amerikanischen 
Besatzungsmadlt nur nach deren willkürlichen Vor
haben. Keine deutsche Stelle hatte auf die Aufgliede
rung der Lose, au! die Heranziehung von Firmen, auf 
die Vornahme von Ausschreibungen und Nichtaus
schreibungen einen Einfluß. - Herr Markscheffel, es 
ist richtig. w~ ich sage. 

(Abg. Markscheffel: Das widerspricht dem 
Ptilfungsbericht des R€1chnungshofes!) 

"''"Darauf komme ich gleich zu sprechen. Das stimmt 
nicllt, was Sie sagen. Wir müssen mehrere Stellen aus 
dem Prüfungsbericht zitieren, wenn wir ihn . über
haupt zitieren wollen . Keine deutsche Stelle hatte 
einen Einfluß. Erst seit de1' Vereinbarung vom März 
1954 zwischen dem Bundesfinanzminis te r und dem 
amerikanischen Hohen Kommissar hatten wir eine 
begrenzte Einflußnahme auf diese Dinge. 

Was den Prüfungsbericht, der hier 1ingeführt worden 
ist, betrifft, so muß ich dem Hause eine ers taunliche 
Mitteilung machen. Dieser Prüfungsbericht ist gegan
gen an die Rechnungsprüfungskommi!lsion des Land
tages von Rheinland-Pfalz zu Händen von Herrn 
Amtsbürgermeister König als deren Vorsitzenden. Der 
Bericht fst vom Präsidenten des Rechnungshofes al.l
geschlckt worden am 25. April dieses Jahres und beim 
Landtag em 30. April eingegangen - wahrscheinlich 
bei den Mitgliedern d ieser Rechnungsprüfungskom
mlssion, den Abgeordneten König, Glahn und Detzel, 
Anfang Mai angekommen. Die Landesregierung hat 
diesen Bericht auch nicht in Abschrift zur Kenntnis 
gestellt bekommen. 

(Hört, h ört ! b~i der CDU.) 

Keine Dienststelle der Landesregierung kennt diesen 
Bericht! Und die Herren Mitglieder der Fraktionen 
haben es auch nicht für n~twendig geha lten, die Lnn~ 
desregierun.g odet" ihre Fraktionen über die~en Bericht 
zu unterrichten! 

(Große Heit erkeit im Hause. - Abg. Schmidt: 
Das sind auch keine B1'ieftr1'\ger! ~ Unruhe. -

Glocke d~~ Präsidenten .) 

- Meine Herren! Ich weiß nicht, was die Quelle Ihrer 
Heiterkeit ist! 

(Erneut lebhafte Heiterkeit.) 

An sich ist die Sache zlemlich ernst. F:~ i<;t. mir dahe r 
nicllt ml\glkh, zu dem B er icht des Rechnungshofes im 
einzelnen Stellung zu nehmen; denn ich habe ja zuerst 
einmal den Ausführungen des Herrn AbgeQrdneten 
Markscheffel zuhören müssen und konnte nicht gleich
zeitig noch den erst nach einigen Schwierigkeiten auf
zutreibenden Bericht lesen. Aber einiges kann ich doch 
schon ~agen. Dieser Bericht Ist eine zusammE'nfassung 
von Berichten der Preisprüfungsstellen. Diese PrP.is-

j prütungsstellen sind auf unseren Antrag hin seinet·zeit 
1 tätig geworden in dem Augenblick, wo die Amerika
! . ner von uos verlangt haben, daß wir die von ihnen 

vorgelegten und addierten Recllnungen bezahlen sol-
l len aus dem Besatzungskostenhaus h;:ilt :r.u Lasten des 

Bundes. Das haben wir nicht blind getan, sondern 
haben d ann die Preisprüfungsstellen angeset>.t. Id1 
meine, der Bericht ben.tht daher auf einer durchaus 
positiven ' Tätigkeit der Landesregierung und kann 
nicht gegen die Landesregierung verwendet werden, 
sondern er spricht eigentlich für die Landesregierung. 

I . (Aba: ' l).{a~~scl\~fel: H;at aucll niemand getan!) 
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(Dr. Nowack) 

- Nein, Herr Markscheffel, ich habe Sie auch gar nicht 
angegrif!en, ich habe nur eine Tatsache festgestellt. 
Das werde ich doch noch tun dürfen! 

Wir haben diese Dinge hier im Lande kommen sehen, 
und ich habe im Jahre 1952 an den Herrn Bundes
!inanzminister geschrieben und ihn gebeten, ein Son
derdezernat zur Beobachtung von unerwünschten Vor
gängen bei dem Besatzungsbau in Rheinland-Pfalz mit 
dem Sitz in Kaiserslautern einzurichten. Der Bundes
finanzminister hat diesen Vorschlag sehr eingehend 
geprüft, und wir haben sehr viele Besprechungen 
darüber gehabt. Aber er hat dann schließlich mit 
der Begründung abgelehnt, daß er keinerlei Möglich
keiten habe, in das Vergabesystem der Besatzungs
mächte, insbesondere der amerikanischen Besatzungs
macht, einzugreifen. Mit der französischen Besatzungs
macht haben wlr die Schwierigkeiten ursprünglich nicht 
gehabt. Erst d ie schlechten Beispiele der Amerikaner 
haben dann dazu geführt, daß auch vereinzelt fran
zösische Dienststellen sich von den mit uns getrof
fenen Vereinbarungen gelöst haben, aber immerhin 
sind wir mit den französischen Dienststellen besser 
ausgekommen als mit den amerikanischen. Die Ameri
kaner haben sich bis zu dem Abkommen aus dem 
Jahre 1954, das schon die Vereinbarungen der EVG 
bzw. der Pariser Verträge vorwegnahm, nicht in ihre 
Auftragsvergabe hineinreden lassen. 

Daß das stimmt, was Ich hier sage, geht auch aus dem 
\'on dem Herrn Kollegen Markscheffel zitierten Prü
fungsbericht des Rechnungshofes hervor . „Die Besat
zungsmacht hat bei der Auftragserteilung grundsätz
lich die deutschen Vergabemethoden angewendet" -
das stimmt an sich nicht und wird durch die späteren 
Ausführungen widerlegt; denn der Rechnungshof 
weist selbst darauf hin - man braucht nur an die 
„Kristallnacht" in Kaiserslautern zu denken, in der 
1954 d ie Vergabe gemacht wurde -, daß keinerlei Aus
schreibungen &emacht wurden. Der Rechnungshof 
schreibt daher auch: · 

Eine erhebliche Verteuerung der Bauvorhaben ist 
au! eine fehlende oder mangelhafte Vorbereitung 
durch die Besatzungsmacht zurückzuführen. 

Und an einer anderen Stelle : 

In verschiedenen Fällen betrug die Zeit zwischen 
der Aufforderung eines Angebots und dem Abgabe
termin nur wenige Stunden. Wegen der Häufung 
der Ausschreibungen und der kurzfristigen Termine 
erfolgte im allgemeinen keine Überprüfung der 
Angebote auf Preiswürdigkeit. 

Das sind alles Vorwürfe an die Adresse der Besat
zungsmaeht, d ie sich in diese Dinge nicht hat hinein
reden lassen. Aber auf der anderen Seite stellt doch 
der Redmungshof auch in diesem Bericht fest: 

Dle Preisprüfung .führte also in 34 v. H. der ge
prüCten Fälle zu einem finanziellen Erfolg. 

(Abg. Marksche!fel: Habe ich vorgelesen!) 

Das Ausmaß des finanziellen Erfolges hat vorhin der 
Herr Kollege Becher mit 13 Millionen an E rsparnis
sen sch.on angegeben. 

Meine Damen und Herren! Soviel zu diesem Bericht. 
Sie werden verstehen, daß ich hier nicht in Einzel
heiten eingehen kann. Ich habe gesagt, daß das Ab-

• kommen vom März 1954 die Dinge in einigermaßen 
tragbare Bahnen gebracht hat. Seit dem 5. Mai 1955 
ist Artikel 40 des Truppenvertrages zuständig. Dieser 
Artikel ist n icht voll ausreichend. 

(Abg. Markscheffel: Richtig!) 

Er ist inzwischen ergänzt worden durch Vereinbarun
gen mit dem Bundesfinanzminister. Wir sind ja im
mer nur eine vermittelnde, durchlaufende Stelle für 
alle diese Dinge. Diese zweiseitigen Vereinbarungen 
sehen eine Ergänzung des Artikels 40 vor. Sie sehen 
auch das vor, was vom Kollegen Marksche!fel vorge
tragen worden ist, nämlich die Bereitstellung von 
Bundesmitteln aus dem BesatzungskostenhqUShalt in 
Höhe von vorerst - nicht endgültig - 6 Millionen DM. 
Es hat monatelanger Verhandlungen bedurft, um die 
Amerikaner zu bewegen, ein solches Abkommen zu 
treffen, ein Abkommen, das nach Recht und Glauben 
eigentlich innerhalb kürzester Frist h ätte zustande
kommen sollen. 

Ich führe diese Dinge einmcl :ln. um klarzumac.~en, 
daß wir an dieser Angelegenheit laufend mit großer 
Zähigkeit arbeiten. Es wäre falsch, wenn man heute 
mit dieser Debatte den Eindruck in der Öffentlichkeit 
erwecken wollte, als ob au! dem Gebiete des Besat
zungsbaus oder des nunmehrigen Kasernenbaus für 
die deutsche Wehrmacht - denn darauf könnte man es 
evtl. auch noch erstrecken - noch die Zustände bestän
den, die in den Jahren 1951 bis Anfang 1954 durch
aus bestanden haben, für deren Entstehen aber die 
Besatzungsmacht mit ihrem Drang, riesige Bauvor
haben in kürzester Frist fertigges tellt zu sehen, ver
antwortlich gemacht werden muß. 

Soviel kann ich zusätzlich dem, was Herr Kollege 
Becher schon ausgeführt hat, noch hinzufügen. Ich 
glaube aber, daß wir alle daran interessiert sind, daß 
diese Angelegenheit nicht nur vorübergehend erledigt, 
sondern daß sie eingehend geprüft wird. Ich würde 
daher meinerseits vorschlagen, daß sich ein Ausschuß· 
mit d ieser Frage noch einmal eingehend bescllättigt. 

(Abg. Markscheffel: Einverstanden !) 

Wenn es sich auch um Vergangenes handelt, so wol
len wir doch wissen, wie die Dinge liegen und ob 
deutsche Stellen in Irgendeinen Verdacht der Korrup
tion, der Leichtfertigkeit oder der Verschleuderung von 
Steuergeldern geraten können. Daher ist es notwendig, 
daß man diese Angelegenheit mit aller Ruhe und 
Sorgfalt und unter Vorlage aller nur denkbaren Unter
lagen in einem Ausschuß prüft. Ich würde daher das 
Hohe Haus bHten, diese Große Anfrage an einen Aus
schuß zu überweisen. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 

Zur -Abgabe e iner Erklärung erteile ich dem Herrn 
Innenminister das Wort. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
für das Sozialministerium eine kurze Erklärung ab
geben, nachdem der Herr Kollege Markschcffel im 
Rahmen seine r Ausführungen eine Frage angeschnitten 
hat, die eine sehr be-dauerllche soziale Erscheinung ~ 
ich möchte nicht sagen: Randerscheinung - dieser Vor
gänge um diese Bauskandale gewesen ist. Es h andelt 
sich um die rückständigen Löhne bei solchen Arbeit
nehmern, deren Auftraggeber und Arbeitgeber schul
dig geblieben sind und die nachher nicht zu erreichen 
waren, sei es, daß sie in Konkurs gerieten, sei es, daß 
sie wieder über die Landesgrenzen verschwunden sind . 
Herr Kollege Markscheffel hat ausgeführt, daß den 
Arbeitnehmern nach dem Kostengesetz als Zweit
schuldnern Gerichl.skosten entstanden sind und daß 
eine Niederschlagung abgelehnt worden sei. Dazu ist 
folgendes zu sagen: Tatsächlich sind - wir können 
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<Inn~nm1111ster Dr Zimmer) 

die genaue Zahl nicht an.p;ebcn - beim Arbeitsgericht 
KaiS(>rslautem in größerem Umfang Klagen anhängig 
gt worden wegen rückstiindiger Löhne, darunter u. a. 
1;W.!Wll ~11\.'tle privaten Bauunternehmer, die inzwischen 
in Konkurs geraten waren. 
Trotz des obs'iegenden Urteils mußte nach den ge
sc-ldichcn Bestimmungen - wie richtig erwähnt - der 
Arbeiter als Zweitschuldner die Kosten tragen, bezie
hungsweise !'ie wurden ihm auferlegt. Dann ·wurde 
<.liti Sache durch den DGB an uns herangetragen mit 
dn Biltc, diese Kosten global niederzuschlagen. Nach 
erfolgter Prüfung wurde der Präsident des Landes
vrbf'.'Hsgerichtes durch da.3 Sozialministerium angewie
~ l'n. auf Anfrag im Einzelfall diese Kosten niederzu
schlagc>n. Nach den bei;tehenden Bestimmungen, meine 
Damc-n und Herren, über die sich ja keine Bürokratie 
w1d kein Minister hinwegsetzen kann - denn ich muß 
imme1· wieder sagen: wir stehen unter dem Gesetz 
und nidlt über dem Gesetz -, konnte nJcht anders 
Y<:rfahren werden. Nach Auskunft des Präsidenten des 
I.nndesarbeitsgerichtes handelt es sich um einige hun
<it-t·t Fälle. eine Zahl, die. wenn die Anträge vorgelegt 
••.:Effdcn, durchaus rasch erledigt werden kann. Bisher 
~ind !'ämtliche Fälle, wo solche Anträge gestellt wor
d~· n sind, im Sinne der Arbeiter positiv entschieden 
Wlll'd<:'n. d. h. die Kosten sind in allen Fällen nieder
ge~dilagen worden, und sie werden auch in Zukunft 
11i.,.de rgeschlagen werden, soweit solche Anträge vor
~<'l<'gt werden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Nun, die zweite Frage, die Sie angeschnitten haben, ist 
<'lwa s schwieriger. Es handelt sich um die Frage, was 
gt;:-chieht, wenn den Krankenkassen - seien es Orts
orlc>r Innungskrnnkenkassen - Schäden irgendwelcher 
Art entstehen, wob<Ji im übrigen nicht nur an die 
8chiiden zu denken ist, die Sie erwähnt haben; es gibt 
n i1mlich noch eine Gruppe von Schäden. die Sie nicht 
<·rwiihnt haben. Eine solche Gruppe von. Schäden - ich 
will <:ie hier nicht im einzelnen aufführen - hat zum 
ßt>b piel vor dreieinhalb Jahren den Abgeordneten 
A1zenroth, Gibbert und Genossen im Bundestag An
lnU gegeben, dort einen Antra~ z.u stellen -

<Zuruf von deT CDU: Sehlid,{?) 

- Irh glaube, ich muß den Antrag so zitieren, -..vie er 
in den Urkunden des Parlaments steht; da heißt es: 
A!zl~nroth, Gibbcrt und Genossen -

- daß diese Sdlädc>n vom Bund übernommen werden 
sollten. Zugrunde lagen diesem Antrag offensichtlich 
d ie Umstände der Ort.sk1·ankenkassen Zell und Bitburg. 
Dieser Antrag wurde damals vom Bundestag abge
lehnt. Tm übrigen sind bei uns Anträge dieser Ad: 
hi~he1· no«h nicht e>lngegangcn. Ich will aller kein 
lfrhl danms machen, daß uns Barmittel für solche 
Fülle nicht zur Verfügung st.ehcn. Aber selbstver
~ l i-i nrlli<'h h<iben wir und werden wir auch in Zukunft 
den Krankenkassen Beistand leisten, um Schwierig
kei ten. die entstehen. so oder so mit überbrücken zu 
hc>lfrn·. Um: sind am; ·der neueren Zeit Schwierigkeiten 
ni<:ht hckannt ~eworden. Die von mir eben erwähnten 
liegen bereits ein bis zwei Jahre zurück und konnten 
behoben werden. 

{Beifall des Hauses.) 

\'i'Zt'präsidcnt ßöglcr: 
h :h erteile Herrn Abgeordneten Hertel von der Frak
lion der SPD das Wort. 

Abg. Hertel: 
Ikn Präsident! Meine Damen und Herren! AlR dE>m 
1~in7.ig~·n Mitglied dies<::>s Hauses, das aus dieser - oftmals 

zu Unrecht etwas berücksichtigten - Stadt Kaiserstau
. tefü"sfämffii'"ut'iä"ä:tiCh die hier besprochenen Zustände 
in ihrer Entwicklung hat kommen sehen, sei mir eln 
ab.schließendes Wort in dieser Angelegenheit gestattet. 
Jeder Skandal verliert einen wesentlichen T eil seines 
anrüchigen, moralzersetzenden Charakters und scinei· 
Auswirkung, wenn man den Mut hat, darübc-r zu spre
chen. 

(Abg. Marksdleffel: Sehr gut!) 

Das ist heute morg.-n mil e rfre ulicher Sachlichkl:'ll so
wohl in d<Jr Bt!gründung als auch in der Stellungnahme 
der zuständigen Herren 'Minii:-te r geschehen. kh darf 
darauf hinweisen, daß in Kaiserslautern allgemein die 
Auffassung besteht, daß die Entwicklung dieser Ver
hältnisse zum großen Teil auf die Rech tsverwor renhelt 
zurückzuführen i~t. M<m hat vor dem erst<>n Weltkrlf'g 
bewundernd davon ges prochl•n, daß Amerika das Land 
der unl.>egreuzten Möglichkeiten sei. Das, was hier bei 
den Arbeitsvergebung·~n geschehen ist, hat diesen tra
ditionellen RuC merkwürdig und überzeugend bestätigt. 

. :. ·: · .: ;·:„::.: · .:·u:,;a:;;:„CU~tli!r:kc!t 'b~l der SPD.) 
Es muß darauf hingewiese n werden, daß kein Mensch 
die Absicht hat. - und die SPD erst recht nil'ht - , diese 
Zustände irgendwie auf det1tsche Verhältnisse zu über
tragen. 

(Bravo! bei de.r SPD.) 

Vielmehr muß mit Nachdruck darauf hingewiesen wer
den, daß die öffentliche Hand in Deutschland nach der 
Währungsumstdlung - ob sich das auf der Bundt's
ebene, der kommunalen oder d er Landesebene vollzog -

. ßat,fy(l,r!;\~1?.~A. :!4 ~rö~tem _Ausmaß durchgeführt hat mit 
der bei den Deutschen üblichen Korrektheit und Zuver
lässigkeit. 

(Bravo-Rufo lm Hause.) 

'Alles das, was hier geschehen ist, kann man dem Um
stand zuschreiben, daß jedesmal die Amerikanet· mit 
tl'bcrhebfünkeit 

. .. . „ .. „„. „ (~b~. Schuler: Sehr gut!) 
• '' I ' l"'•t11:p •1, l 111• •11 111•1' '"t• '• 11111 ·•r "• l• • • • 

und mit den ihnen 1!igcnen Vorstellungen glaubten, uns 
etwas zeigen zu können. 

(Abg. Schuler: Sehr richtig!) 

Daraus hat sich der Skandal entwickc>lt, dE>r s irh IPl<'!Pr 
gerade lo. den. Schi.chten der sozial Schwadu::n i;o übet·
~~s, M,~9.i;1~.,,a1,1~ewirkt hat. Mancher hat Arbeit 
überno$nen qnd ist !iann zugrunde gegangen, well der, 
der ihn bezahlen sollte, sich r echtzeitig in Gebiete ab
gesetzt hat, wo er unerreichbar war. 

Was wir den amerikanischen Dienststellen b esonders 
zum Vorwurt machen müssen, ist die Tatf:aC'hE>, daß man 
nicht geprilft hat, ob die auftretenden Scheinfirmen die 
notwendige Er!.ahrung und Zuverlässigkeit nadlwiesen, 
um ' M'.tl.trönefiäulM~g'e nfrlit nur an sich nehmen, son
dern auch durchführen zu können. Icll darf meinen H in
weis mit der Feststellung abschließen, daß wir dankbar 
dafür sind, daß die Landesregierung in ihre r F.ntgeg
nun~ ihren Willen zum Ausdruck gebracht hat, den vom 
Herrn Kollegen Markschcffe>l im Rahm»n '<E>iner Re
~rUndung gegeb~nen Anregungen zu entsprechen. Wenn 
den GesdlädlgtE>n, überwiegend sozial Schwa,.:lit!n, die 
zum gr-013~~ .:r'eil durc;h. diese Zustände nach jahrzehnte
laniel'!ioHder' ''Ö-<'scn11'ttst{nirung sogar in Konkurs ge
raten sind, au.C Grund der heutigen Aussprache und der 
Durchführung der gegebenen Zusage etwas geholfen. 
werden kann, dann ist der Verlauf der heutigen Aus
sprache als besonders erfolgreich und glücklich zu be
zeichnen. 

(Beifall des Hauses.) 



19. Sitzung, 12. September 1956 583 
- ·- -----·- ··----- ··-- ·----

Vizepräsident Bögler: 
Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Markscheffel. 

Abg. Markscheffel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf 
mir nach dem außerordentlich guten Verlauf der Aus
sprache eine kurze Abschlußbemerkung gestatten. Ich 
danke zunächst einmal den H erren Ministern für ihre 
Zusage - das lag ja auch im Sinne meiner Schluß
Iragen bei der Begründung -, daß die .zuständigen 
Ausschüsse des Landtages sich noch einmal gewissen
haft der Materie annehmen sollen. Ich möchte aber, 
11m die Dinge hier ganz klar auszusprechen, nochmals 
~uf den Prüfungsberic11t hinv,reisen. Es ~„urde vom 
Herrn Finanzminister gesagt, daß die Amerikaner 
allein vergeben und durchgeführt haben. Der Prü
fungsbericht stellt auf Seite 4 !esi: 

Dem Sonderbauvcr waltungsamt Baumholder gelang 
es, durch enge Zusammenaroeit mit den amerikani
schen Dienststellen die Baumaßnahmen zum über
wiegenden Teil selbst durchzuführen. 

- Bei Kaiserslautern war es dann das Gegenteil. 

(Abg. Claus: Mit den Subunternehmern!) 

- Moment, das wird der Herr Justizminister sicher bei 
seiner Analyse feststellen, daß in diesem Sektor der 
Anfall der Unterschlagung und Unregelmäßigkeit re- . 
lativ gering war und daß es also ein Be\veis dafür ist, 
daß bei richtiger Führung des betreffenden Sonder
bauamtes eine deutsche Kont rolle auch der amerika
nischen Bauten möglich war. Meine Damen und Her
l'(m! Ich sage das nicht als Vorwurf, sondern nur als 
Tatsachenfeststellung. 

Und zum Schluß: Herr Finanzminister, ich würde mir 
erla uben, d en Rechnungshof zu bitten, daß er Ihnen 
auch in Zukunft recht.zeitig die Prüfungsberichte zu
stellt. 

(Heiterkeit des Hauses. - Bei!all bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 

Ich erteile dem Herrn Finanzminister das Wort. 

FJnanzmlnlster Dr. Nowack: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nur riech eine kune Erklärung zu dem, was 
eben Herr Kollege Markscheffel vorgetragen hat be
züglich Baumholder. Wir haben uns seit 1951 be
müht, unsere Sonderbauämter in Aktion treten zu las
sen, konnten das aber nur, wenn wir sie genau wie 
die privaten Generalunternehmer in Aktion treten 
ließen . 

(Abg. Markscheffel : Richtig!) 

Dieser Versuch isf kurze Ze it hindurc.11 gerri.aCL1.t wor
den, hat sich aber nicht bewä hrt, ist insbesondere an 
dem Unverstä ndnis, das wir bei deutschen Unterneh
mern und Firmen feststellen mußten, gescheitert. Wir 
haben uns daher nach kurzer Zeit veranlaßt gesehen, 
den Bundesfinanzminister und d ie in seinem Auftrage 
wirkende Oberfinanzdirektion in Koblenz zu ersuchen, 
diesen Versuch nicht fortzusetzen, weil er keine zweck
volle Lösung bringen konnte. Was Baumholder, was 
vielleicht auch den einen oder anderen Platz betr ifft, 
so h ing es nicht von dem Leiter des Sonderbauamtes 
ab, sondern von seinem amerikanischen Partner, 

(Abg. Völker: Sehr richtig!) 
ob der mehr oder weniger Vers tändnis für die deut
schen Forderungen aufbrachte oder nicht. In Baum-

--- --------- --- ·--- - -··--
holder haben wir zeitweilig einen solchen verständnis
vollen amerikanischen Partner gehabt und haben da
her mit ihm zusammenkommen können. Dieses Ver
ständnis war an anderen Stellen nicht zu be\virken. 
Das zum Sachlichen! Und ich glaube, damit auch zur 
Problematik der ganzen Dinge noch et.was gesagt zu 
haben; denn man sieht, wie verschachtelt diese Dinge 
sind und wie s ie sich in Tiefen abgespielt haben, in 
die man nur wirklich richtig hine insehen kann, wenn 
man alle Begleitumstände berücksichtigt. 

(Beifall des Hauses.) 

Vizepräsident Bögler: 

Meine Damen und Herre n! Herr Fin anzminister Dr_ 
Nowack hat angeregt, die G roße Anfrage einem Aus
schuß zur weiteren Behandlung zu ü berweisen. Ich 
meine, das Haus sollte dieser Anregung entsprechen. 
Nun erheb t sich d ie F rage: welchem Ausschuß? Denn 
es wird eine ganze Reihe von Fra gen sozialpolitischer 
und wirtschaftspolitischer Art zu behandeln i>ein -

(Zurufe von der CDU: Wirtscha!tsausschuß!) 
und der gesamte Fragenkomplex ist j a auch ein poli
tischer, so daß ich vorschlage, die Große Anfrage dem 
Wirtschafts- Wld Wiederaufbauausschuß zu überweisen 
mit der Maßgabe, daß wenn die materielle Beratung 
er geben sollte, daß sich damit auch noch ein anderer 
Ausschuß befassen muß, sie an den entsprechenden 
Ausschuß ~itergegeben wird. Das kann dann noch 
bestimmt werden. 

(Abg. Dr. Ecarius: Ich denke auch a n den Rechts
ausschuß!) 

- Das bezweckt ja mein Vorschla g. 

(Zustimmung des Hauses.) 

- Dann wäre es so beschlossen. 

Ich rufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betref
fend Feststellungen zur 1Jberwindung bestehenM 

der Schwierigkeiten im Leben der Jugend 
- Drucksache II/151 -

Zur Begründung der Großen Anfrage erteile ich Herrn 
Abgeordneten Fuchs das· Wort. 

Abg. Furhs: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die große 
Anfrage unserer Fraktion befaßt sich mit einem Thema, 
das in den letzten Wochen und Monaten in der Olfent
lichkeit bereits eine große Rolle gespielt hat und das 
sicher für unser staatliches Gemeinscha ftsleben von 
außerordentlicher Bedeutung ist. Die E ntw icklung ge
rade der letzten Wochen hat uns bestätigt, daß es auch 
notwendig ist, hier im La ndtag über diese Frage in aller 
Of.fenhe it zu sprechen . Denn es wäre verhängnisvoll, 
wenn auf die Dauer gesehen durch die eingetretene Ent
wicklung eine Kluit zwischen der jüngeren Generation 
und der erwachsenen Generation innerhalb unserer Ge
meinschaft aufgerissen würde. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig !) 

Es erhebt sich auch dabei die Fra ge, ob ein Landespar
lament überhaupt für die Behandlung der Dinge zu
ständig ist. Dabei muß man sagen, daß weite Gebiete, 
die mit diesem Problem in Zusammenhang stehen, in 
die Zuständigkeit der Lä nder fa llen, vor allem die kul
turellen Fragen und die Fragen der schulischen Bildung 
und der Allgemeinbildung. Wer deshalb der Meinung 
ist, daß die Fragen, d ie mit der jungen Generation im 
Laufe der letzten Monate aufgeworfen wurden, aus-
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schließlich Sache der Familien oder der Schulen sei, 
irrt :;;icher. Es mag für manche Familien zutreffen, die 
sich zum BeispiPl Ge<lanken darüber mac!um, ob sie den 
Sohn oder die Todlter in irgendein Pensionat in der 
Sdtwt!i:r. od~r in England schickt. Aber es trifft sicher 
nicht für die Familien zu, die noch nicht einmal wissen, 
wo der Sohn ode r die Tochter schlafen sollen, weil sie 
zu fünft oder zu sechst in einem Raum hausen müssen. 
kh will mit dies~m Beispiel andeuten, daß sich auch für 
dl•n Staat sehr gewichtige Aufgaben ergeben, die mit 
der Jugend und mit dieser Frage in Zusammenhang ste
hen. Die moderne GeseUscha!t ist so vielfältig und auch 
ihre Aufgabenstellung ist so vielfältig, daß man das 
T'r,>blem dl"r Erziehung der heranwachsenden Genera
tion nicht einfach aut die Familien und die Schulen al
lein abwä lzen kann. Die Folge der Publikationswelle der 
letzten Wochen und Monate, bei der fast täglich in den 
Z«it11ngr•n Schlag:r.eilen über die junge Generation zu 
!ind<.'n wart"n, hat eine nicht sehr erfreuliche Situation 
hnaufbeschworcn. Es entsteht der Eindruck, und er ist 
twrnH~ ~nt~tanden. als ginge es in der Bunde.;i-epulilik 
bd der jun?;cn Generation drunter und drüber. Und die
S('r Eindruck, als sei die Jugend ohne jede Ordnung, als 
st-i die Jugend ohne jede Ehr.furcht, wird irnmel" mehr 
verstärkt . Die Worte, die dabei sehr oft gebraucht wer
den, sind nicht erfreulich. Man stellt ganz allgemein 
f•" ~t. dal.l der Bürger nicht mehr seines L~btns sicher se i, 
daß er von diei::en jungen Menschen bedroht sei. Man 
findt>( ~olche Schlagzeilen ·wie „Schützt upsere Fr-.i.uen 
vnr VPrgewaltigungen" usw. Besucher aus der Sowjet-
1.one. die 7.U uns herübe1·kommen - erfreulicherweise 
in größerer Anzahl-, und diese Dinge lesen und davon 
hören, fragen genz entsetzt: ist <:Las so, stimmt denn 
dcis s•J'? Ii::t de>nn ~rnre .Jugend in WestdeutschLand wirk
li<-h so schlecht? Wet· Gelegenheit hatte, mit diesen 
Men:;chen zu sprechen, der weiß, wie sie gerade in be
rng auf diese Frage doch sehr unsicher wieder von 
un~ g"'hen in dem Gefühl, daß hier bei uns in West
c<'nt ~ehland unter der Jugend das Chaos herrsche. 

Durd1 diese Publi.kationswelle haben wir sogar er
re icht, daß man sich im Au:;land eingehend mit dem 
deut~ch<m .Tugendproblem beschäftigt. Wir haben uns 
d<1dl1r<1' den Ru! eingetragen, als bestehe die west
deutsche .Jugend vorwiegend aus kriminellen Elemen
t('n oder vorwiegend aus jungen Mensdlen, die keine 
Ordnung mehr anerkennen. kh möchte dabei - ich 
d arf mir -das gestatten - eine typische Stimme ·zitieren, 
wie sie in dieser Hinsicht im Aus land 1heute zu finden 
s in•:l. hh zittiere die „Tir-oler Tageszeitung" vom 29. 
Augu:ot, die schreibt: 

Wie weit man kommt, wenn man Hal·bsta rke mi t 
Samthandi;chuhen anfaßt, sieht man aus der Ent
wit:khmg in Deutschland, wo man skh vor lauter 
Dt'nwkratiie einem Rotzl.ö!fel keine Ohrfeigen mehr 
7.U geben traut. 

D:,iraus werden dann Schlußfolgerungen gezogen -, die 
ja auch bei uni' 7.um Teil gezogen werden -, die ja aus
sdiließlim nach dem Gummiknüppel rufen. 

Die;;e Stellungnahme der ausländischen Zeitung ist 
m1d1 1;-..: iller Ansicht ty p isch ftir die Geisteshaltung 
g;m:t. bestimmter Kreise zu den außgeworfenen Fragen. 
F.s ist eine !le'hr bequeme Dcnkungswed;;;e, meine 1Damen 
und Herren, wenn man nach der Ohrfeige und nach 
dem Gummiknüppel ruft, wobc1 man auch bemerken 
kann, daß man ja so sehr mit Samthandschuhen in 
der Bundesrepublik gegenüber die~n jungen Men
~ c:hl:'n gar nicht atu!tritt. Man hat sogar in den letzten 
Wochen zur Pistole gegriffen, wobei im sehr bezweifle, 
ub das unbedingt notwendig war und vl> das ein glück
licher Vorgan.g gewesen isL ~'lau gewinnt sehr oft den 

Eindruck, daß sich die erwach~ene Generatiion das Ge
wissen dadurch etwas erleichtern will, daß man mit 
den Fingern auf die jüngere Generation zeigt. und sie 
.als schlecht Wnstellen will. Wenn man nämlich der 
ju.o.ge:o Generation vorhält, sie habe und besitze keine 
Id~Alil. „.mw ••. ~.„,nwß.„J~l'\ .s~.Q..r „ernsthafl fragen, ob 
gerade dilejenigen, die diesen Vorwur.f erheb<!n, in ih
rem Rennen nach dem Pro.fit wi1·klirh selbst noch übr-i· 
Ideale verfügen. Wenn man das so scharf sagt, so muß 
das nach meiner Ansicht ausgei;prl)('h~n werden, weil 
nämll<:h geraic:le der 17- oder 18jä-hriiie ein sehr feines 
Gefühl dafür hat, ob man die Vorwürfe aus echter 
Überzeugung erhebt oder ob nicht doch -diese Vorwürfe 
aus einer gewissen Heuchelei und auch au s einer .ge-

. „:wiss.e.o. Sche~ora+ ~eraus erh~l,>t!tl wtrden. 

Icl1 habe da~ Wort bls jetzt bewu.ßt nodl nicht ausge
sprodlen, das -man für diese jungen Menschen seit Mo
na.ten l"rfttnden und gebraucht hat. Es i;;t dai; scheuß
liche Wort von den „I;a!bstarken", meine Damen und 
Herren. 

(Frau Abg. Dr:-. Gantenberg: Sehr richtig! Ein 
scheußliche; Wor t!) 

Die!!-es Wort, wenn man es sich genflu überlegt. hal im 
Grunde genommen ~ar keinen Sinn. 

(Sehr richtig! l.lel der SPD und bei der CDU.) 

Es sind doch junge Menschen, die nicht halbst.ark und 
nidlt stark sind, sondern es sind Menschen, die mit der 

„zeit nicht fertig werden, junge MenS<?hen, die inner
lich schwach slnd un:d seelism leer dastehen und mit 
den aufgeworfenen Problemen dieser Tage ebensowe
nig fertig werden wie viele Erwach5ene unter un~. 

(Beifall des Hauses.) 

Man könnte das etwas ironiseh untermauern. ich unter
lasse es auc:;h nicht, das zu tun. Wenn man nämlich 
dieses Wort weiterspinnt, dann müßte man .sagen. daß 
das Baby, das die Windeln nicht w recht achte t, eigent
lich ein Achtelstarker wäre, daß der lOjährige, der eine 
Fensterscheibe einwirft. ein V.iertelstarker lst ullld der 
18jähri.ge, der nachts si~gend und .grölend von irgend
einer Kirchweih nach Hause zieht, <l~r Halbstarke ist. 

(Zuruf bei der SPD: Wo ist der Ganzstarke'!; 

und der 30jährige, der seinen Wochenlohn gleich frei
tags im Wirtshaus versäuft, das ist dann der Dre1vier
telstarlke und der 50jährigc, der eine falsche Steuer
erklärung abgibt, ist der Vollstarke! 

(Heiterkeit und Beifall im Hause.} 

Wie man zu ~inem 80jährigcn -sagen soll, das weiß ich 
nicht genau. 

In diesem ZusAmmenhang darf ich sagen, daß es zwar 
begrüßenswert ist, wenn der Herr Bunde~kanz!er sei
nen Wort!f:ham bereichert.' Wenn er es aber, wie zum 
Be~s.P.~~l giest~rn, ~~sgerechnet mit dem Wort „Ha.Jb
st~ke" tut, so ist das nicht sehr erfreulich. 

(Abg. Dr. Kluding: Er hat es nicht er!unden!) 

- Er hat es aber gebraucht. Wenn etwas Schlechtes er
funden ist, dann darf man es nicht weitet'E'r7.ähll'n. Die 
Gefahr, die mit dem Gebrauch des Wortes „Halb
~tarke" verbunden ist. ist, daß man damit mit der Zeit 
eine pm:~ Generation treffen will oder, wenn man es 
nicht unbedingt will, ·diese Generation sich aber ge
troffen fühlt. Wir wissen aus Stellungnahmen un.d Re
solutionen von Jugendverbänden, Landesjugendringen 
und. Sta<lt.jugendringen, wie sehr s ich .diese - jungen 
MP-nsdlen gegen den Gebrauch dieses Worte!!'- wehren. 

(Zq.iruf bei der SPD: Mit Recht!) 



19. Sitzung, 12. September 1956 585 
-~ ·-------·-----------

U'uchsJ 

Es wird sicher niemand leugnen, daß es eine Jugend
kriminalität gibt, die es xu allen Zeiten .gegeben hat. 
Sie ist also weder sensationell noch ist sie ein be
sonderes Attribut unserer Zeit oder Tage. 

<Frau Abg. Dr. Gantenberg: .Richtig!) 

kh glaube, es ist ein besonders schwerer Fehler. wenn 
man junge Menschen, die unglücklicherweise mit dem 
Gesetz in Konflikt geraten, auch dann noch mit dem 
Wort „Halbstarke" bezeichnet. Denn es ist schon tra
gisch genug. wenn ein junger Mensch mit 15, 16 oder 
18 Jahren in die Maschinerie der Gesetze gerät, wenn 
er straffällig wird. Dann fat das Wort „Halbstarke" 
zumindest eine Geschmacklosigkeit. 

Ich will die Sache nicht weiter ausführen. Man soll sich 
aber immer wieder ins Gedächtnis zurückrufen, daß 
die heutigen Sechszehn- oder Achtzehnjährigen eine 
Jugend hinter sich gebracht haben, die außerordentlich 
schwer ist. Das Chaos der Zeit während des Krieges 
und nach dem Krieg hat doch dieser heranwachsenden 
Generation außerordentlich viele Probleme und Auf
gaben gestellt. Ich erinnere nur daran, daß es einfach 
für viele Eltern eine Selbstverständlichkeit war, den 
Acht- oder zehnjährigen loszuschicken, um irgendwo 
einen Eimer voll Kohlen zu klauen. Die Eltern haben 
den zehnjährigen Jungen weggeschickt, irgendwo auf 
einem abgestellten Güterwaggon ein paar Kohlen weg
zuklauen, damit sie zu Hause überhaupt etwas wäh
rend des Winters zu brennen hatten. 

(Abg. Hülser: Auch hier nicht die Eltern, sondern 
einzelne Eltern!) 

- Einzelne Eltern, selbstverständlich! Aber das bezieht 
sich nicht nur auf Koihlen, auch au! KartofCeln, die 
nachts irgendwo herausgebuddelt wurden. Das ist kein 
Vorwurf, den ich hier treffe. Es ist eine Fest,;tellung, 
weil damals die Eltern und die Kinder zu Maßnahmen 
in dieser Notzeit gezwungen wurden, die man nicht 
mit gleichen Maßstäben messen darf, wie man das 
heute tun würde. 
Dazu kommt auch das Sinken der Moral gerade wäh
rend des Krieges und in den ersten Jahren nach dem 
Krieg, wo wir ja doch zum Teil, gerade auf dem Ge
biet der Moral, Zustände hatten, die Z1U beschreiben 
wir uns heute schämen. Aber alle ~lese Dinge haben 
die jungen Menschen in ihrem Alter von 6, 7, 8 oder 
10 Jahren miterlebt, mitgesehen. Sie sind in der Zwi
schenzeit in eine Schule gegangen, die ihnen nicht sehr 
viel bieten konnte gerade in den Jahren 1945 bis 1948. 
Oft ist damals die Schule .ausgefallen, weil entweder 
keine Schulräume da waren oder man im Wint.er nicht.; 
zum Heizen hatte. 
Wenn man die Jugendkriminalität heute betrachtet, 
dann darf man - meine ich - diesen Gesichtspunkt 
nicht außer acht lassen. Und, meine Damen und Her
ren, noch eine Bemerkung: Man darf auch die Jugend
kriminalität nicht ausschließlich für sich betrachten. 
Man muß auch die Jugendkriminalität in eine Be
ziehung setzen zur Kriminalität der Erwachsenen; denn 
die Jugendkrimlnalitüt ist ja nicht für sich isoliert, 
sondern sie ist ein Bestandteil der Gesamtkriminali
tät eines Volkes. Und so gesehen, meine Damen und 
Herren, schneiden diese jungen Menschen noch nicht 
einmal schlecht ab. 

Ich darf hier einige Vergleichszahlen zitieren. Das ist 
- glaube ich - notwendig, um die Diskussion über diese 
Frage in einem sachlichen Rahmen zu führen. Wäh
rend im Jahre 1895 in Deutschland 44 000 Jugendliche 
unter 14 Jahren rechtskräftig verurteilt wurden - d. h. 
die Eltern -, waren es im Jahre 1953 im Gebiet der 
Bundesrepublik 28 000. Meine Damen und Herren, wir 

sind sicherlich sehr oft geneigt, zu meinen, daß die 
Jugend in der Zeit vor dem ersten Weltkrieg weit 
besser gewesen sei. 

(Abg. Diel: Das war sie auch! - Heiterkeit 
des Hauses.) 

- Herr Kollege Diel, daß Sie ein Musterschüler waren, 
glaube ich bestimmt. Im Jahre 1900 betrug der Anteil 
der verurteilten Jugendlichen an der Gesamtzahl der 
Verurteilten in Deutschland 10,7 v. H. Im Jahre 1949, 
also ein Jahr nach der Währungsreform, betrug der 
Anteil der verurteilten Jugendlichen an der Gesamt
zahl der Verurteilten 6,2 v. H. Die gleichen Vergleichs
zahlen betragen für die Jahre 1910 und 1954 9,5 v. H. 
und 5,8 v. H. Nun, meine Damen und Herren, die 
Zahlen 5,8 und 6,2 sind immer noch hohe Prozentsätze, 
mit denen wir uns beschäftigen müssen. Diese Gegen
überstellung sollte nur zum Ausdruck bringen, daß 
man mit der leichtfertigen fcststellung, unsere heutige 
Jugend sei viel krimineller als die Jugend früherer 
Zeiten, doch sehr vorsichtig sein muß. 

(Abg. Kluding: Man muß bei der Statistik 
Gleiches mit .Gleichem gegenüberstellen!) 

- Ja, das habe ich ja getan, ich habe verglichen den 
Anteil der verurteilten Jugendlichen an der Gesamt
zahl der Verurteilten, das heißt also, den Anteil der 
Jugendkriminalität an der Gesamtkriminalität. Das 
waren die Zahlen, die ich eben vorgelesen habe. 

Meine Damen und Herren! Ich darf noch auf etwas 
anderes aufmerksam machen. Die Möglichkeiten, mit 
dem Gesetz in Konflikt zu geraten, sind ja heute weit
aus größer geworden, als das vor 40 oder 50 Jahren 
der Fall war. Ich erinnere dabei allein an die Ver
kehrsdelikte, und, meine Damen und Herren, ich 
glaube, daß gerade die Zunahme der Verkehrsdelikte, 
die ja heute auch einen wesentlichen Bestandteil der 
Jugendkriminalität darstellen, dabei berücksichtigt 
werden muß. Ich werde später au( diese Frage der 
Verkehrsdelikte noch zurückkommen. 

Ich darf dann noch eine andere Zahl nennen. Während 
die Kriminalität der Erwachsenen in der Bundesrepu
blik von 1948 bis 1954 um 12 v. H, zurückgegangen ist, 
ist die Jugendkriminalität im gleichen Zeitraum um 
18 v. H. zurückgegangen. Meine Damen und Herren, 
gerade in den letzten Wochen sind wieder groß auf
gempchte Meldungen durch die Presse gegangen, daß 
die Jugendkriminalität beängstigend zugenommen 
habe. Nun, seit 1950 ist im Jahre 1955 tatsächlich zum 
ersten Mal wieder die Jugendkriminalität in der Bun
desrepublik leicht angestiegen. Aber auch hier eine 
Vergleichszahl zur Kriminalität der Erwachsenen. 
Während die gemeldeten Straftaten Jugendlicher zwi
schen 14 und 18 Jahren im Jahre 1955 um 0,6 v. H. 
zugenommen haben und die gemeldeten Str~ftaten 
Heranwachsender - als derjenigen zwischen 18 und 21 
Jahren - um 0,7 v. H. zugenommen haben, haben die 
bekannt gewordenen Vergehen und Verbrechen Er
wachsener im gleichen Jahr um 4,7 v. H. zugenom
men. Man sollte also in dieser Weise, meine Damen 
und Herren, die Jugendkriminalität in eine Beziehung 
zur Gesamtkriminalität setzen, um zu einem gerechten 
Urteil zu kommen. 

Nun noch zu einem Thema, das die Gemüter beson
ders erregt, das ist die Frage der Morde und Mord
versuche durch Jugendliche. Wir haben ja je tzt gerade 
in diesen Tagen einen solchen tragischen Fall in un
serem Lande zu verzeichnen. Nun, meine Damen und 
Herren, Morde durch Jugendliche hat es auch zu allen 
Zeiten gegeben. Wenn man sich die Zahlen genau 
ansieht, wird man feststellen daß die Zahl der Morde 
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durch Jugendliche heute nicht größer ist als zwn Bei
spiel in der Zeit zwischen den beiden Weltkr iegen. 
Ich darf dazu kurz einige Zahlen für Rheinland-Pfalz 
iinv,eben. Ich nehme an, da ß uns von der Landesregie
rung darüber noch einiges meht' gesagt wird. Im .Jahr e 
1953 wurden in Rheinland-Pfalz 12 Morde regis triert. 
Darunter war kein J ugendlicher oder Heranwachsen
de!' 1:1\s Mörder. Im Jahre 1954 waren in Rheinland
P fal7. von 31 festgestellten Morden ein Mord von 
einem Heranwachsenden und :-1 Morde von Jugend
!;dien be~angen worden. Im Jahre 1955 wurde von 
1;; M orcien in Rheinland-Pfalz ein Mord von einem 
Hf:'ra nw;i.chi;enden begangen. Ich darf Tunen noch eine 
notiere Zahl nennen. Von 1924 bis 1927 - also in den 
ersten vier Jahren n ach der Inflation - sind im Rckhs
gebiet 40 jugendliche Personen w egen Mordes verur
teilt worden und 16 wegen Totschlags. In den Jahre n 
194!1 bis 1952 - also in den vier Jahren nach d er 
Wührungsre form - s ind im Bundesgebiet 26 Jugend
liche wegen Mordes und 13 wegen Totschlags fest
ges tellt und verurte ilt worden. 

IAbg. Schuler: Also innerhalb verschiedener 
Grenzen!) 

- Innerha lb der Bundes republik. Aber, meine Damen 
und Herr en, selbst wenn man die Bevölkerungszahl 
der Weimarer Republik von 65 Millionen in Vergleich 
~~·tzt :i:ur Bevölkerungszahl der Bundesrepublik mit 
50 Millionen. so schneiden hier die Jugendlichen von 
heute jedc>nf~lls nicht betingstigend schlecht ab. Diese 
Zahlen. meine Damen und Herren, gebe ich Ihnen 
nicht bekannt, um etwas zu beschönigen, sondern sie 
;;olle n zum echten Nachdenken anregen und sie sollen 
de monstrieren, w ie leidltfertig die Behauptung h>t, 
daß unsere Jugend heute nur noch aus Mördern be
' tehe. 

(Beifa ll bei der SPD. - Widerspruch bei der 
CDU. - Abg. Diel: WiP. können Sie so verall
gemeinern , Herr Kollege, was Einzelerschei-

nun~en sind!) 
- ,\l>er. meine Damen und Herren. seien Sie doch nicht 
so n ufge regl. 

(Abg . Diel : Nein, daS' ist keine Aufregung, 
das is t nur empörend!) 

Meine Damen und Herren, ich darf zu dem F all, der 
jetzt ~erade in Rheinland-Pfalz passiert ist, ein Zitat 
<ill S einer Zeitung anführe n. wo es heißt: 

Ein sogena nnter Halbstarker. also einer von den 
vielen, über die jetzt soviel geredet und geschrieben 
w ird, war es, der seine Eltern erschlug. 

Ich glaube, da ß allein s<'hon diese Form der Bericht
''ri>(<1U tmg, meine Da men und Herren, doch sehr be
ii ngs tigend ist. Und ich darf dabei noch auf eines auf
m(!rki:am machen. In der heutigen Zeit werden Morde, 
auch Mord~ durch Jugendliche, so eingehend bis in 
alle Feinheiten hinein geschildert, und die Il1ustrierte n 
bringen dann noch wochenlang darüber ganze B.ilä
Lcrid1le, 

(Zustimmung bei SPD und CDU.) 

d::1ß wir uns nicht zu wundern brauchen, wenn bei vie
len ält.eren Menschen ei.n schlecl1ter Eindruck entsteht 
und <faß ~e sagen: J a, lieber Gott, wir waren ja nicht 
~'D i;chlecht. aber heute g reifen die gletch zum Messer 
u nd s techen d ie Eltern tot! Das sind dann die Folgen 
cl ieser übertriebenen Berichterstattung. -

F l was anderes sollte man auch noch erwähnen. Wenn 
man sich über die Grausamkeit der Vorgänge bei die
sen Morden aufregt - mit vollem Recht, meine Damen 
und Herren! - , dann sollte man aber auch daran den
ken, daß auch unsere ganze Zeit herzloser und grau-

samer geworden ist. Ich erinnere nur da ran, daß man 
beim Autorennen in Le Mans - um nur ein Beispi~l 
zu bringen -, als sich Hunderte von Menschen am 
Straßenrand in ihrem Blute wälzten und über s iebzig 
Tote dort lagen nicht einmal soviel Pietät aufbrachte, 

. ' däS "IW'nneil"""iJ' "s'toppen, sondern es w urde weiter
geführt, n ur um des Gewinnes w illen. Gla uben Sie nur 
ja nicht, meine D.:imcn und He t'ren, daß die jungen 
Mensf'hen i>ol r·he Dinge n icht registrieren. Wir snlltPn 
uns also bei de r Grausa mkeit, die heute an de n Tag 
gelegt wird, . !r.aicn~ ob nicht wir selbst als d ie Ge 
sellschaft der Erwachsenen mit dazu ooitragen, 8ol.cll~ 
Dinge hervorzu rufe n. 

(Abg. Dr. Kluding : Mercedes hatte aber a us
gesetzt bd diesem Rennen!) 

.. - fa,, „.~~: .,~JJ:~~~1.~ geh,t abe r hier um das _Symp
tom, daß das Rcru1cn als solcht:!:. weiterging, wa hrend 
Hunderte von Mmischen am Straßenra nd in ihrem 
Blute lagen. 
Nun, meine Damen und Herren. kurz noch ein W<-rt 
zu den VerkehrsdeHkten, Auch hier ist die Öffent
·Üchkeff'"ieiCht ··g~~eigt, die junge Generation ln sta r
kem Maße zu verurteilen, weil s ie mit ihren Mopeds 
und Motorräde rn und sonstigen Fahrzeugtm d en Ver
kehr behindere und gefährde. Sicherlich sind Motor 
räder und Mop~s eine unangenehme. Ersclleinung. 
.Aber, meine Damen und Herren, diese Mopeds und 
diese M'otorricler br.lngen wir aus unserm Leben nicht 
mehr w eg. Wir müssen uns m it der Tatsache a b find en. 

• ~~-,~~1;J~~~~ .. '.M~~c;b.ep. heute Motorrad oder •Mo~ 
··oder, wali weih ich sonst, fahren, und ich muß ehrlich 
bekennen, wenn ich m it 17 oder HI J ahren die •Mög
lichkeit gehabt lbätte, ein Motorrad zu besitze n, dann 
1•:1ire ich genau so stolz damit durch die Stra ßen ge
fahren, wie das heute die Siebzehn- und Acht.zehnjäh-ngeh"fün: . „ .. „ ... · „„„ „ „ · · · · · 

(Ab.g. Schuler: Auch so l aut?) 
- Meine Damen und Herren, die Industrie erfindet. so 
vielerlei Dinge, vielleicht ma<:ht sie sich einmal Gedan
keq. .. ~~r.„,wie man den Auspuff dieser Fahrzeuge 
ein, 14.!*l. „BP.Jg .~~fen kann. 

· · · "lsimi richtig ! bei der CDU.) 
Aber man. löst das Problem nicht damit, daß m an das 
Motorradfahren abscha!Cen will, darüber sind wir uns 
sicllerlich eini.g. 

M~t~n~Pi„~ J;l:eri;tm! lm Jahre ~954 wurden in 
der l:lufidesrepubl.!k96 061 erwachsene P ersonen wegen 
Vel"kehrsdelikten verurteilt. Im g leichen Jahr waren 
es 4 493 J ugendliche, das heißt, der Anteil der Jugend
lichen .an den Verkehrsdelikten betrug 4,6 v. H. 

(Abg. scil';_;ie~~ 'ne~·v~~gleich hinkt, Herr Kollege! 
Die Jugendlichen können !ioch erst von einem 
gew-issen Alter .ab den Führerschein bekommen !) 

- M.opedfahren kann der Jugendliche vom 14. Lebens
jahr ab; er kann au.eh sclw n m it 13 Jahren d urch die 
Straßen fahren. Idi WQut.e diese Zahlen auch nur nen
nen, datI?it man d'.lrüber noch einmal nachdenkt. 
Nun noch ein Wort .zu der Jugendkriminali tät in 
Rheinland-Pfalz. Ich hoife, d aß wir In <ier Antwort der 
Regierung darüber noch einiges hören w erden. Inter
~swt.„scheio.t . mir. die Feststellung, daß die Zahl der 
verurteilten Jugendlichen in Rheinland-Pfalz seit d em 
Jahre 1951 ·1au!end zugenommen h at, w ährend in den 
anderen Ländern die Zahl der verurteilten Jugend
li~~!-1- im, ·g~i:;\~ep. ~b(a.wn laulend zurückgegangen 
fst. Zum ·Be!SP'lel ist in Nordrhein-Westfalen - einem 
Land also, .in dem, sicli d ie Großstädte massieren ~ die 
Zahl der verurteilten ·Jwgendlichen von 1092 im Jahre 
1951 auf 783 im .Jahre 1954 zurückgegangen. 
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E.> wäre sicher interessant, von der Landesreg.ierung 
etwas darüber zu hören, wieso gerade in Rheinl-and
P!alz, das ja nicht über eine Massierung von Groß
städten usw. verfügt, die Zahl der verurteilten Jugend
lichen laufend zugenommen hat. 

Nun, meine Damen und Herren, ein kurzes Wort zum 
Jugendstrafrecht. Es werden immer mehr Stimmen 
laut, die fordern, man solle das Jugendstrafrt!Cht ver
schärfen. Überschriften wie „Drakonische Strafen für 
Jugendliche sind notwendig" ~.i:n.d n•icht sehr selten. 
Die Novelle zum Jugendstrafrecht wurde erst am l. 
Oktober 1953 durch den Bundestag beschlossen. Schon 
in der Präambel dazu heißt es, daß nach einer gewis
sen Zeit der Bewährung das Jugendstrafrecht endgültig 
gefaßt werden soll. Aile .diejenigen, d1e der Meinung 
sind, daß man die jugendlichen Verbrecher oder mit 
dem Gesetz in Konflikt geratene Angeklagte mit aller 
Schiirfe, mit drakonischen Strafen belegen müsse, haben 
den Sinn des Jugendstrafrechts sicher nicht richtLg er
kannt; denn der Sinn des Jugendstrafrechts ist nicht 
in erster Linie die Sühne, sondern in erster Linie die 
Möglichkieit zu schaffen, dem jungen Menschen eine 
Erziehung nachaugeben, die man ihm vorher nicht ge
geben hat. 

Dazu darf ich drei kurze Bemerkungen machen. Es 
wäre sicher 1besser, wenn die Richter an unseren Ju
gendgerichten neben ihrer Fachausbildung auch eine 
jugendpädagogische Ausbildung genössen, und es wäre 
sehr gut, wenn man bei der Auswahl der J.ug1.mdschöf
fcn äußerste Sorgfalt walten ließe. Ich selbst habe eine 
Zeitlang Gelegenheit gehabt, als Jugendschöffe tätig 
zu sein, und ich muß sagen, was man da oft feststellt, 
ist nicht sehr ermutigend. Die dritte Feststellung dazu 
ist die Forderung, daß man jugendliche Verurteilte 
unter allen Umständen von verurteilten Erwachsenen 
fernhält. 

(Abg. Markscheffel: Sehr richtig!) 

Denn es ist ort so, daß das, was sie noch nicht wissen, 
sie erst jn den Gefängnissen bei den verurteilten Er
wachsenen lernen. Das Jugendstrafrecht sch»eibt auch 
ausdrücklich eigene Jugendstrafanstalten vor. Ich habe 
hier nur die Bitte an den Herrn Justizminister, daß 
darauf geachtet wird, daß auch schon Jugendliche, die 
in Untersuchungshaft gebracht werden, in dieser Zeit 
nicht mil Erwachsenen z:usammenkommen. 

(Abg. Schuler: Aber Herr Kollege, Sie rennen 
o!Ct!ne Türen ein!) 

- So natürlich ist das leider nicht. Nun ein Wort zu den 
Jugendkrawallen der letzten Wochen und Monate. 
Meine Damen und Herren! Wir wissen, daß sich die 
Schlagzeilen häufen: „Halbstarken-Aufstän<le in Frank
furt", „Halbstarken-Aufstände in Hamburg" usw. Ich 
glaube, daß auch hier eine echte Psychose in den letz
ten Wochen und Monaten erz.eugt worden ist. 

(Abg. Markscheffel: Mit Absicht!) 

Denn je mehr Berichte über sogenannte „Halbstarken
Aufstände" erschienen sind, um so häufiger wurden in 
der Folge auch diese sogenannten „Halbs tarken-Auf
sfände". Ich darf hier kurz darauf verweisen, daß die 
Frankfurter Polizei sich die Mühe gemacht hat, über 
100 solcher jungen Menschen zu vernehmen und daß 
sie dabei zu interessanten Ergebnissen gekommen ist. 
kh darf v ielleicht ein solches Vern.~hmungsergebnis 
eines jungen Menschen, der an einem sogenannten 
„Halbstarken-Au!.stand" beteiligt war, mitteilen. Der 
Junge hat also geantwortet: 

Nie wurden wir ernstgenommen; wenn aber jetzt 
die Polizei blankzieht und die Menschenmassen sich 

rund um die Konferenzorte amüsieren, schaulustig 
oder empört sammeln, dann merken wir, daß wir 
eine Macht sind, wenn wir es nur recht zeigen. 

Ich glaube, daß d·iese Äußerung dieses jungen Men
schen doch sehr typisch ist. Wenn sie eben irgendwo 
zusammen sind, wird natürlich über solche Dinge ge
sprochen, und es kann für einen Achtzehnjährigen 
durchaus eine reizvolle Sache sein, dasselbe zu tun, 
was man in Hamburg oder in Frankfurt oder sonstwo 
auch getan h·at, nämlich: Krach zu machen. 

Meine Damen und Herren! Das ist nach meiner Ansicht 
keine kriminelle Erscheinung unserer Tage, sondern es 
ist eine besondere Ausdrucksform, mit der junge Men
schen versuchen, sich Luft zu schaffen und Krach zu 
schlagen. Hier darf man daran erinnern, daß auch in 
rtüheren Jahren solche Jugendaktionen nicht so sehr 
selten waren. Man vergißt auch sehr ~ern, daß z. B. 
Studenten, wenn sie heimgezogen sind nach durch
zechter Nacht, durchaus aucl:t die Straßenlaternen, eine 
nach der anderen, schön demoliert hsben. Man sollte 
auch hier ein richtiges Maß zueinander finden. 

(Abg. Schuler: Damals konnte die Polizei noch 
blank ziehen!) 

Damals hat aber auch nicht in der Zeitung gestanden 
„Halbstarke Studenten terrorisieren unsere Stadl", 
sondern man hat sich noch darüber gefreut, wie nett 
das war. 

(Abg. Diel: Ich habe noch nie gehört, daß sich 
Studenten zusammengetan haben, um gemeinsam 

etwas niederzuschlagen!) 

- Aber Herr Kollege Die!, ich habe im Moment nur 
gesagt, sie hätten Straßenlaternen eingewor!en. 

(Abg. Diel: Sie haben eine Parallele gezogen mit 
den Studenten!) 

Man sollte auch n icht so weit gehen, gleich dann, wenn 
junge Menschen irgendwo von einer Kirchweih oder 
von einem Wlnzerfest heimgehen und nachts einmal 
singen, Schlagzeilen zu bringen, wie „Halbstarke ter
rorisieren die Bevölkerung". 

(Abg. Weis: Wer bringt denn das?) 

- Auch das kann man feststellen. Verfolgen Sie ein
mal in dieser Hinsicht sehr genau die Meldungen. Ich 
glaube, daß unsere jungen Menschen nicht den Appell 
an den Gummiknüppel und auch nicht den Appell an 
den Kasernenhof brauchen, 

(Abg. Dauber [SPD} : Sehr richtig!) 

sondern daß sie die echte Weckung des Gemeinschafts
geistes und des Gemeinschaftssinnes brauchen. So ge
sehen ist auch das äußere Erscheinungsbild der jun
gen Generation sicher anders als das Erscheinungsbild 
früherer Generationen. Aber auch hierfür verwendet 
man gern das Wort „Halbstarke". Der Achtzehnjährige 
hat heuie die schmale Röhrenhose; er hat die Haare 
mit dem amerikanischen Stiftenkopf, wie man sich 
ausdrückt, und er steht irgendwo an der Ecke. Man 
regt sich aber schon auf, wenn die Jugend heute eben 
anders tanzt als zu früheren Zeiten. 

Meine Damen und Herren! Sicher hat jede Zeit und 
jede junge Generation ihre eigene Erscheinungsform, 
und wir müssen uns nun einmal damit abfinden, daß 
dieses äußere Erscheinungsbild der jungen Menschen 
heute anders ist als vor 30 oder 50 Jahren. Es gibt 
dafür Beispiele. In Frankreich hat die Jugend es ver
sucht, in Form der Existentialisten nach außen zum 
Ausdruck zu bringen. Sicher wird nach einer gewissen 
Zeit dieses äußere Erscheinungsbild auch wieder ab
flachen und in dieser krassen Form verschwinden. 
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Meine Darn~?n und Herren ! In dem Urteil über die 
jungen Menschen sollte man nicht übersehen, daß 
alles das, was heute auf sie einwirkt, zum großen Teil 
nicht \'On Vorteil ist. Vom Film angefangen bis zu 
den Illustrierten hämmert etwas auf die junge Gene
ration ein, was in vielen Fällen doch zu negativen 
Ergebnissen führen muß. über den Film will ich hier 
nicht viel sagen, ich will nur darauf hinweisen, daß 
allein schon die Ankündigung sehr oft eine ~rk
wlird ige Angelegenheit is t. Ich konnte 2era de ln die
M!ll T<1gen folgende Ankündigung sehen: „Insel der 
naC'kltn Frauen" - ein Film, von dem die ganze Welt 
flüstert. Strengstes Jugendverbot. Ausweispflicht. -

Meine Damen und Herren! Wenn man in einer solchen 
Fnrm etwas ankündigt und dann sieht, wie gerade 
diPl'P. KinfJs mi?istens üherfüllt sind, dann muß man 
sid1 einmal vorstellen, was ein Sechzehn-, S iebzehn
oder Achtzehnjähriger denkt, wenn el." an der Ecke 
steht und dort nun die Erwa<,:h;;enen hineinsausen 
~i".'ht zu einem Film, „von dem die ganze Welt flüstert". 
!:iieher ist das ein Beispiel für viele andere. Und wenn 
imm auf der anderen Seite wochenlang in Zeitungen 
und Illustrierten in allen möglichen Formen den Le
Rern vordemonstriert, daß irgendwo eine fünt:zehn
j<ihrige Gräfin - ich weiß nicht genau, wie sie g,e
hl'ißl'n hat - einen doppelt so alten Grafen oder was 
~eheiratet hat und das in allen mögHchen Figuren 
auch noch dRrstellt, dann wundern wir uns, wenn wir 
bei einem fünfzehnjährigen Mädchen oder bei e.inem 
:;C'chzehnjä hrigen Jungen eines Tages feststellen, daß 
!iie sagen, was die können, das können wir auch. 

(Große Heiterkeit im Hause. - Abg. Mark
i;cheffel: Bei den Alt"n auch! - Unruhe. -

Glocke des Präsidenten.) 

Auch hier sollte man die Dinge richtig sehen und auch 
die Ursachen l>erücksichtigen. Alles. was sich da so 
<lh!\pielt an Schönheitskonkurrenzen. an Mill- Wahlen 
und auch dai;, was sich auf dem Gebiete der modernen 
ReklllmE' 11h<:pielt., ß<') llhm wir einmal sehr genau be
rücksichtigen, wenn wir ein Urteil über die jüngere 
Generation fällen. Wir sollten uns insbesondere Ge
<i<tnken darüber machen, was man für die Jugend 
tun ka nn. 
Im Augenblick liegt dem Bundestag eine Regierungs
vorlage vor, die ein ne ues Jugendschutzgesetz be
inhaltet. In dieser Vorlage ist vorgesehen, das Jugend
sdiutzaltPr von 16 auf 18 Jahre heraufrusetzen. Der 
Achlzehnjährige soll also an keiner öffentlichen Tanz
vera nstaltung mehr t eilnehmen dürfen; er soll nicht 
ir.i; Variete, nicht ins K aoarett. gehen dürfen, und er 
soll auch nicht mehr in der Öffentlichkeit rauchen 
cli'irfen. 

<Heiterkeit. bei der SPD.) 

Nun frage ich Sie, meine Damen und Herren , wie 
man mit einer solchen Bestimmung dieser Jugend, 
die~er jungen Generation dienen will, und ob man 
mit einer i;olchen Bestimmung dieser Schwierigkeiten 
Herr werden kann. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

StE>l len wir un s einmal vor: Wenn der Neunzehnjährige 
stolzer Blank-Freiwilliger ist und er kommt auf Ur
laub, dann darf seine Freundin von 17 Jahren nicht 
e inmal mit ihm auf die Tanzveranstaltung gehen. Zu 
:::0lch merkwürdigen Zuständen würde das führen. 

<Ahg. Hachenberg: Das war immer so!) 

Meine Damen und Herren! ·kh glaube. daß man es sich 
~n leicht nicht machen darf. Ich erinnere daran, daß 
d ie Jugend in der Zone drüben bereits mit 18 Jahren 
<lil:' Volljährigkeit bekommt, sie also mit 18 Jahren 

schon wählen und alle diese· scllönen Bürgerpllichten 
als Volljä hrige wahrnehmen darf. kh gla ube, daß es 
ein falscher Weg wäre, wenn man versuchte, den Achl
zehnjährigen noch einmal die Kinderschuhe zu ver
liiogern, wo man au.f der anderen Seite schon wieder 
den Kommißsti.efel bereit.hält. 

{Abg. Korbach: Aber in der Zone ist es d och 
etwas anderes!) 

Ein~ andere Frage, die man sich vorlegen kann, ist 
die: welchem Zweck diese ganze Aktion gegen die 
Halbstarken dienen soll. Da kommt man doch auct1 
zu manchen bedenklichen Feststellungen. kh darf hier 
verweisen auf eine Zeichnung. die in der vorletzten 
Ausgabe des „Rheinischen Merkuri;" efächienen ist. Sie 
trägt die Überschrift „Nur kein starker Mann"; dort 
ist also der „Halbstarke" dargestellt als Kriegsdienst
verweigerer, 

(Abg. Dauber: Pfui!) 
--

und in der Mitte steht der Vorsitzende der sozial-
demokratischen Partei, dem man die Worte in den 
Mund legt: Mir genügen die Halbstarken. -

(Ahg. Sassenroth : Das ist daR Niveau!) 

Meine Damen und Herren ! kh glaube, daß eine solche 
Form dex- Behandlung dieser schwierigen J ugendfra
gen doch zwnindesten sehx- geschmacklos is t. H ier darf 
ich feststellen, daß, nachdem der zitierende Genera! 
Hermann die Kriegsdienstverweigerer als F eiglinge 
und Kommunisten hingestellt hat, nun der Versuch 
unternommen wird, s ie in die Reihe der Halbstarken 
einzureihen. Ich möchte außerdem feststellen, daß es 
ln de r Ve rgangenhdt sicher mehr Muts bedurft h Ht, 
den Kriegsdienst zu verweigern, alll in die Kaserne 
elnz.ur(kken. 

Und man sollte die Vernngfünpfung <lief.er l.\1enschen 
in tiefster Gewissensnot endlich unterlassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

E :; ist auch oft erstaunlich, daß gerade diejenigen, die 
d ie Fammei so stark in den Vordergrund r ücken, nun 
m~inen, man könne durch den K<ii,,ernenho! das Ju
gendproblem lösen. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Hülser: Das h abe 
ich bisher nur in der „Freiheit" gelesen!) 

kh darf dazu vielleicht zitieren, wa~ der ehP.m::ilige 
("zeneralfeidmarschall .Kesse lrin g auf einem TrE>fff'n 
in Erlangen gesagt hat: Die Soldaten der neuen deu t
schen Bundeswehr sollen wissen, daß s ie im „Stahl
helm" die besten Kameraden und Fre unde finden. Das 
Problem der „Halbsta1·ken" be·,.,•eise, d aß es nicht 
länger vertretbar sei, beiseite zu ~tehen. - Und auch 
die!':e Fei;tstellung, daß dlP~e .Jugend endlich wlffiE>r 
Ordnung lernen müsse und deshalb die Kasernen für 

. sie . !l;~.L1ö.~~~!":l •. J1>~. P.F n.j~t so sehr selten. Man kann 
sie heute schon recht oft lesen. Ich glaube, daB es eine 
Beleidigung für unsere Eltern und auch für unsere 
Lehrer wäre, wenn man der Meinung wäre, daß ein 
Unteroff izier oder Leutnant in der Lage sei, eine 
echte Erziehung auf dem Kasernenhof vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Sassenroth: 
Die Bannführer konnten das auch besser!) 

Sicher hatten wir einmal in unserer GeS<:hichte gute 
Untertanen gehabt, meine Damen und H erren ! kh 
glaube aber nicht, daß es Aufgabe unserer Zeit ;;ein 
kann, einen solchen Untertanengeist, der gern mit dem 
Begriff „Ordnung" verbunden wird, erneut bei un
seren jungen Menschen hervorzurufen. 

(Abg. Frau Dr. Gantenberg: Wer will das denn'>) 
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Das Hineinwachsen der jungen Generation in die staat
liche Gemeinschaft ist eine echte Autgabe für uns alle, 
meine Damen und Herren. Und hier, glaube ich, ist 
die staabbürger:-liche Erziehung weit in den Vorder
grund zu stellen; denn diese jungen Menschen stehen 
einfach oft vor dem Problem, wie sie mit ihrer Frei
zeit fertig werden können. Und ich glaube, daß mit 
zunehmender Automatisierung und mit zunehmender 
Technisierung diese Frage in einem noch viel größe
ren Umfang auf uns zukommen wird. Deshalb sollten 
wir alle gemeinsam gerade auf die Frage der Bi 1-
d u n g unserer jungen Menschen ein besonderes 
Augenmerk richwn. Wir können - gerade auf dem 
Gebiete des Bildungswesens - nicht mit ruhigem Ge
wissen feststellen, daß alles getan wurde, um der her
anwachsenden Generation die notwendige Bildung für 
die Schwierigkeiten des Lebens zu geben. Deshalb 
sollten wir uns - auch auf der Basis oder gerade auf 
det' Basis des Landes und des Landtages - ernsthafte 
Gedanken darüber machen, wie wir die Bildung und 
Erziehung der jungen Menschen in Zukunft den grö
ßeren Anforderungen unserer Zeit anpassen können. 
Ich dar! dazu einige konkrete Hinweise geben. Wir 
brauchen eine verstärkte Handhabung des gesamten 
staatspolitischen Unterrichtes an allen Schulen, auch 
an den Berufsschulen, meine Da·men und Herren. Es 
ist auch notwendig, daß an den Lehrerakademien die 
politischen Wissenschaften als ordentliches Lehrfach 
eingeführt werden. 

(Abg. Markscheffel: Sehr gut!) 

Wir brauchen auch einen verstärkten Ausbau von 
Jugendheimen und vor allem auch von Jugendbüche
reien, nicht nur in den Städten, sondern auch in den 
Hindlichen Bezirken. 

Und, meine Damen und Herren, noch ein Kapitel darf 
ich hier erwähnen, das ist die Frage der Wohnungen 
für Jungverheiratete. Wenn wir schon eine notwendige 
und gesunde Familienbildung bejahen, dann bedarf es 
aller Anstrengungen, um jungen Menschen, die in den 
Ehestand treten, auch zu einer Wohnung zu verhelfen. 
Ich glaube, daß sich hier eine echte Aufgabe ergibt. 
Es wäre sehr zu begrüßen, wenn auch in unserem 
Land - wie es zum Teil in anderen Ländern bereits 
geschehen ist - ein umfassender Landesjugendplan 
geschaffen würde, der alle diese Aufgaben, die mit 
der heranwachsenden Generation zusammenhängen, 
gemeinsam und geschlossen behandelt. Ich glaube, daß 
wir auf diesem Gebiete noch einiges tun könnten. 
Nun, meine Damen und Herren, das Thema ist sicher 
nicht erschöpfend behandelt. 

(Widerspruch und Heiterkeit bei der CDU.) 

Es ist außerordentlich umfangreich. Meine Damen und 
Herren, ich glaube, daß die Bedeutung des Themas 
es durchaus recht!ertigt, wenn wir uns auch einmal 
einige Minuten länger damit befassen, 

(Beifall bei der SPD.) 

und es wäre sicher kein guter Eindruck für unsere 
jungen Menschen draußen, wenn sie das Gefühl hät
ten, daß die Abgeordneten des Landtages Rheinland
Pfalz sich für diese Frage nicht ausreichend inter
essieren würden. 

(Abg. Hachenberg: Das tun wir ja draußen, 
Herr Kollege, aber nicht hier!) 

Es wäre noch bedauerlicher, wenn der Eindruck ent
stünde, daß die Herren Minister dieser Frage' nicht 
die notwendige Aufmer.ksamkeit widmen. Sicher, 
meine Damen und Herren, sollten wir uns mit dieser 
Frage noch öfters befassen. Sie ist es wert, daß wir 

·uns damit befassen; denn von dem zusammenwach
sen der jüngeren Generation mit der Erwachsenen
generation hängt die stetige Entwick1LU1g unseres 
staatlichen Gemeinschaftslebens eng zusammen. 

(Abg, Diel: Das ist etwas ganz anderes!) 
In diesem Sinne ist auch unsere Große Anfrage zu 
verstehen: aus Sorge um die Entwicklung, wie sie in 
den letzten Monaten eingetreten ist, und aus der Er
kenntnis heraus, daß es notwendig ist, sich Gedanken 
darüber zu machen, wie der jungen Generation in 
Zukunft geho!!en werden kann. 

(Starker Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 
Zur Beantwortung der Großen Anfrage erteile ich 
Herrn Justizminister Becher das Wort. 

Justizminister Becher: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! In der Großen Anfrage wird zuerst die Frage ge
stellt, welche Erfahrungen wir. mit der Jugendgerichts
barkeit im Lande Rheinland-Pfalz gemacht haben. Ich 
möchte diese Frage rein sachHch behandeln. 
Die Ausübung der Jugendgerichtsbarkeit beruht auf 
dem Jugendgerichtsgesetz vom 4. August 1953. Bei die
sem Gesetz steht der Erziehungszweck im Vordergrund, 
der Sühnezweck tritt hinter dem Erziehungszweck 
zuruck. Zur Erreichung dieses Zieles stellt das Jugend
gerichtsgesetz eine Vielfalt von Maßnahmen zur Ver
fügung, die es dem Richter ermöglichen, der besonderen 
Eigenart jedes Einzelfalles gerecht zu werden. 
Über die Verfehlungen der Jugendlichen entscheiden die 

· J u g e n d g e r i c h t e. Auch sind besondere J u g e n d -
s t a a t s an w ä 1 t e zu bestellen. Jugendrichter und 
Jugendstaatsanwälte sollen erzieherisch befähigt und in 
der Jugenderziehung erfahren sein. Diesen besonderen 
personellen Anforderungen wkd in Rheinland-Pfalz voll 
entsprochen. Die Justizverwaltung ist bemüht, dafür 
zu sorgen, daß ein Wechsel in'der Besetzung der Ju
gendgerichte nach Möglichkeit vermieden wird; denn 
nur eine längere einschlägige Tätigkeit vermittelt die 
Erfahrung, die gerade bei der Behandlung jugendlicher 
Straffälliger Voraussetzung für eine sinnvolle und wir
kungsvolle Anwendung des Gesetzes ist. 
Bei Straftaten Jugendlicher kann der Richter nun - ab
gesehen von einzelnen Maßnahmen der Sicherung und 
Besserung - entweder Erziehungsmaßregeln anordnen 
oder Zuchtmittel einsetzen oder schließlich Jugendstra(e 
verhängen. Mit Zuchtmitteln ahndet der Richter die 
Tat, wenn bloße Erziehungsmaßregeln nicht ausreichen, 
dem Jugendlichen ab~r eindringlich z.uin Bewußtsein 
gebracht werden muß, daß er für das begangene Un
recht einzustehen hat. Solche Zuchtmittel sind die Ver
warnung, die Auferlegung besonderer Pflichten oder 
der Jugendarrest. Jugendarrest kommt dabei in den 
meisten Fällen der mittleren Jugendkriminalität zur 
Anwendung, sofern nicht wegen der schädlichen 
Neigungen, die bei der Tat hervorgetreten sind, oder 
wegen der schwere der Schuld J u g e n d s t r a f e er
forderlich ist. Diese wird nur in den schwersten Fäl
len jugendlicher Verfehlungen verhängt. In den Jahren 
1954 und 19'55 v:urden von der Gesamtzahl der Ver
urteilungen Jugendlicher nur rund 6 v. H. mit Jugend
strafe geahndet, d. h. also, nur 6 v. H. aller Fälle sind 
schwerere Fälle gewesen. In den Jahren 1948 bis 1953 
wurde in 'durchschnittlich etwa 10 v. H. der Fälle Ju
gendgefängnis verhängt. 
Es würde zu weit führen, hier auf weitere Einzel
heiten des Jugendstrafrechts einzugehen. Erwähnen 
·möchte ich nur noch die wohl bedeutsamste Neuerung, 
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die das Jugendgerichbgesetz von 1953 dadurch ge
bracht. hat, daß es aucll die Heran w ach FJ e n d e n 
- da!; .sind die Achtzehn- bis Einundzwanzigjährigen -
in die .Jugendgerichtsbarkeit einbezieht. Damit sind 
cille Ref0rmwi.insclle Gesetz gew-0rden, deren Ver
wirklich\mg gerade durch die besondere Situation 
der Jugend in den Nachkriegsjahl:en ein dringliches 
Anliegen wurde. D<J.g Jugendgerichtsgesetz. sieht hier 
vor, daß auch auf die Heranwacti.senden dann daR 
,) ugendstrafrecht anzuwenden ist, wenn sie nacll der 
Ges~mtwürdigung ihrer Persönlichkeit bei Berück
l'ichtigu.n!{ der Umweltbed.tngungen einem Jugendliche n 
~lc.>ich 7.U 11chten sind oder wenn sich die Tat nach Art, 
llm)<t~nd oder Bewe~~ründen als eine .Jugendverfeh
lt•nl{ d!ll'StPllt. Von dieser Möglichkeit machen die Ge
richte in ~teigendE'm Maße Gebrauch. 

Nach clen von der Justizvenvaltung getroffenen Fest
stelluni;:i:-n kann ich zusammenfassend sagen, daß sich 
das gegcnwärüi::e System der Jugendgerichtsbarkeit 
\'Oll bewährt hat. Noch offene Änderungswünsche 
beriihren kc-ine grundsätzlichen Fragen. Die Gerichte 
hi-lht'n F-ich mit. der sicherlich nkht einfachen, teilweise 
:-n1-1;u· r~ll1 komplizierten Regelung des Gesetzes vcr
tnmt gemAcht. Die Erfahrung zeigt, daß die Richter 
bestrebt smd, die Vielfalt der Möglichkeiten auszu
~(·hi)pfen , um eine der Eigenart des Einzelfallei> und 
der Bewertung der Persönlichkeit des Jugendlichen 
cm~emessene Maßnahme zu finden. und daß sie in 
aller Regel zu einem angemessenen Urteil kommen. 

H iPr -darf ich iauch auf einen Vol:'VVUrf zu sprechen 
kommen. (ier - ebenso wie gegenüber der Strafjustiz im 
u llJ~('meinen - auch gegenüber der Jugend~erichtsbarkeit 
in der Öffentlichkeit gelegentlich erhol.lt!n wir.d: die 
.Jus ti7. sei in ihren Urteilen zu milde. Ich verkenne 
n imt. daß dieses Problem von außerordentlid1er Be
cll•ul.1mg i~t.. Es hängt mit der G~~mt."'nb\\icklung un-
1'l'rc:-,.; Stra fre<:ht.~. mit Sinn und Zv.'1!<:k des Strafens 
überh<'U[>l , eng zusammen und ist überaus komplexer 
Natur. 

Auf diffle Frage kann daher hier nicht weiter einge
gnngen werden. Wenn ein solcher Vorwurf aber ,gegen 
die .Jugendgericlüe el.'hoben wird, -dann ist auf folgen
des him.uwe-i.sen. Es wird meist verkannt, daß der Er
z i e h 11 n g s z w e c k im J ugendstra!recht im V o r -
der g rund seht, daß also Sühne und Generalpräven
tion :r.urÜ<:ktreten müssen. Der U mfang der gegen einen 
Jugendlichen zu ergreifenden Maßnahmen beruht also 
in alleren;ter Linie auf erzieherischen Erwägungen. 
Für das, was hiernach gerecllt ist, gelten Maßstäbe 
eigener Art, die im Grunde nw: der bemessen kann, 
der .selbst den Fall zu beurteilen hat. 

Hier:r.u komm!, daß die Öffentlichkeit über die Ver
fehlungen Jugendlicher und Hera!llWachsender mitunter 
in C'iner Art und Weise unterrichtet wird, die deutlich 
Sensations7wecken dient 

(Sehr richtig! im Hause.) 

und daher dem Außenstehenden eine nur einigermaßen 
richtig~ tatsächliche Beurteilung des Vorganges nicht 
m öglich macht. 

Soviel über die Erfahrungen mit der Jugendgerichts
barkeit unseres Landes. kh kann also ohne Bedenken 
fe;;t;;tellen, daß die geltenden gesetzl:ich.en Bestimmun
~cm cir>n Gerichten die Mög1ichkt~it geben, sinnvoll an 
der Bekämpfung der Jugendkriminalität mitzuarbeiten 
und dafl unsere Jugendgericllte auch den ihne n damit 
v.lgeme)';sl:!nen Beitrag, über dessen Begrenllung icll 
:;päter noch einiges sagen werde, geleistet haben. 

Ich komme nun zum Punkt 2 der Anfrage: „Welche Ent
Widdung hat <l:ie J'ug<>ndkriminalität in Rhein land
P!alz. seit 1948 genommen." Ich bemerke hierzu, daß ich 
hier auf dle Zahlen, die für das gesamte Bun.cle~gebiet, 
das ehemalige Rekhsgebi.et, eben genannt worden sind, 
in ' der···:e:egrllnc1un'g"nichi. im einzelnen eingehen will. 
Bei der Beantwortung will ich von den E1:gebnissen 
der Landeskriminalstatistik ausgehen. Das ist ja auch 
die Frage. Die Zahlen, die 1ch Ihnen nennen werde, 
beziehen sich dabei nur auf Vt!rnr1eilungcn, al~o ~mf 

}'älle, die die J'ugendgericht.e beschäftigt haben. 

rci :i:;,:i~;~· i:~w:i.ä·\;:,ü'.f<len l487 Jug~ndliche ab~eurteilt. 
Die Zahl der Verurteilungen steigt seitdem, abgesehen 
von einem Rilckgarug in den Jahren 1950/51 laufend an 
und betl'ug im Jahre 1955 2260, also ein Ansteigen seit 
1948 von 1467 auf 2260. Ein entsprechendes Bild ergibt 
s:idfauth ftlr die H~ranwachsenden. Im Jahre 1948 wur
den 2766 Achtzehn- bis Einundzwanzigjährige verur
teilt, fm Jahre 1955 4-005 nad1. Erwachsenenrecht und 
717 nach detn Jugeni:iredit. Unzweifelhaf.t liegt mithin 
ein b'emerkcn.c;werter Anstieg der .Tugendkriminalität 
vor. Diese Zahlen, das möchte ich abei' etusCühren, ver
mitteln kein. genau.es Bild U'bcr das Anwachsen der 
Stra:ffäUtgkert. D1e ~ahi' der Verurteilungen steht näm
lich in all diesen Jahren nicht in einem gleictiblethen
den Verhältnis zu der Zahl der tatsächlich l>egan1'{cncn 
Delikte. 

(Aug. Diel: So Ist es richtig!) 

In den zurückliegenden Jahren haben verschiedene 
Straffre-iheitsgesetze die Z~hl d.;>r Verurtellungen her
abgedTückt. Mit der fortschreitenden Normalisierung 
der allgemeinen Verhältnisse Ist ferner die Zahl der 
Delikte, die nicht nur b egangen, sondern auch zu r An
zeige gebracht wurden, gestiegen. Auch hat d1e lau
fende personelle und teclmische Besserstellung der 
Polizei die Zahl der aufgeklärten Fälle anwachsen las
sen. Schon daraus ergibt sir.h, daß der absolute An
s tieg der Straffälligkeit nicht den Zahlen über die 

.... Vefü't't'effui.'fgen··eii'fspncht;. sondern geringer sein muß. 
Das Bild .verschiebt slcll weiter, wenn man d'ie alters
mäßige Zusammensetzung der jugend1ichen T äter be
rilCk.slCh.t!gC'ater· ergibt .sich nämlich, claß der Anstieg 
der Straftaten der 16- und 17jährigen Jugendlichen 
und der Heranwachsenden relativ stärker ist als der 
14- bis 15jährlgen. Dle heute 16- b1s 21jährigcn Täter 
waren aber :in der Frühzeit ihre1· Entwicklun~ in be
sonderein Maße den nachteiligen Einflüssen der Kriegs
und Nachkriegszeit ausgesetzt, so daß sich bei ihnen in 
erhöhtem Maße nunmehr die allgemeinen Ursachen 
auswirken, die zur Steigerung der Jugendkriminalität 
überhaupt gefühi1: haben. 

Von besooderer Bedeu tung ist aber, daß eine Ztinahrne 
der schweren und schwersten Fälle jugendlicher Straf
taten in den Jahren 1948 bis .1955 nicht stattgefun
den hat. 

Das Mittel, solche Verfehlungen zu ahnden. ist das 
Jugendgefängnis, seit 1953 die Jugendstrafe. 1948 wur
den 162 Jugendliche zu Jugendgefängnis verurteilt. 
Diese Zahl sinkt bis 1953 auf 114 ab. 1954 w·urde in 123 
und 1955 in 145 Fällen Jugendstrafe verhängt, deren 
Vpllstreckung aber in 39 bzw. 53 FJllcn zur Bewährung 
ausgesetzt wurde. Die Möglichkeit, die Jugendstrafe 
zur Bewährung auszusetzen, hat mithin dazu geführt, 
daß die Zahl der Insassen unserer Jugendstrafamlal
ten auch na~ l.~5~ . ab~esunk~n ist. Ich komme also 
tru!h 8ll Rand dieser Zahlen zu dem gleichen Ergebnis 
wie bei meinem Rundfunkvortrag in der „Stimme der 
Landesregierung" am 14. Mai, daß nämlich, vom Straf
vollzug her gesehen, der ja nur die Fälle der schweren 
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Jugendkriminalität erfaßt, ein Anwachsen in Rhein
land-Pfalz nicht festzustellen ist. Hier kann vielmehr 
zum mindesten schon von einer Stabiliserung gesprochen 
werden. Diese Feststellung ist dadurch zu ergänzen, 
daß auch die Zahl der Fälle, in denen die Jugendge
richte erzieherische Maßnahmen, vor allem in der 
Form der Schutzaufsicht oder der Fürsorgeerziehung 
angeordnet haben, seit dem Jahre 1950 ebenfalls etwa 
gleich geblieben ist. 
Eine besondere Korrektur erfährt aber der Eindruck, 
den die Gesamtzahlen über das Ansteigen der Jugend
kriminalität zunächst vermitteln, durch eine Betrach
tung einzelner Delikte. Hier ergibt sich, daß der ab
solute Anstieg entscheidend durch die Häufung von 
Verkehrsdelikten beeinflußt worden ist. Wenn wegen 
fahrlässiger Tötung, fahrlässiger Körperverletzung, 
Flucht nach Verkehrsunfall - die Verkehrs über t r e -
l u n gen sind statistisch in dieser Form nicht erfaßt 
worden - im Jahre 1948 zusammen bei Jugendlichen 3, 
bei Heranwachsenden 11, im Jahre 1949 11 bzw. 46 Ver
urteilungen erfolgt sind, so sind demgegenüber im Jahre 
1955 insgesamt 185 Jugendliche und 666 Heranwach
sende wegen dieser Delikte verurteilt worden. Das ist 
also ein Sonderproblem, das man natürlich bei der all
gemeinen Betrachtung über die Jugendkriminalität be
rüdtsichtigen, das heißt, man müßte diese Zahlen fast 
ausnahmslos in Abzug bringen. 
Der zahlenmäßige Anstieg .anderer Delikte ist mit die
sem rapiden Anstieg in keinem Falle auch nur an
nähernd vergleichbar. So sind die Verurteilungen we
gen einfachen Diebstahls, Betrugs, Sachhehlerei bei Ju
gendlichen - von naturgemäßen Schwankungen abgese
hen - laufend zurückgegangen. Für die Heranwachsen
den ergibt sich hier eine ähnliche Tendenz. Die allge
meine Stabilisierung der Vermögens- und Arbeitsver
hältnisse wirkt sich also hier offenbar günstig aus. Die 
bei der Betrachtung der Jugendkriminalität immer be
sonders beachteten Sittlichkeitsdelikte zeigen folgendes 
Bild: Von einem eigentlichen Ansteigen der Sittlich
keitsdelikte kann nlcht gesprochen werden. Sie halten 
sich im wesentlichen auf gleicher Höhe. Die absoluten 
Zahlen sind nicht besorgniserregend. Das gilt für Ju
gendliche sowohl wie !Ur die Heranwachsenden in glei
chem Maße. Mord und Totschlag, die schwersten Ge
waltverbrechen, treten nur als Einzelerscheinungen aur. 
Raub und verwandte Verbrechen zeigen ein ähnliches 
Bild. Ein auffälliger Anstieg ist nur bei den gefähr
lichen Körperverletzungen Heranwachsender zu ver
zeichnen. Diese haben sich seit 1949 bis zum Jahre 1955 
verdoppelt. 
Diese wenigen Hinweise sollen genügen. Sie dienten 
vor allem dazu, den Blick dafür zu öffnen, daß die ab
soluten Zahlen der Korrektur einer eingehenden Ana
lyse bedürfen, will man sich von voreiligen Schlüssen 
fernhalten. Hiernach ergibt sich aber nach meiner Auf
fassung für unser Land, daß im Augenblick und wohl 
auch für die nächste Zeit eine besorgniserregende Ent
wicklung in keiner Weise zu befürchten ist Ergänzend 
ist noch zu berichten, daß es gerade die von den schäd
lichen Einflüssen der Jugend der Kriegs- und Nach
kriegszeit in ihrer Entwicklung besonders betroffenen 
Altersgruppen sind, die in diesen Jahren die Jugend
gerichte vornehmlich beschäftigt haben. Mit dem Her
auswachsen dieser Jahrgänge aus der Zuständigkeit 
der Jugendgerichte wird, wie sich das heute schon bei 
den Vermögensdelikten abzeichnet, mit einem Rück
gang der Jugendkriminalität auch auf anderen Gebie-
ten gereclmet werden können. · 
Gestatten Sie mir nun in diesem Zusammenhang noch 
die Bemerkung, daß mir die zum Teil sensationell ge
färbte Aufbauschung des Halbstarkenproblems in 

Presse und Literatur, jedenfalls für unser Land, in kei
ner Weise gerechtfertigt erscheint. Zu der Bezeichnung 
~Halbstarker" hat der Herr Abgeordnete Fuchs das 
Nötige gesagt, Diese Bezeichnung ist oberflächlich, sie 
ist primitiv. 

(Sehr richtig! im Hause.} 

Ich glaube, daß diese bedauerliche Erfindung, auch be
sonders in der Presse, vermieden werden sollte. 

(Sehr richtig! im Hause.) 

Aus diesem Grunde habe ich mich außerordentlich 
darüber gefreut, daß der Herr Abgeordnete Fuchs als 
Journalist einmal diese Dinge sehr deutlich ausgespro
chen hat. Es wäre wirklich auch an die Presse und den 
Rundfunk, zumindest aber an die Sensationspresse, die 
sich nicht ohne Balkenüberschriften und Übertreibun
gen zurechtfindet, der dringende Appell zu richten, 
gerade die Jugend von derartigen übertreibungen und 
und sinnentstellenden Ausdrücken zu verschonen. 

(Beifall des Hauses.) 

Hierzu möchte ich besonders noch sagen: Wir können 
feststellen, daß unsere Jugend fleißig ist. Das wissen 
wir aus den Lehrlingswerkstätten und aus allen Beru
f,en. Wir wissen, wie fleißig unsere Jugend studiert. Sie 
verdient deswegen nach meiner Ansicht ein uneinge
schränktes Lob. Darüber sollte man in der Öffentlich
keit mehr sprechen als über die Dinge, die wir leugnen. 

(Erneuter Beifall des Hauses.) 

Die Entwicklung der Jugendkriminalität kann nur als 
eine Erscheinung beurteilt werden, die im Zusammen
hang mit den Schattenseiten unserer gesamten geisti
gen, wirtschafnichen und sozialen Situation steht. Feh
lende oder aufgelockerte Bindung an Heim und Fami
lie, man-gelnde erzieherische Betreuung, eine Überbe
tonung materieller Interessen, das Auseinander!allen 
von Besitz und Bildung, mißverstandene demokratische 
Freiheit und in ihrer Folge um sich greifende Autori
tätlosigkeit, -alle diese Erscheinungen, die Sie kennen 
und die ich Ihnen nicht zu erläutern brauche. tragen 
dazu bei, um d'en durchweg noch nicht genügend kri
tikfähigen Ju.gendlich.en aus der Bahn der Ordnung 
herausgleiten zu lassen. · 

In dieser fehlgeleiteten Vorstellungswelt eine Wand
lung herbeizuführen, das ist die eigentliche Aufgabe 
bei der Bekämpfung der Jugendkriminalität. Sie be
rührt also in erster Linie den sozialen Bereich. Der 
Beitrag, den die Jugendgerichtsbarkeit zu leisten im
stande ist, ist naturgemäß gering, Ihre Einflußnahme 
beschränkt sich auf den Einzelfall, wenn schädlicher 
Einfluß nicht ferngehalten oder schädlichen Neigungen 
nicht gesteuert werden konnten. Sie ist bemüht, ihre 
Mittel zur Wiedereingliederung des schon abgeglittenen 
Jugendlichen oder Heranwachsenden einzusetzen, um 
diesem wieder den Weg in eine geordnete Beziehung 
zur Umwelt zu ermöglichen. Die Wirkung dieser Maß
nahmen ist mithin zuerst und wesentlich spezialprä
ventiv. Inwieweit diese Tätigkeit der Gerichte zugleich 
auch günstig auf die Jugendkriminalität im allgemei
nen ausstrahlt, also generalpräventiv wirkt, ist, wie 
der Erfolg generalpräventiver Maßnahmen im Straf
recht überhaupt, nicht meßbar. 

Ich darf Ihnen nunmehr - damit komme ich zum 
Punkt 3 der Großen Anfrage - einen kurzen Überblick 
darüber geben, was die Landesregierung getan hat und 
noch zu tun gedenkt, um bei der Erziehung und Be
treuung der Jugend den geschilderten Schwierigkeiten 
Rechllltlng zu tragen. Es handelt sich dabei - wie ich 
zur Klarstellung bemerken darf - um Fragen, die nicht 
mehr das Justizressort. sondern den Bereich des So-
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zialmini·ster'iums berühren und deren Beantwortung 
daher au! den Angaben dieses Ministeriums beruht. 

Die öffentliche Jugendhilfe ist Pflichtaufgabe der Ju
W'ndämter. Ihnen obliegt es, die Erziehungskraft der 
Eltern zu stärken oder einen Ersat.z für :fehlende elter
liche Erziehung zu vermitteln. Zur ErziehWlg und Be
treuung der heranwachsenden .Tugend sind ja in erster 
Lini-e die Eltern -und die sonstigen Erziehungsberech
tLgte-n bt=rufen. 
Die in der .Jugendhilfe gesammelten praktis(·hen ·Erfah
rungen Jassen erkennen, daß die Schwierigkeiten bei 
der sozialen Einordnung Jugendlich.er nil!ht. nur auf die 
<illgemeinen Verhältnisse der Nachkriegsjahre, sondern 
7.H einem großen Teil auf die mangelnde Erziehungs
n;hi gkeit der Eltern oder auf das Fehlen des Eltern
hause~ überhaupt zurückzuführen sind. 

Die Stärkung der elterlichen Erziehungskraft soll im 
Rahmen der .Jugendhilfe vornehmlich durch die En:ie
hung~beratungsstellcn bewirkt werden. Im kommenden 
Haushaltsplan dürfte es angebracht sein, einen hi.iheren 
Betrag an Landesmitteln zur Förderung dieses Erzie
hungi>zweckes einzusetzen, damit weitere Ei:-:ziehung.s
il-x•ratungl'!~1-ellen von den Trägern der freien Wohl
fahrtsp:flege oder von kommunalen Stellen eingerichtet 
Y>Vel"den können. Das Landesjugendamt wird ferner im 
kommenden Jahr die Schulung der· Jugendfün;orge
kräfte der Jugendämter unter dem Gesichtspuokt der 
funktionalen Erziehungsberatung fortführen. Die Lan
·rlP'1'1'.'gierun~ wird weiterhin in Verbindung mit der 
Landesarbeit:s~telle der Aktion Jugendchutz und mit 
den Jugendiimtern die pädagogische Aufklärungsarbeit 
:in der Eltern- und Erziehersdli:l!t in den Kreisen der 
Ga~twirte und Licht'lpi€'1hausbesitzer, der Ax-beitgebe1· 
und der Polizei fortsetzen. Sie \1rird ferner wie bisher 
alle dle Bemühungen des Bundesgesetzgebers und der 
<lurehführenden Stellen unten:Wtzen, die eine Kon-
1 l'olle des jugendgefährdenden Schrifttums und der 
Ti !me zum Ziele haben. 

Besondere .Fürsoiige ·gilt den Jugendlieben, die keine 
Bindung an Elternhaus und Familie haben. ·Füi· abge
wol.'bene Fremdenle.gionswmige - monatlich 194 Perso
nen durctrnchnittlich im ersten Halbjahr HJ56. eine er
~chreckend huhe Zahl! - und Jugendliebe aus der So
•.vjc>tbesiatr.ungsoone - deren Zugang in Rheinland-Plfalz 
im Durch1>chnjtt des ersten Halbjahres 1956 monatlich 
234 Personen betrug - b<?stehen in unserem Lande aus
rei~hende !lfög!ichkeiten. um sie in Jugendwohnheimen 
und offenen Jugendgemeinschaftswerken, der verschie
<lenen Tri!gergruppen unterzubringen. 

.Die Landesregierung legt ferner großen Wert auf die 
Förxferung und Anregung der Jugendverbände und auf 
die jugendpflegerische Betreuung der nichtorganisierten 
,Ju.gend. Erfahrungsgemäß befinden sich in den Krei
g(•n, die eine Bindung an Jugendorganisationen iableh
n''n, im Verhältnis mehr straffällige Jugendliche ·als 
unter den in Jugendverbänden zusammengeschlossenen 
,Jugendlichen. Neben der Förderung der im Landes
jugendring vereinigten Jugendverbände wird sich die 
L<1ndesre-gierung verstärkt für eine Förderung und Be
treuung der nichtorganisierten Jug€nd einsetzen. Nach 
den Erfahrungen in der Jugendhilfe sind Jugendliche 
über den Sport noch am ·ehesten ansprechbar. Es müs
.Sf'n daher gemeinsame Anstrengungen gemacht wer
den, daß nach und nach alle Gemeinden in die Lagt.> 
vero;et:tt werden, ihren Jugendlichen - den in .Jugend
gruppen zusammengeschlossenen wie den nicht organi
sierten - ausreichende Möglichkeiten und Gelegenhei
!~·n ;.;ur spDrtlichen Betätigung mx geben. 

(Beifall des H~u"e~.) 

Weiterhin ist die !Zweckmäßige Verwen:dung <ler zur 
l<'örderun,g der Jugendp.fiege bestimmi.en Landesmittel 
und der Mittel des Bundesjugendplanes skh~r5?:estell1.. 
Die entsprechenden !..an.clesmittel sind im Landesju
gendplan zusammengefaßt. und sie wurden von Jah1· 
zu Jahr in besondex-s sinnvoll erscheinenden Positinnen. 
den Vorschlägen der Landesregierung f'ntE.prechend. 
erhöht. Der ~ande.sjugendplan .:!lür 1956 weist einen Be
trag von 5 712, 800 DM aus. Hierin sind die Mittel für 
rein schulische Zwecke - z.B. Schulbauten und Le!trei-
gehälter - nicht beri.icksichtigt. Die erh.-blichen kom
munalen Mittel, die für Zwecke der Jugendhilfe aufge
wandt werilen, slrid mhlenmii.Big nicht erfaflt. 

Die Anpassung der Erziehung und Betreuung \'On Ju
gendlichen an die heutigen Verhältnisse i~t ein Pro
blem, das .sich einer materiell-rechtlichen und verwal
tungsmäßigen Regelung weitgehend entzi~ht. Diese 
Fx-age ist daher auch erst in zweiter Linie ein· Prol:>lem 
ftnanzieHer Förderung von F.n:iehun.gs- und Betreu
ung.seinrichtungen, der Kirch<!m, Schulen und Ju~end
heime. Wir ·befinden uns bekanntlich in einer Periode 
des Umbruchs der gesellschaftlichen Ordnung. Die Pro
blematik dieses in allen zivilisierten Ländern beob'1.ch
teten Vor:gangs · ist außerordentlich vie!schichtig und 
entzieht sich zur Zeit noch einer durchgreifenden Lö
SUDJÖ(. Die ·Landesregierung kann daher nur ver:>uchen. 
die Anpassung der jugend1ichen Men:-ctien an die~en 
Gestaltswandel durch weitere Stärkun~ positiver Er
ziehungskx-äfte sowie durch Kontrr>lle und Abwehr 
schädlicher Einflüsse zu €rleicht-ern. 

(Zurufe: Sehr gut! und I3dfäH bel <ler CDU-> 

\'izcprasident Bögler: 

Es ist Besprechung der Großen Anfrage l.lean1.ragt. Ich 
l"rtei.le d'as 'YV1)rt R<:>rrn Abgeordneten Kor·bach von d el' 
Fraktion <ler CDU. 

Abg. Korbach: 

Herr Präsident! Meine Damen und meine Herren l Das 
hier anstehende Problem ist zweifellos - -das kam auch 
bei den biShe-rigen Beiträgen zum Ausdruck - ein sehr 
komplexes Problem. IL!h weiß nkht, ob man es begrü
ßen .soll - ich stelle diese Frage - naeh der Vielfalt der 
Erörterungen in der Öffentlichkeit mit viele Di~,kus
sionsbeiträgen -, daß das Hohe Haus in die~<>ro A11gi:>n
bLick die Diskussion übt!r diese Fr.age fortsetzt. Sie ist. 
nun aber einmal eingeleitet, und kh glaube, daß ich 
im Namen meiner Fraktion einen kleinen Nachtra!i( 
dazu vornelurien sollte, 

kh bin absolut damit einverstanden - un<l ich gl~ube, 
man sollte der Landesregierung dafüx- danken -. daß 
dieser furchtbare Wortbegriff der ,.Halbstarken" we
nigsteos in der ·Amtssprache nicht mehr verwendet 
wird~ und ich möchte den Appell an, die Presse, ihn 
auch dort nicht mehr zu gebrauchen, nochmals unter
stützen. 

(Innenminister Dr. Zimmer: Ist überhaupl nicht 
verwandt worden!) 

- Wenn er Überhaupt nicht verwandt worden ist. dann 
ist das um s<> besser, H;err Minister. Man sollte nämlich 
diesem Teil der heranwachsenden Jugend nicht auch 
noch eine bestimmte Gruppendefinition liefern, <iie sie 
unter Umständen noch zu einer gemeinsamen Solidari
tät bringen könnte. Ich glaube, es würde das beste 
sein, wc~n dieses Wort „Halbstarke·• zukünftig end
gültrg verschwinden würde. 

· j 1: :. iii1:·r .• :'„ · ·d.;~.(Zt.L;ttmmung bei der CDU.} 
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<Korbach) 

Was weiter betont werden muß, meine Damen· und 
Henen, das ist die Tatsache, daß es sich bei dieser 
bestimmten Gruppe der heranwachsenden Jugend -
und eine solche ilbt es, das können wir nicht hinwei
leugnen - nicht um die Jugend unseres Landes oder 
etwa um die deutsche Jugend handelt. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr gut!) 
Meine Damen und Herren, wir müssen bei dieser Ge
legenheit sagen„ daß die deutsche Jugend der Nach
kriegszeit Hervorragendes geleistet hat, wofür wir ihr 
danken sollten, 

(Beifall' bei der CDU und SPD.) 

gleichgültig, ob es sich hierbei um die katholische, ob 
es sich um die evangelische, die Sportjugend und um 
alle die Verbände handelt, und gleichgültig, ob es sich 
um die politlsche Jugend handelt, sei es die Junge 
Union, die Jungsozialisten. oder die Jungdemokraten, 
die alle au! ihrem Gebiet versucht haben, das Men
scl1enmögliche zu tun, um die jungen Menschen an den 
Staat, an dle Demokratie, heranzubringen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Ich glaube, etwas weiteres ist noch wichtig, heraus
gestellt zu werden, nämlich die Tatsache, daß die 
Abiturien tenabschlußprüfungen überdurchschnittliche 
Leistungen zeigen. Von den Pädagogen wird gesagt, 
daß gerade diese jungen Menschen oft viel schneller 
in der Lage sind, sich den veränderten Umweltverhält
nissen der heutigen Zeit anzupassen, als die erwach
senen Menschen. Ich glaube, auch das sollten wir sehen. 
Es gibt ja ein sehr schönes Sprichwort, das auch in der 
„Rhein-Zeitung" kürzlich erwähnt wurde: Jugend ist 
Trunkenheit ohne Wein! Jeder, der einmal in einem 
Jugendverband täUg war, weiß, was damit an Posi
tivem gemeint ist, daß eben der junge Mensch aus 
einer anderen Erlebniswelt heraus die Dinge entwik
kclt und zu ihnen Stellung nimmt als der Erwachsene, 
der von der ratio - der Vernunft - her an alles heran
geht. Ich glaube also, daß wir diese Jugend in ihren 
Bestrebungen unter allen Umständen unterstützen 
müssen und daß wir froh sein dürfen über ihre Viel
falt und ihre Entfaltungsmöglichkeiten, 

Herr Kollege Fuchs, Sie haben in Zusammenhang mit 
der Frage des Jugendschutzgesetzes auf die Ostzone 
hingewiesen und gesagt, daß dort bereits mlt 18 Jahren 
das schöne Bürgerrecht der Wahlpflicht ausgeübt wer
den dürfe. Das war sicherlich ein verkehrter Zungen
schlag, der Ihnen als solcher selbst nicht aufgefallen 
ist, denn bei dieser Gelegenheit sollten wir darauf hin
weisen, daß es erstens einmal eine solche schöne Bür
gerpflicht dort nicht gibt, und daß wir dann auch, 
meine Damen und Herren, eine Jugenderziehung, wie 
sie dort betrieben wird, nämlich eine Erziehung zum · 
Roboter und zwn seelenlosen Menschen, für uns ab
lehn.en müssen und unter gar keinen Umständen be
irüOen oder befürworten dürfen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren, es gibt - wie ich sagte -
aber ein Problem der heranwachsenden Jugend. Man 
kann !c.ststellen, daß in den vergangenen Wochen und 
Monaten eine der umfangreichsten Ursachenforschun
gen betrieben wurde. Angefangen etwa bei dem Auf
stand der Asozialen über die Einmanngesellschaftsform 
bis hin zu den Terrormaßnahmen bestimmter .Jugend
licher kann man nachlesen, was hier als Ursache dafür 
ermittelt wurde. Eines allerdings möchte ich bei dieser 
Gelegenheit bedauern, besonders, weil der Herr Kol
lege Fuchs in einem Teil seiner Rede dieses Problem 
mit wirklich großer Sachlichkeit herausgestellt hat, 

---------------- ··--

und zwar handelt es sich darum, daß man auch im Be
reich der Propaganda dieses zweifellos sehr ernsthafte 
Problem aufgegriffen hat. Ich habe hier vor mir liegen 
die sehr angesehene evangelische Wochenschrift „Christ 
und Welt", die unter dem 6. September - ich dar! es 
mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten verlesen - fol
gendes schreibt: 

Wer erfand die Halbstarken? Die sozialdemokrati
sche Wochenzeitung „vorwärts" hat zum Problem 
der Halbstarken eine geradezu atemberaubende 
Entdeckung beizutragen. Die Halbstarken, so sagt 
das Blatt, sind weiter nichts als eine Erfindung der 
CDU und des Bonner Verteidigungsministeriums, 
angestiftet zu dem Zweck, dem deutschen Volke die 
Notwendigkeit der allgemeinen Wehrpflicht dra
stisch vor Augen zu führen. Als einzigen Beweis für 
diese Behauptung führt der „vorwärts" an, es seien 
CDU-Politiker gewesen, die zuerst das Schlagwort 
von den Halbstarken aufbrachten und auf den Se
gen des Kasernenhofes hinwiesen. Die halbstarke 
fünfte Kolonne Adenauers und Blanks marschiert. 

Es folgt dann noch eine entsprechende Kommentierung 
von „Christ und Welt", In etwa derselben Tendenz, wie 
ich es auch ausdrücken möchte. Ich meine, das Problem 
ist zu ernst, um es auf der einen Seite etwa in den 
Bereich· des Lächerlichen zu bringen - und darüber 
kann man nur lachen - oder es auf der anderen Seite 
dafür zu benutzen, um bestimmte Propagandazwecke 
zu verfolgen; denn das hier anstehende Objekt dürfte 
sich dafür wohl am schlechtesten eignen. 

(Zurufe der SPD. - Frau Abg. Dauber: Siehe 
Rheinischer Merkur!) 

- ICh habe den „Rheinischen Merkur" nicM gelesen, 
Frau Kollegin Dauber, aber ich könnte mir denken -
Ich werde mich nachher dafür interessieren -, daß die 
Karikatur im „Rheinischen Merkur" eine Beantwor
tung dessen darstellt, was der Herr Pressechef Heine 
in München nach der Ausgabe von „Christ und Welt" 
darüber gesagt hat, nämlich, die Halbstarken seien 
eine Erfindung der CDU, um die Wehrpflicht zu pro
pagieren. 

Meine Damen und Herren! Tatsache ist - das wollen 
wir nicht wegleugnen -, daß es bestimmte Exzesse und 
Ausschreitungen einer bestimmten Gruppe von Ju
gendlichen gegeben hat. Die müssen wir sehen, und 
wir sollten dabei überlegen, wie wir diesem Problem 
zu Leibe rücken können. Es ist richtig, daß es be
stimmte Begleitumstände gibt, die zwei!ellos hierbei 
eine Rolle spielen, wie z.B. die 3,5 Millionen Kriegs
opferwaisen, die Flüchtlinge, der Umstand, daß die 
Mütter von etwa 2 Millionen Kindern erwerbstätig 
sind. Aber ich glaube, das ist nicht das Entscheidende. 
Der Herr Kollege Fuchs hat hier einige Dinge ange
führt, und er hat unter anderem auch - allerdings 
zlemiich am Rande - die Frage äer Familie erwähnt. 

Meine Damen und Herren, seien wir uns klar darüber, 
daß das Wort „Die Familie ist die Urzelle der Gesell
schaft und des Staates" - dieses Wort wird ja sehr oft 
bei Festreden verwandt - nicht bloße Theorie ist, son
dern daß es ernsthafte Wirklichkeit ist, was besonders 
zutage tritt, wenn wir eine gewisse Zerrüttung und 
Unordnung der Familie feststellen müssen. Meine Da
men und Herren, allein die Familie ist in der Lage, 
auf der einen Seite die notwendige Autorität auszu
üben und dem Jugendlichen die notwendige Erziehung 
zu geben, auf der anderen Seite aber auch seine Ein
fügung in die Gesellschaft und in den Staat zu voll
ziehen. 

(Beüall bei der CDU.) 
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(K<H bl!ctl) 

Wo diese Ordnung zerstört Lst, geht das lnn,ere Gleich
gewimt. ~eht das verforen, was '11rir <las innere Au&ge
fülltsein nennen, an dessen Stelle eine innere Leere 
tritt, die zum Schluß nach einer solchen verfehlten Er-
7.iehung zu den hier an>Stehenden Kurzschlüssen und 
Exle.;:,en führen muß. 

(Bei(all bei der CDU.) 

Wir sind uns darüber klar. daß wir in diesem Hohen 
Hnuse nur über die materielle Seite dieser Dinge spre
chen können und daß wir nicht die Aufgabe haben, 
uun ·etttc:h z11 der ethischen Seite das zu veranlassen und 
zu .;;;;ige-n. w;.i.~ andere Funktionstr.äger, insb.:?sondere 
die christlichen Kirchen, draußen auszuüben !haben. 
Aber. meine Damen und Herren, eines wollen wir 
sehen. Ich las kürzlich in einer Statistik, daß nach einer 
Umfrage et\va 80 Prozent der Kinder ohne geni.l:gen<de 
Aufsicht. der Eltern 5e!en und etwa 27 ·Prozent der 
Kinder ihren Vater nur einmal oder zweimal in der 
Woche iiaho?n. Stnon allein dies zeigt die Schwierigkei
ten eines Problems auf, die ~eifellos zu solchen Er
,gel.missen führen müssen. 

.Meine Damen und Herren! Ein Wort an die Eltern! 
WPnn man etwa glaubt, daß die Erziehung oder die 
elterliche Aufgabe etwa nur im Baden, im Wäsche
wech,;e! oder in der Beobachtung des körperlichen 
'N•1hlbefindens zu sehen sei, dann legt man darr'\lit eine 
Crunrl.lnP."'· deren Konsequenzen man für <lie Zukunft 
:;okher Kinder gar nicht übersehen kann. In der Zeit 
de-s Materialismus mit seiner Sucht nach dem Besitz
tum, mit d<~r Klassifizierung nad1 dem Bes!tz einer 
bestimmten Atttom~rke. eines Fernsehgerätes und 
cillem, was noch dazu gehört. muß es ja zwangsläufig 
dn;i11 kflmmen. daß das Eigentliche für das Kind und 
~eine Erziehung. nämlich die Lieibe, -dabei zu kurz. 
kommt und unter Umständen völlig verloren gehl. Da
mit kommt die innere Leere und Vereinsamun1g. die 
nan1re.emäß das bringt, was hier zur Sprache steht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es entsteht 
die Frage, was können wir tun, nachdem die Dinge 
hier im Parlament zur Ausi<prache stehen. Ich Würde 
namens meiner Fraktion insbesondere dem SO'Zialmini
~terium empfehlen. in ein('..m Arbeitskreis des nunmehr 
gebildeten LandeswohUahrtsausschusses Pädagogen, 
Pr.iester, Seelsorger, Vertreter von Jugendv-crbänden 
u ,;w. zu horen, damit si<'h dieRer Arbeitskrei~ c:len hier 
an~e:-rbnittenen Fragen einmal gründlich annehmen 
kann. Es is t ihm unbenommen, vielleicht auch Exper
ten und Wissenschaftler heranzuziehen, die einmal vom 
Grund;:;iH:r.lichen her die Ursachen, die Symptome und 
die Fakten di·eses Problems aufzeigen könnten. 

Weiter möchte ich vorschlagen - es ist eben schon von 
dem Herrn .Justizminister erwähnt w.oriden -. unter 
allen Umständen unsere Bemühungen um die nicht
organii;lerte Ju~cnd weit.er fortzusetzen Von allen Din
gen müssen hier die ~einden und Kommunen in 
der Frage der Sportplätze und sonsüger !v'Iöglichkeiten 
.zur Heranziehung der nichtorganislerten .Jugend noch 
mehr als bisher tun. Die Erfahrung hat gezeigt, -daß d ie 
Jugend gerade auf Sport und derartige Veranstaltun
gen tun anc;prt!cl1barsten ist. Es schien mir angebracht, 
meine Damen und Herren. diese Ausführungen im An
schluß an di~ voran~egangene Aussprache zu machen. 
Noch ein Sch1ußwort! ·Meine Damen und Herren! Wenn 
wir ~iber die Fi·age der Jugend sprechen, dann wollen 
wir es bei Gott nicht unter dem Schlagwort tun „Die 
Jugend - unsere Zukunft" oder „Die Jugend für den 
Staat" und wie all diese überstrapazierten Schlagwör
ter heißen m<)gen. Wenn wir für die Jugend etwas tun, 
wr-nn wir uns mit aller Kraft um sie b~müben, dann 
1un wir es nicht zu·letzt um die Anerkennunig der per-

sontijnfülften Würde, die Jeder junge M~nsch hat. Wir 
tun es unter der Präambel unserer Verfassung - und 
das ist der letzte Sinn -, nämlich unter der Verantwor
tung vor Gott. 

"··· clJ~mü "be:i '::len Regierungsparteien.) 

Vlzeprllsldent Bögler: 

Ich erteile das Wort Herrn Abgeordneten Martenstein 
von der Fraktion der FDP. 

Abg. Marte~eln: 

Herr Pl.'ä~1deti't! M€:ine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich dieser Aussprache, die hier 
geführt wird, noch einige wenige nemerkungen an
!Ug~n. Es sind Fragen der Jugend angesprochen und 
damit selbstverst.ändlich Frag~n der Enieh\rn:g. Ich 
möchte versuchen, meine Attsführungrm m+!hr <1uf den 
~Ui(:b.en .ae\vußtseilleinhalt dieser Jugend abzustel
len. Zunächst noch eines. Wir finden, daß dieses in der 
ötfentlkhkeit so oft gebrauchte Schlagwort hier wirk
lich nicht mehr z.u wiederholen ist_ Es ist falsch! Es 
ist auch gefährlich, dieses Schlagwort zu gebrauchen. 
Es ist deshalb gefährlich, weil es einmal in seiner Ver
allgemeinerung - wie schon gesagt worden ist - be
leidigend wirkt, zum zweiten es aber audi provoka
torisch Ist. Derjenige, der so gezeichnet wiro. wie wir 
das geh.ört haben, ist ja geradezu in die Versuchun~ 
gestellt, von dieser seiner Kraft Gebrauch zu machen 
und sich, in d~r Kräfteanwe.ndung selbst zu entdecken. 

.: .. . l' "' .: . :~„„ „ . . • · : . . i 1 nl 
.'W.~„.:n„~31~ ... :w.m~~„~w~ ~.11ben w r al e Vera as-
sq;~„ .di~~. · 'ln,~g~~uqieB-. i~ iht·er :skeptischen Selbst
beurteiturig, d~e :sie gegenüber sich selbst haben müssen, 
nicht in Versuchung zu bringen cxier sie gar :r.u ir.i:end
elner Tat zu veranlas.sen. Ein echtes Heilmittel dieser 
Psychotherapie, die die Jugendlieben verlangen kön
nen, scheint mi.r zu sein, ihnen eine gewisse Zu1·ück- . 
haltung in det" Beurteilung an~edeihen w 1assen. kh 
finde immet" wieder. daß der Erwachsen" d;:inn am 
besten auf die Jugend wirkt. wenn er - der Erwach
sene""'"Gelassenheit zeigt; denn in erster Linie gibt der 

· • Et'«'lä~'il~tl{!i ' 'i'fill" sein.e'i- Gelassenheit dem Jugendlieben 
sietrie 'Obei"leg'enheit kund. · 

;E~ . \s~' ''ln~r'.#.~!*ii.'"~~~gt worden: Unsere Jngend ist 
fleißig. - 1t:h darf das auch sagen. Abet· lassen Sie mich 
in diei;em Zusammenhang noch eini·ge Bemerkungen, 
die in der Richtung dessen liegen, was der Herr Kol
lege KO'l'bach gesagt hat, machen. Wlr wären sehr 
selbstgerecht und Pharisäer, wenn wir nicht von der 
Problematik unstrer eigenen Jugend noch etwas wüßten. 

Nun werde ich mich einmal gan:r. schnell mlt einem be
stimmten Teil unseret· heutigen Jugend auseinander
setzen, ~if; i.ch in 1bre.m Bewußtseinsinhatt zu kenn
zelchn~n versuehe. Seit 1943 - das habe ich als Soldat 
et'I~bt - 'Wurde dieser militante Typ, wie ihn der Na
t1ona1'sd~tlliis'mus;· die NS-Prov.aganda, ges<:haffen hatte, 
langsam in d~n Hintergrund geschoben und abgelöst 
von einem ganz neuen Typ. Das Welt.erleh.en der da
maligen. Jahre wurde von diesen Jugendlichen ab
strah.i~rt in e!ricm völlig unbekümmerten Sidl-Selbgt
Erlebcn. Der Werteverschleiß, der Verschleiß der sitt
llchen Werte, den jeder Kt"ieg mit sich bringt, trug seme 
sichtbaren Früchte. 
Noch eine Feststellung! Dieser ange~prochene neue 
Typ, der seine begrenz.te Bedeutung im Gesamtleben 
unserer Jugendlichen hat, ist eirue Ersc.:heinung der 
seelischen Krise der westlichen Welt. Nicht allein in 
Deutschland haben wir uns mit dieser Frage zu be
schäftigen; die. Vereinigten Staaten von Nordamerika 
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geben sichtbares Zeugnis von dieser ihrer Jugendn<lt. 
Ich erinnere Sie einmal an diesen furchtbaren Film, 
der vor einigen Monaten hier ·gelaufen ist, nämlich 
„Saat der Gewalt" - „Blackboard jungle" wurde da
mals gesagt. Ich erinnere an die Krise, die die ita
lienische Jugend erlebt, die die höchsten Gesellschafts
kreise dort ergreift; ich erinn<ere an die Klagen der 
Schweden; ich erinnere darüber hinaus an die Fran
zosen. Der Herr Kollege Fuchs hat von Sartre ge
sprochen, der versucht - wie alle diese Herren, die sich 
in ihrer Unbe!riedetheit mit Existentialismus beschäf
tigen -, der · Zeitstimmung nachzuspüren und dem 
schwankenden Selbstbewußtsein, das die Jugendlichen 
haben, noch eine philosophische Basis zu geben. Wenn 
ich diese Feststellungen treffe, dann auch deshalb, weil 
ich sagen möchte: Man muß immer bereit sein, zu
nächst einmal in seinem eigenen Gedankenbereich nach 
dem Rechten zu sehen, und die Freiheit, die die west
liche Welt der Jugend gibt, wird von dieser Jugend 
nicht verstanden und zum großen Teil auch nicht recht 
bC'nutzt. 

Es ist so, daß die elterliche Autorität durch die Ent
wicklung der Zeit ins Wanken gekommen ist. Es ist 
de~halb mit Recht - darum habe ich mich vorhin auf 
den Kollegen Korbach bezogen - festgestellt worden, 
daß viele Familien nicht mehr in der Lage sind, ihren 
elterlichen Verpflichtungen nachzukommen. Das ist 
eine sehr bedauerliche und betrübliche Tatsache, die 
hier ausgesprochen werden muß. Und dazu kommt 
noch bei uns Deutschen das besondere Unglück des 
Bruches der gesamten staatlichen und nationalen Über
lieferung. Wir haben die staatliche Autorität nicht ein
mul, sondern mehrere Male verloren. 

Wenn ich mich jetzt noch ganz kurz mit dieser Jugend 
beschäftige, dann werden Sie mir, so will ich anneh
men - Nachsicht gewähren; denn alles das, was ich 
jetzt noch sagen werde, sind Feststellungen, die ich aus 
einem sehr betrüblichen Erlebnis, das ich unausgesetzt 
zu machen habe, treflen muß. Ich sage Ihnen, daß die 
Ausdrucksform der modernen Jugend zu einem großen 
Teil ein sehr irregeleitetes Lebensgefühl ist. Diese Ju
gend, die ich meine und die ich erlebe, ist ohne Ideale. 
Ich sage das mit Bewußtsein. Sie ist ohne Illusion und 
voller Zweifel allem gegenüber. Sie ist ratlos und un
sicher, gelangweilt und von vielen Dingen bereits in 
frühen Jahren lebensgesättigt. Ich bin entsetzt! Emp
findungen werden bei dieser Jugend zum Gegenstand 
spöttischer Betrachtungen, und ihr eigenes '\'ollen ist 
zum guten Teil das Nichtwollen in dieser sozialen Zu
sammengehörigkeit. Aus diesem Nichtwollen folgert 
sich ihre Unlust, in Gemeinschaften von sozialer Be
deutung und Wirkung zu arbeiten. Die Lebensform und 
die Denkungsart des größten Teiles dieser Jugend
lichen sind wirklich nur ichbezogen. In ihrer Selbst
formung vernachlässigen sie den Sinn für objektive 
Werle. Sie haben nur ein mitleidiges Lächeln, einen 
Hohn und eine Verlegenheit, wenn man vom Staat als 
einer staatlichen Ordnungsgewalt redet. 

kh emp!ehle in diesem Zusammenhang dem Hohen 
Hause das Studium eines Aufsatzes, der vor wenigen 
Tagen in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung erschie
nen ist. Es war, glaube ich, am Samstag der vergan
genen Woche. Es handelt sich um den Aufsatz von 
Herrn Rothe, der mit einem Begriff überschrieben war, 
den Sie, Herr Kollege Korbach, gebraucht haben: „Der 
Aufstand der Asozialen." Lassen Sie mich den Damen 
und Herren, die diesen Aufsatz nicht etwa gelesen ha
ben sollten, kurz den Inhalt wiedergeben. Rothe sagt 
etwa, daß diese bestimmten Zwischenfälle unserer 
Tage Äußerungen menschlicher Tie!enregionen seien, 

die unserer menschlichen Kenntnis verschlossen sind. 
Er befürchtet ein außerhalb menschlicher Vernunft 
und Verantwortung kommendes und stehendes Zeit
alter des Irrationalen und sieht hier die großen Ge
fahren der Zukunft der westlichen Welt. 

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang Albert 
Schweitzer zitieren, einen Mann, so muß ich anneh
men, der von allen, die wir hier versammelt sind, die 
äußerste Ehrerbietung entgegengebracht bekommt. 
Schweitzer schreibt: 

Die bedenkliche Krankheit des heutigen Menschen 
~st, daß er ständig nach mehr Zerstreuung begierig 
ist, und zwar Zerstreuung der stumpfesten und 
rohesten Art, anstatt innere Anregung zu suchen. 

Wir sind nicht in der Lage, meine Damen und Her
ren - das möchte ich in meine Sprache übe rsetzen -
das Glück, das uns geboten wird, zu genießen, weii 
uns die Zufriedenheit fehlt. Ich übersetze weiter in 
meine Sprache: Wir, soweit wir in diesem Gedanken
kreis verfangen sind, den zu kennzeichnen meine Auf
gabe ist, erleben, daß diese Jugend und diese Menschen 
unausgesetzt auf der Flucht aus der Leere in die Leere 
sind, daß sie in der Flucht vor sich selbst Jebt!n, und. 
die Langeweile, die sie haben, zeigt eben Ungeistigkeit 
und Seelenlosigkeit dieser bestimmten Gruppe von 
Menschen an. Das Heilmittel dieser Jugendlichen ist 
das Rauschmittel - ich meine ·die Anfälligkeit für 
Kitsch jeder Art. In Sorglosigkeit schwelgen sie in der 
sogenannten Kultur des Vergnügens. Diese Dinge muß 
man wissen, wenn man zu dem Kriscnbcwußtsdn der 
Jugend spricht. Wir leben in einem materiellen Über
fluß - das wollen wir uns zugeben -, in elner relativen 
Zufriedenheit unserer Tage und übersehen in der gro
ßen Gefahr, in der wir stehen, die tiefen Sdlatlcn, die 
das gesellschaftliche Bild unserer Tage trüben. In der 
Beobachtung dieser Dinge, in dem Bemühen, die Wirk
lichkeit wirklich und echt zu sehen, müssen wir uns 
bescheiden und nüchtern fragen - das haben Sie ge
tan, das hat auch der Herr Kollege Korbach getan -, 
ob wir alles tun, um dieser Entwicklung gegenüber 
einen Damm zu errichten. 

Meine Damen und Herren! In diesem Zusammenhang 
ein Zitat, das ich einem Buch entnehme, welches dieser 
Tage erscheint und staatsbürgerlichen Inhalt hat und 
dessen Verfasser mit mir durch Jahrzehnte hindurch 
b efreundet ist; diesen Mann darf ich hiur zitieren. Er 
schreibt: 

Unsittlich ist die Arbeit, die für die Störung und 
Zerstörung des Gemeinschaftslebens, die Untergra
bung seiner sittlichen Grundlage und für die Schwä
chung der körperlichen und geistigen Krä!te der 
Menschen bestimmt oder auch nur geeignet ist. Sol
che „Arbeiter'', 

- der Verfasser meint damit die Literaten, diese „schöp
ferischen" Menschen, die uns die „wunderbaren" Filme, 
von denen Sie eben gesprochen haben, bescheren -

auch selbst, wenn sie den höchsten Arbeitsertrag 
nach Hause tragen oder vielmehr gerade die, sind in 
Wahrheit Schädlinge der Gesellschaft und des Staa
tes. Sie sind nicht weniger antisozial und asozial als 
die wirklich echten Staatsfeinde. 

Ich meine, wir haben uns schon wiederholt mit dieser 
Frage beschäftigt, und es gibt unerhörte FragP.stellun
gen wie: Sind die gesetzgebenden Körperschaften in der 
Lage, gegenüber der Problematik der literarischen 
Schöpfungen die Grenzen zu ziehen, die dem Miß
brauch der Freiheit in Wort und Bild die Möglichkeiten 
der Wirksamkeit setzen? 
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In dif!i;em Zusammenhang noch eine Frage, von der ich 
gl~ubP, wir llollten sie uns s t e ! 1 e n - \Vir können sie 
nicht b e a n t w orten-: Wie wird dle Jugend mit dem 
Amerikanismus fertig? Diese Frage ist DDdl völlig ofien. 
Meine Damen und Eerren! Wenn ich diese Dinge zu 
l'int>r abschließenden Bt!urteilung bringen dar!, dann 
m~ichte ich sagen : Wir erleben diese unglückliche Ju
gend - sie ist in der Minderheit, das darf ich feststel
len -. aber wir erleben sie in ihrer asozialen rassJvität, 
und wir erle ben diese Jugend in ihrer asozialen Aktivi
tiit. Wir fragen uns besorgt: Wie werden wir mit dieser 
.Yug!•nd in Zukunft fertig werden? Die Lebensbegierde. 
die ihnen, den jungen Menschen. innewohnt und die 
vun ihnen gezeigt wird, verbürgt in der seelischen Hohl
heit. die dieser Jugend eigen ist, keine Möglichkeit einer 
<•rhtl-n zukun!tsträchtigen Entwicklung, diese Leute ha
b"n Rttch keine n geistigen Schwung. 

Nun - in dem Zusa=enhang - zur Entschuldigung der 
Jugend noc:h einige Bemerkungen! Wir alle fühlen uns 
in <iiesem Jahrhundert wil"klich nicht wohl; viele von 
uns w~rden in ihrer Lebenshaltung von der Angst be
s timmt, von der Angst, die die nächste Zukunft ,schon 
beinhalten kann. Und daher kommt zum guten Teil die 
Erklärung für d ie Maßlosigkeit, für die tiefe Gleich
gültigkeit, die den religiösen Werten gegcnüber gebracht 
wird. Wo dem so ist. tehlt unendlich viel Verantwor
tung - das müssen wir wissen -, und das moralische 
Gesetz in der Brust des einzelnen iEt - leider Gottes 
muß das gesagt w erden - dann doch eine zu seltene Er
scheinung, als daß man dieses moralisc:he Gesetz in sei
ner Allgemeingültigkeit in der Brust der Masse anneh
men könnte. Was ist z.u tun? Die Frage i~t schon ge
stellt worden. Bestimmt ist das Problem nicht mit dem 
Gummiknüppel, mit behördlicher Anordnung zu lösen. 
Was wir zu tun haben, ist folgendes: Wir haben unsere 
Hilfsbereitschaft zu a ktivieren, wir haben z.u versuchen, 
unsE-re Verpflichtungen in der individuellen Betreuung 
de:; einzeln<'n gefährdeten Menschen unausgesetzt tätig 
W('l'dcn zu lassen, w ir müssen versuchen, den jugend
JiC'h l'n Menschen wieder zu sich selbst zu führen; und 
wenn der Ju"endliche zu sich selber gekommen ist. 
m.-ine Damen und Herren, dann nehme ich an , daß 
seine Gemütslage so sein wird, daß er auch w ieder eine 
echte Sehnsucht nach einem anderen Leben, das wir als 
Pin geistiges und seelisches Leben sehen m öchten, ha t. 
Dil'se Dinge sprechen wir nicht an mit dem Pathos des 
M11nnP!', cl Pr da glaubt, Anklagen erh.eben zu müssen. 
im Gegenteil, wir sind der Meinung, daß wir m it Nüch" 
ternh<>it dies:es Generationsproblem irgendwie e rleich
lem könni>n. w ;r haben insbesondere z.u versuchen, 
einen E inblick in die entwicklungspsycholo.gischen Vor
gän ge dieser angespr ochenen Gruppen zu bekommen, 
und deshalb b egrüße kh es, wenn hier von diesem 
Hau!'e aus versud\t wird. eine zusätzlic:he Organisation 
zu sch<'ffon, in der die Erkenntnisse, die auf dem Ge-
1.lidt~ der 8nziologie und der Psychologie erarb0itet. wer
(kn. verwertet werden können, Herr Korbach hat hier 
Vorschläge gemadit.. It.11 n ehme an, daß von ihrer Seite 
nus {zur SPD) diese Vorschläge ebenso gutgeheißen 
werden. und wenn es dann möglich ist, in den Einzel
fällen die echte mitwirkende Hilte zu geben, dann darf 
- 1:1uf lange S icht gesehen - wohl dle Erwartung ausge
sprochen werden. daß dieser betrübUchen Erzchcinung, 
die ein Ausdruck unserer aufgewühlten und unser er 
:wrrütt~ten Zeit ist, wird beigekommen werden können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Böglcr: 

Meine Damen und Herren! Ich rule auf Punkt 13 der 
Tage~urdnung: 

-------- . ··--------· 

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Ausgleich 
fflr die durdi die besatzuogsrecbtllche Regelung der 
Kilckcrstattung entstandenen offensichtlidtcn Cn-

remtsfolgen 
- Drucksache 11/164 -

Zw· Begründung des Antrages erteile ich Herrn Abge
ordneten Wallauer das Wort. 

Abg. Wa.llauer: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Ich w ill 
Sie aus den jugendlichen und zum Teil poetischen Ge
filden ln eine etwas nüchternere Welt ?.urückführen; 
aber ich verspreche Ihnen angesichts der vorgerückten 
Ze:lt, daß ich Ihre Aufmerksamke it nicht zu lange in 
Anspruc.11 nehmen we!.'de. Der Antrag, den meine Frak
tion Ihnen in der Drucksache H / 164 vorgeh~gt hRt und 
um dessen rqöglichst einmütige Anna hme ic.:h. Sie bitte. 
bedarf keiner ausführlichen Begründung; denn der 
Gegenstand dieses Antrages, die Regelung der An
sprücbe der sogen1lnnten loyalen R ück.erstatt ungsver 
pflichteten, ist bereits vor z.weieinhalb J ahren in d ie
sem Hohen Hause Gegens tand einer Großen Anfrage 
der CDU gewesen, an deren Beantwortung durch den 
Herrn Justizminister s ich eine ein-gehende Resprechung 
angeschlossen hat. 

Wenn wir die Dinge beute erneut .aufgreifen, so ein
mal deshalb, weil sich die Erwartungen, welche das 
Haus an jene DeJJaUe geknüpft hat, leider bisher in 
keiner Weise erfüllt haben, dann aber auch, weil der 
gegenwärtige Zeitpunkt günstig erscheint, doch noch 
die dringend erforderliche Regelung di.eses Gegens tan
des beim Bund durchzusetz.en. Das ist dann möglich, 
wenn sich alle beteiUgren Faktoren der Bundesgesetz
gebung und damit auch die Länder entsprechend ein
setzen. 

Ich darf nun noch ku.rz erläutern: Es h~l.!ldelt sich um 
die sogenannte innere Restitution, nicht um Demon
tagen, Be.schlagnahmungen usw., sondern um das, was 
in den Militärregierungs~esctzen Nr. 59 in de r briti
schen und amerikanischen Zone, durch die Verordnung 
Nr. 120 in der :französisehen Zone geregelt worden ist. 
Bei der Debatte im Aprll 1954 ging es zunächst noch 
um die Restitution selbst, und es bestand wohl d a und 
dort noch dfo schwache Hoffnung, daß eine Neurege
lung sowohl des materiellen Rechts als auch des Ver
:fahrensrcchts in deutscher Zustiin<ligl\eit erfolgen 
könnte. Dles.e Hoffnung mußte aufgegeben w~rden. 
Was aber den weiteren Punkt der Großen Anfrage, 
die Frage nach einer bundeseinheitlichen Regelung, 
anlangte, durch die für die Res titutionsgPRchädigten 
ein Härteausgleich geschaffen würde. so verwies da
m als der Herr Justizminister in seiner Jl.P.1mtwortung 
auf eine Mitteilung des Ilundesfinanzm iniste.rs, daß 
dieser Ausgleich im Rahmen <les Kriegsfol.genr;ch l11R
gesetzes behaJ1delt werden würrle. 

Dieser Entwurf des Kriegsfolgensch.lußgesetzes, meine 
Damen ,J,md· 5er~en, liegt seit Juli 19f>5 vor, aber er 
cn(nllJf"eliie"'~egefüng; .die den Erwartungen, die von 
der großen Zahl der Geschädigten daran .geknüpft wer
den konnten. tn gar keiner Weise genügt. Die im § 5 
des Entwurfe!! vorbehaltene Regel.ung w ird im § 61 
näher umschrieben. ~r entscheidende Satz s teht im 
Absatz 2 und lautet: „Ein Recht.~anspr1.1ch <l\t f d ie Ge
währung van Härtebeihilfen bPsteht nicht ." - Ich deu
tete eben schon arr, daß damit die berechtigten Erw ar
tungen der Geschädigten bitter enttäuscht würden. Ich 
muß aber hinzufügen, daß mit einer solchen R t>gelung 
aJUch den klar und eindeut ig ausgesprochenen Forde
rungen der Parlamente in keiner Weise entsprochen 
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würde. Denn längst vor der Debatte unseres Landtages 
hatte der Redltsausschuß des Bundestages am 3. Juli 
1952 einen viel weitergehenden Antrag gestellt, nach 
dem den Betroffenen ein edlter Ausgleichsanspruch 
gegen den Bund gegeben werden sollte. Dieser Antrag 
wurde am 11. September 1952, also gestern vor vier 
Jahren, in der 229. Sitzung des Bundestages - bei eini
gen Enthaltungen, ohne Gegenstimmen - zum Beschluß 
erhoben. Die Bundesregierung wurde damals ersucht, 
gleichzeitig einen Entwurf vorzulegefl a) eines Gesetzes 
betreffend die Entschädigung der Opfer des National
sozialismus - diese ist jetzt durch das sogenannte Bun
desergänzungsgesetz abschließend geregelt -, b) eines 
Gesetzes über die Regelung der rückerstattungsrecht
lichen Verbindlichkeiten des Deutschen Reiches - dar
über liegt jetzt der Entwurf des Bundesrückerstat
tungsgesetzes dem Bundestag vor - und c) eines Ge
setzes zur Behebung der durch die von der Besat2lung 
vorgenommene Regelung der Rückerstattung entstan
denen Härten. 
Das letztere Gesetz ist unser Fall. Dazu wurden fol
gende Gesichtspunkte hervorgehoben. Das Gesetz sollte 
offenkundige Härten dieser Rückerstattung mildern 
und den Rückerstattun.gspflichtigen einen Ausgleichs
anspruch gegen den Bund geben, wenn 
J. die Entziehung des Vermögensgegenstandes durch 

Rechtsgeschäft und nicht gegenüber einer Person 
vorgenommen worden ist, die durch unmittelbare 
Verfolgungsmaßnahmen aus den Gründen der Re
stltutionsgesetze zur Veräußerung veranlaßt worden 
ist, 

2. dem Verfolgten ein angemessener Kaufpreis gezahlt 
worden ist, und 

3. der Rückerstattungspflichtige oder - im Sinne des 
Buchstabens D des Beschlusses - der Regreßpffich
tige entweder 
a) beim Erwerb den Entziehungscharakter der Ver

äußerung nicht gekannt hat oder nicht kennen 
konnte oder 

b) beim Erwerb in einer den Interessen des Ver
folgten günstigen Absicht gehandelt hat 

- das ist der eigentliche Anlaß für unser Anliegen -
oder 

c) wenn er durch die Rückerstattung oder die son
stige Verpflichtung - unter Berücksichtigung 
seines Gesamtverhaltens beim Erwerb und sei
ner gesamten wirtschaftlichen Verhältnisse im 
Zeitpunkt der Rückerstattungsentscheidung oder 
des Vergleiches - unbillig und hart getro!fen, ins
besondere in seiner wirtschaftlichen Existenz ver
nichtet oder wesentlich gefährdet worden ist. 

Diesen Entwurf sollte also die Bundesregierung seit 
vier Jahren vorlegen. Der Entwurf ist in diesem Sinne 
nicht vorgelegt worden. Die staatspolitische und sozial
politische Notwendigkeit einer solchen Regelung, durch 
die den loyalen Rückerstattungsverpflichteten ein wirk
licher Anspruch gewährleis tet wird, brauche ich wohl 
nicht besonders zu betonerL Ich halte es auch nicht 
für erforderlich, etwa an Einzelfällen noch einmal dar
zutun, wer zu diesen loyalen Rückerstattungspflich
tigen gerechnet werden muß. Die Herren Kollegen Dr. 
Habighorst und Schuler von der CDU und der frühere 
Kollege Steger, der nun schon seit einer Reihe von 
Jahren in außerordentlich verdienstvoller Weise als 
Vorsitzender des Bundes der Rückerstattungsgeschä
diglcn tätig ist, haben damals auf die Vielzahl von 
Fällen verwiesen, in denen nicht nur Erwerber jüdi
schen Eigentums gutgläubig waren, sondern in denen 
für die Vorbesitzer durch die käufliche Übernahme 

ihres Eigentums überhaupt erst die Möglichkeit ge
schaffen wurde, auszuwandern. Bei vielen Erwerbs
fällen waren Mitleid und Hilfsbereitschaft gegenüber 
jüdischen Bekannten und Freunden das Motiv. Es war 
nicht selten, daß die Juden ihrerseits an ihre Freunde 
herantraten. Ich weiß, meine Damen und Herren von 
der SPD, daß der Herr Kollege Schmidt damals das 
Anliegen, das der Großen Anfrage der CDU zugrunde 
iag und das unserem heutigen Antrag zugrunde liegt, 
z.war grundsätzlich unterstützt hat, daß er aber gegen 
einige Formulierungen Bedenken erhoben und daß er 
die Beredltigung jedes Entschädigungsanspruches von 
der genauen Prüfung der Persönllchkeit des angeblich 
Geschädigten, von seiner moralischen Würdigkeit im 
S!nr.e einer eh.,.'\va,,11dfreien Ablehnung der national
·sozialistisch.en Verfolgun.gspraktiken abhängig gemacht 
hatte. Ich selbst ha·be volles Verständnis für diesen 
Standpunkt, und ich mache kein Hehl daraus, daß ich 
persönlich ihn weitgehend teile. 

Aber hier liegt auch die eigentliche Schwierigkeit für 
jede j ur ist i s c h e Regelung, die notwendigerweise 

'schematisieren muß und bei den Grenzen unserer Er
kenntnis im Einzelfall auch einmal fehlgreifen kann. 

(Abg. Diel: Das ist eine reine Redltsfrage!) 

- Es ist keine reine Rechtsfrage, Herr Kollege Diel. Es 
ist durchaus möglich, daß die Persönlichkeit des Ver
pftichteten bei der Regelung eine Rolle spielen kann, 
und daß nach dieser Richtung auch Beweise angetreten 
werden können. Aber wir können und brauchen uns 
mit der Regelung, die der Bundestag im einzelnen 
treffen soll, nicht zu befassen. Deswegen ist es auch 
nicht notwendig, daß unser Antrag einem Ausschuß, 
etwa dem Rechtsausschuß, überwiesen zu werden 
braucht. Wesentlich im Sinne unseres heutigen Antra
ges ist nur folgendes: 
1. daß die Entschädigung der loyalen Rückerstattungs
. verpflichteten aus dem Kriegs!olgenschlußgesetz 

herausgenommen und durch ein besonderes Gesetz 
geregelt wird. Das war der Sinn der Bundestags
drucksache und des im Bundestag angenommenen 
Antrags, ebenso wie au! diesen Antrag hin die bei
den anderen von mir vorhin erwähnten Gesetze da
mals angenommen bz.w. vorgelegt worden sind; 

4. daß im Gegensatz zu einer jeweils im Billigkeits
wege zu treffenden Härteregelung, die aber in einem 
gewissen Ermessen liegt, wie der § 61 des Ent
wurfs des Kriegs!olgenschlußgesetzes vorsieht, ein 
edlter Redltsanspruch !ür bestimmt zu normierende 
Gruppen von loyalen Erwerbern geschaffen wird. 

Der Zeitpunkt für eine solche Regelung scheint jetzt 
gekommen zu sein. In dieser oder In der folgenden 
Woche beginnen in den zuständigen Ausschüs~n die 
Beratungen des Kriegs!olgenschlußgesetzes. Inzwischen 
ist es außerdem der Bundesvereinigung der Rück
erstattungsgeschädigten gelungen, eine Gruppe von 
Bundestagsabgeordneten, zu denen meines Wissens 
auch unser verehrter Kollege Schlick und unser frühe
rer Kollege Eberhard gehören, für eine Regelung im 
Sinne unseres Antrages zu interessieren. Mit Schreiben 
vom 14. Juli 1956 hat die Bundesvereinigung einzelnen 
Herren dieses Arbeitskreises einen Entwurf für ein 
Entschädigungsgesetz mit eingehender Begründung 
übermittelt. Es entspricht dem bisher von mir Gesag
ten, daß wir uns auch mit diesem Entwurf ebensowe
nig wie mit der Tätigkeit der Bundesvereinigung der 
Rückerstattungspflichtigen überhaupt nun in jeder Ein
zelheit identifizieren. 

Aber eines lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
doch noch sagen. Ich habe im Februar dieses Jahres, 
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ohne persönlidl daran interessiert zu sein, an der hier 
in Mainz stattgefundenen Generalversammlung des 
Bundes der Rückerstattungspflichtigen teilgenommen, 
um mir ein Bild zu machen. Ich hatte dabei den be
:>limmten Eindruck, daß die bisherige Behandlung des 
Gegenstandes durch die Bundesregierung eine erheb
liche Verbitterung bei den Betroffenen hervorgerufen 
bat, die man nicht mit einer Handbewegung abtun 
kann. Ich bin sogar davon überzeugt, daß es nur der 
iowsclli<'.kten und maßvollen Leitung des früheren Kol
legen Steger :r.u danken ist, wenn diese Verbitterung 
bisher nicht in einen unfruchtbaren und der Sache 
selbst schiidlkhen R::idikalismus umgeschlagen ist. 

Lassen Sie micll zum Schluß kommen. Ungeachtet der 
gesetzgeberischen Schwierigkeit, die eine eindeutige 
Untersclleidung zwischen loyalen und anderen Rück
<•rstatt.ungspftichtigen zweifellos aufwerfen wird, bitte 
icll Sie, für unseren Antrag zu stimmen, der die Lan
desregierung ersucht, sich für eine gerechte und damit 
die Unzufriedenheit beseitigende Lösung eines Pro- · 
hle>ml' einwsetzen, das schon allzu lange die Offent-
1 i<ilke>it in wenig erfreulicherweise besd1ärtigt. Es ist 
rt e> ~ h a 1 b erforderlich und wünschenswert, daß sich 
die Landesregierung dafür einsetzt, weil im Bunde 
bisher außer dem Ausschuß, der das Kriegsfolgen
schlußgesetz behandelt, nach meiner Kenntnis ein .!\..us
~rhuil des ßundestages oder ein Unterausschuß nicht ge
bildet ist. Der von mir vorhin erwähnte Arbi!itskreis 
i!:'t lediglich ein interfraktioneller freiwilliger Ausschuß, 
d <.?tn eine Reihe von Bundestagsabgeordneten ange
hiiren. Aber gerade weil sich dieser Ausschuß im Au
g~mblick gebildet hat und ihm von interessierter Seite 
ein Entwurf zugegangen ist, wäre es jetzt an der Zeit, 
wl'nn die Bundesregierung entsprediend initiativ würde. 
Und daß dRI' geschieht, darum bitten wir die Landes-

(BE!ifall im Hause.) 

Vizl'prä:o>idt-nt Bögler: 

Nach der Begründung des Antrages darf ich dem Hause 
mitteilen. daß der Ältestenrat fes tgelegt hatte, den An
trag dem Rechtsausschuß zu überweisen. 

(AbJ!. Die!: Das ist auch riclltig!) 

Nunmehr hat, na<·h<km auch schon der Herr Fraktions
vvr~it~.endP dl'r FDP-Fraktion sich für eine direkte Ab
~ t inu11ung t>ingl'~etY.t hat te, der Herr Kollege Waliauer 
i11 <ler Begründung um das gleiche gebeten. Das ist gc
J>:t:'n i.ib r.r der Festlegung im Altestenrat der weiterge
h••ndt• Antrag. Bevor ich aber abstimmen lasse, hat das 
Wort erbeten der Herr Just izminister. Ich darf .ihm das 
Wort erteilen. 

Justizminister Becher: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
n •n ! Ich werde S ie nicht lange aufhalten. Zu dem An
t !'11g möchte ich aber kurz folgendes sa~en: 

D<1 ~ Hohe Haus ha t sich im Jahre 1954 schon .,,inmal mit 
d~m l(leiC'hen Tatbestand befaßt auf Grund einer Gro
J.!en Anfrnge <!er Fraktion <ler CDU. Alle Fraktionen 
sprachen sich damals für eine a lsbaldige gesetzliche 
Hegelung aus. Ausgangspunkt für die Haltung der Frak
thitwn Wiil' die Erkenntnis, daß die Rückerstattungs
v1·rpflichteten zu einem nicht unerheblicllen Prozent
st'ltz seinerzeit in rechtlich und sittlich einwandfreier 
Weise R echtsgüter t'rworbcn haben, vielfach um den 
Verfolgten zu helfen, und daß sie durch die von den 
H~ilat7.Uog~miichten angeordnete Rückerstattung wirt
s• il« ftli<'h in Not geraten s ind. Daß sie also Vermögens
l" nl-->11JiPn erlitten h<iben, die :r.u tragen man ihnen nicht 

zumuten kann bei reclitss la<itlicher Beurteilu ng dieses 
Fragenkomplexes. Die Frage der Zubilligung ~tneR Aus
gleichsansprtJ.ch8 für die von der Rücker~tattung be
troffenen redlichen Erwerbt::r ist auch von den Gesetz
gebungsorganen des Bundes bereits erwoge n und er
örtert wordep. Aus verstä ndlichen Gründen blieb die 
iteSetzliCbe . Regelung dieser Ausgleichsansprüche so
lange .zurückgestellt, <J.ls die Befriedigung der Rücker
stattungsansprüche· der Berechtigten gegen das Reich 
und gleichgestellte Rechtsnachfolg!!r nocl1 nicht in An
grüf genonunen war. Leider sind nun die Ansprüche 
der redlichen Rückerstattungsverpflichtelen in den in
zwischen dem Bundestag vorgelegten Geset:Gentwürfen 
nocll nicht hinreichend berück sichtigt. Im Entwurf d nes 
Rückerstattungsgeset.z.es konnten diese Ausgleichsan
sprüche n.kht aufgenommen werden, da dieser Entwurf 
in Erttillung' einer Verpflichtung aus dem 'Oberleltungs
vertrag lediglich eine auf 1,5 Milliarden DM begrenzte 
'EnfScnä'fügung „„der '"'RilCker'stattungsberechtigten vor-

. „.srent"ÄD'er"äITcn"ae:r"~nlV.;ü'ffefües Kriegsfolgenschluß
gesetzcs will den loyalen Rück~rstattungsverpfl,ichteten 
un~er gewissen Voraussetzungen lediglich eine Härte
beihilfe gew~hr.en. 

Immerhin hat de!." tiir das Krieg~folgen;;chiußge!>etz 

federführende Buridesfa.E(sAu~~dmß für Geld und Kredit 
bei der erst.en Beratung des Entwurfs im April di~es 
Jahres vorgesehen, daß im § 5 ein weitere1· gesetzlicher 
Vorbeh alt für ei.i'le b esondere gesetzliche Regl.'lung der 
Schäden loyaler Rückerstatlungsvexpflichtete r aufge
nommen werden sollte. Die Beschlußfassung darüber 
blieb bis zur Kenntnisnahme des Entwurfs eines Bun
degrück crstattungsgeset7.es :r.urückgesteHt. Dif.ser Ent
wurf ist nun dem Bundestag inzwischen zugclc ite l wor
den. Es steht zu erwarten, daß bei der \Veiteren Ver
handlung dei;: Krle~sfolgenschlußgesetzcs im Rundesta~ 
rlte Frage des Ausgleiches der Ansprüc.:he der redlichen 
Erwerber gd.>ührende Berücksichtigung find<'t. Diese> 
Erwartung ist um so berechtigter, als llc1·eib der ers te 
Bundestag in einer Sitzung vom September 1952 ein
stimmig einen Antrag seines Recht;;.aussclrns~Ps ange
nommen h aft.P., wonach die Bundesregierung einen Ge
setzentwurf vorzulegen h abe, ln dem unter anderem 
offenkundige Härten der besatzungsrechi!ich angeord
neten Rückerstattung gemild1>r t und den loyalen Rück
erstattungs.verpflichte ten ein Ausgleich;;anspruch ge
gen den Bund gegeben werden sollte. 

Ich möch.~ . deshalb für dle Landesregierung folgende 
Erkl~J:ggg ~~g~be.n. ;QIP. Landl'!m~gierung wird die wei
tere Beratung über das Kriegsfolgenschlußgesetz im 
Bundestag init Aufmerksamkei\ 'verfolgen und g<>gebe-

. riel:i:fälli' ful'Zü.~irrunenwirkcn mit den übrigen Landes
r<'glP.r\.tngeri über d('n nunMi:r ra t auf elnli' gli':-echte ge
s('t7. liche Regelung dieser 1''rage hinwirken. lnsoiern 
bestehen !'öicherlkh keine Bedenken dagegen. daß diese 
Ft·age heute hier abgeschlossen werden kann, ohne da!.~ 
die Vorlage noch einmal dem Rechtsausschuß überwie
sen. werden müßte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Bßgler: 

lch erteile d~s Wort H errn Abgeordneten Dr. Habig
horst von der Fraktion der CDU. 

Abg. Dr. Habl&horst: 

Sehr verehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will es wirklich g<mz kurz machen. In 
dankenswerter Weise hat der Herr Kollege Wallauer 
das Problem heute hier nocll einmal vorgetragen. Er 
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hat chronologisch die ganze Angelegenheit noch einmal 
entwickelt. 

Ich bin mit dem Herrn Minister der Meinung, daß es 
unzweckmäßig wäre, diesen Antrag dem Rechtsaus
schuß zu überweisen. Die Angelegenheit kann nicht da
durch gefördert werden, daß sie in unserem Rechtsaus
:::chuß behandelt wird. Erfreulicherweise - das ist auch 
eben hier zum Ausdruck gekommen - ist das gesamte 
Problem, das sicher ein ganz brennendes ist, soweit 
gediehen, daß wlr jetzt eine Hoffnung haben, daß der 
Bundestag durch die Initiative gerade einiger rhein
land-pfälzischer Bundestagsabgeordneter einen Gesetz
entwurf erarbeitet. In einzelnen Fällen, das dar! ich 
sagen, liegen soviel Ungeredltigkeiten, die unbedingt 
bereinigt werden müssen. Es steht auch fest, daß die
ses Problem nicht im Kriegsfolgenschlußgesetz end
gültig behandelt werden wird. Es ist bereits ausge
klammert. Ich habe darüber verbindliche Schreiben 
von Bonn vorliegen. Ich glaube, das dürfte uns be
ruhigen. 

Ich bin der Meinung, wir sollten den Weg gehen, der 
eben durch die Regierung vorgeschlagen worden ist. 
Die ganze Debatte, die heute morgen hier geführt 
worden ist, sollten wir mit dem Antrag der Regierung 
als Material überweisen, damit die Angelegenheit in 
der Form weiterbehandelt werden kann. 

(Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Bögler: 

Meine Damen und Herren! Nadl der Stellungnahme 
der Landesregierung, glaube ich, sollte man dem An
trag, wie er seitens der FDP-Fraktion gestellt und auch 
unterstützt wurde, zustimmen. Ich darf zur Abstim
mung kommen. Wer dem Antrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Hancheichen! 

(Abg. Diel: Es ist der Antrag gestellt worden, die 
Vorlage der Landesregierung als Material zu 

überweisen.) 

- Das ist ungefähr dasselbe. Der Wortlaut des Antrages 
ist ein Ersuchen an die Landesregierung, darauf hinzu-

wirken, e ine gesetzliche Regelung der Frage herbei
zuführen. Dem kann man dodl zustimmen. - Der An
trag ist mit großer Mehrheit angenommen worden. 

(Zuruf: Einstimmig!) 

- Ich kann auch die Abstimmung wiederholen. - Wer 
der vorliegenden Drucksache rr:l64 seine Zustimmung 
gibt, den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegen
probe! - Stimmenthaltungen! -

Bei einer Stimmenthaltung' angenommen. 

Ich rufe auf Punkt 14 unserer Tagesordnung: 

Erste Beratunc eines Landesireseh:es über den 
Gewerbesteuerausgleich :r;wlsdlen Betriebsge
meinden und Wohngemeinden (Gewerbesteuer-

ausgleichsgesetz) 
- Drucksache II/174 -

Der .Ältestenrat sdllägt die Uberweisung der Vorlage 
an den Hauptaussdluß und den Rechtsausschuß vor. -
Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist so beschlos
sen. 

Punkt 15 ist bereits gestern erledigt worden. 

Ich rufe auf Punkt 16 der Tagesordnung: 

Antrag des Petitionsausschusses betreffend 
beratene Eingaben 

- Drucksache Il/ 173 -

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich, eine Hand zu erheben! - Idl d anke, der An
trag ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit ist d ie vorliegende 
Tagesordnung erledigt. Die nächste Sitzung des Land
tages soll am 9. Oktober stattfinden. Es erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann darf ich Ihnen eine gute Heim
fahrt wünschen. Die Sitzung ist geschlossen. 

S c h 1 u ß d e r S i t z u n g : 14,46 U h r. 


